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1. Petition 16/5129 betr. Justizvollzug, Maflnahmen
bei einer Coronainfektion

Der Petent beschwert sich iiber den Umgang der Jus-
tizvollzugsanstalt mit der Coronainfektion eines Ge-
fangenen, insbesondere die Art der Bekanntgabe von
Informationen (1.), die Moglichkeit von Hofgang und
Duschen (2.), die Umsetzung der Vorgaben der An-
staltsleitung (3.) und eine angeblich verzogerte
Durchfiihrung von Coronatestungen (4.).

Zutreffend ist zundchst, dass am Nachmittag des 4. De-
zember 2020 ein Gefangener positiv auf das Corona-
virus getestet wurde und die Justizvollzugsanstalt so-
dann in einen Quarantine-Modus zur Verhinderung
weiterer Infektionen wechselte. Oberste Prioritit hat
in einer solchen Situation der Schutz der Gesundheit
der Insassen und Bediensteten der Justizvollzugsan-
stalt, weshalb in Abstimmung mit dem zustindigen
Gesundheitsamt alles getan wurde, um ein unkontrol-
liertes Ausbreiten des Virus zu verhindern. Hierdurch
konnte ein groBerer Ausbruch vermieden werden. Die
durchgefiihrten Tests ergaben bei den Insassen keinen
weiteren positiven Befund. Abgesehen von vier Insas-
sen, die die Vornahme eines Abstrichs verweigerten
und deshalb die vorgeschriebenen zehn Tage in Qua-
rantdne bleiben mussten, konnten alle Insassen getes-
tet und fiir diese nach Vorliegen aller Testergebnisse
die vorsorgliche Quarantine bereits nach fiinf Tagen
aufgehoben werden.

Zu 1. (Informationsbekanntgabe):

Zutreffend ist, dass die Durchsage zum Beginn des
Quarantdne-Modus am Abend des 4. Dezember 2020
nur in deutscher Sprache erfolgt ist. Hintergrund ist
der Umstand, dass die Mallnahmen in einer Situation
mit grofem Entscheidungs- und Handlungsdruck fiir
sdmtliche Belange des Anstaltslebens — an einem Frei-
tagabend — angeordnet werden mussten, weshalb die
Suche nach Bediensteten, die einen Durchsagetext in
eine von zahlreichen géngigen Fremdsprachen iiber-
setzen hitten konnen, unterblieben ist.

Die Durchsage des Anstaltsleiters zum aktuellen Stand
und zum weiteren Vorgehen am Montag, den 7. De-
zember 2020, wurde demgegeniiber von Lehrkréften
der Anstaltsschule in die englische, franzdsische, italie-
nische und spanische Sprache {iibersetzt und zum
Nachlesen fiir die Stockwerke bereitgestellt.

Wihrend der gesamten Quarantinezeit waren zudem
die Bediensteten der Justizvollzugsanstalt durchgehend
bemiiht, Fragen der Insassen im personlichen Ge-
sprich an der Versorgungsklappe des Haftraums der
Gefangenen beziechungsweise Zimmers der Siche-
rungsverwahrten zu beantworten. Auch die Fach-
dienste standen entsprechend fiir dringende Anliegen
und Kriseninterventionen zur Verfiigung.

Zu 2. (Hofgang und Duschmdglichkeit):
Das Grundrecht auf Leben und korperliche Unver-

sehrtheit umfasst auch im Rahmen der Covid-19-Pan-
demie die staatliche Pflicht, sich schiitzend und for-

dernd vor das Leben zu stellen und vor Beeintréchti-
gungen der Gesundheit zu schiitzen. Die von einem
staatlichen Freiheitsentzug betroffenen Personen sind
in viel geringerem Mafle als in Freiheit dazu in der
Lage, tiber ihr individuelles Verhalten in Bezug auf
Infektionsrisiken selbst zu entscheiden und entspre-
chend zu handeln. Sie sind sowohl in ihrer Lebensge-
staltung als auch in Bezug auf Infektionsrisiken von
den staatlich bestimmten Voraussetzungen im Frei-
heitsentzug abhingig. Dariiber hinaus ist die Unter-
bringung in Einrichtungen der Freiheitsentziechung
mit einem Zusammenleben auf engem Raum verbun-
den und demzufolge das Infektionsrisiko besonders
hoch.

Vor diesem Hintergrund mussten aufgrund der noch
unklaren Pandemielage der gemeinschaftliche Hof-
gang und das Duschen zur unbedingten Verhinderung
einer Ausbreitung des Coronavirus ab Bekanntwerden
der Infektion voriibergehend ausgesetzt werden. Ein-
zelhofgang und Einzelduschmdglichkeiten fiir die tiber
500 im geschlossenen Vollzug der Justizvollzugsan-
stalt untergebrachten Gefangenen und Sicherungsver-
wahrten konnten in dieser Situation nicht angeboten
werden.

Den Insassen wurde am 7. Dezember 2020 diesbeziig-
lich mitgeteilt, dass jedem ermdglicht werde, bis Mitt-
wochabend einmal den Haftraum zu verlassen, um zu
duschen und zu telefonieren. Den Sicherungsverwahr-
ten wurde — vom Petenten unerwéhnt — dariiber hin-
aus entsprechend dem Abstandsgebot zum Strafvoll-
zug angeboten, tiglich einzeln zu duschen.

Noch am Abend des 9. Dezember 2020, als fiir alle
Insassen negative Testergebnisse vorlagen, beschloss
das Krisenteam der Justizvollzugsanstalt, unverziig-
lich die Haftraum- und Zimmertiiren fiir die Freizeit
auf dem jeweiligen Stockwerk als Kompensation fiir
die zuvor bestehenden erheblichen Beschriankungen
trotz des bereits bevorstehenden Nachteinschlusses
offnen zu lassen. Am Mittag des 10. Dezember 2020
konnte dann mit dem Vorliegen der Testergebnisse
auch der Bediensteten zum Normalbetrieb zuriickge-
kehrt werden.

Zu 3. (Umsetzung der Vorgaben):

Entgegen dem Vortrag des Petenten wurde am 7. De-
zember 2020 seitens des Anstaltsleiters im Rahmen
der in Bezug genommenen Durchsage bekannt gege-
ben, dass ,,Gesprache mit den Kolleginnen und Kolle-
gen der Fachdienste an der Haftraumklappe mdoglich
sind“. Ein Aufsuchen der Insassen durch die Bediens-
teten in den Haftrdumen beziehungsweise Zimmern
hitte zu diesem Zeitpunkt in Anbetracht der unklaren
Infektionslage letztlich die zur Einddmmung einer
weiteren Ausbreitung getroffenen Maflnahmen kon-
terkariert.

Zur Frage, wann ein Wischetausch stattfinden solle,
wurde seitens des Anstaltsleiters im Rahmen der er-
folgten Durchsagen abweichend von der Darstellung
des Petenten keine Information iiber entsprechende
Vorgaben weitergegeben.
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Zu 4. (Coronatestungen):

Das vom Petenten angesprochene CoVLAB Baden-
Wiirttemberg ist eine bundesweit einmalige mobile
Coronateststation, die aus einem Modul zur Proben-
entnahme und einem Sicherheitslabor besteht. Das
Projekt wurde speziell fiir Testungen auf eine SARS-
CoV-2-Infektion entwickelt. Entgegen der Annahme
des Petenten steht das mobile Testlabor hierbei nicht
lediglich bereit und wartet auf einen Einsatz. Zwar
kommt das mobile Testlabor — wie vorliegend — bei
Verdacht eines akuten Ausbruchsgeschehens in einer
Anstalt zum Einsatz. Jedoch wird es grundsitzlich
werktéglich entsprechend einem alle Justizvollzugs-
anstalten des Landes einbeziehenden Fahrplan im ge-
samten Land zur Durchfithrung von regelmifligen
Routinetestungen der Anstaltsmitarbeiterinnen und
-mitarbeiter eingesetzt.

Dementsprechend wurde die mobile Teststation durch
die Justizvollzugsanstalt nach Riicksprache mit dem
Ministerium der Justiz und fiir Europa bereits am Tag
der Feststellung der Infektion — 4. Dezember 2020 —
angefordert. Der sogenannte Testtruck traf am Abend
des folgenden Werktags — am Montag, den 7. Dezem-
ber 2020 — in Abweichung von der geplanten Route in
der Justizvollzugsanstalt ein, sodass am Morgen des
8. Dezember 2020 mit den Abstrichen begonnen wer-
den konnte. An diesem Tag waren — unterstiitzt von
Bediensteten des Justizvollzugskrankenhauses Hohen-
asperg — flinf Testteams mit entsprechend qualifizier-
tem Personal in den verschiedenen Abteilungen der
Justizvollzugsanstalt im Einsatz. Insgesamt wurden
innerhalb von zwei Tagen annéhernd 800 Proben bei
Gefangenen und Sicherungsverwahrten sowie Be-
diensteten der Justizvollzugsanstalt durchgefiihrt und
je zweifach ausgewertet.

Das Vorgehen der Justizvollzugsanstalt ist nicht zu
beanstanden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Miller

2. Petition 16/5229 betr. Schulwesen

Der Petent begehrt mit der Eingabe ein Konzept zur
Vermeidung von Nachteilen fiir die Abschlussklassen
des Schuljahres 2020/2021. Er ist der Auffassung,
dass pandemiebedingte Einschrinkungen des Schul-
betriebs zu einer verschlechterten Bildungsvermittlung
fihrten, sodass vor allem die Abschlussklassen mas-
siv zu leiden und schlechtere Noten sowie schlechtere
Zukunftsaussichten zu erwarten hétten.

Der Petent fordert daher die ,,Verschiebung der neuen
Priifungsordnung®, den Entfall der Priifungen und die
Ausstellung der Abschlusszeugnisse auf der Basis der
im Schuljahr erreichten Leistungen sowie die Absen-

kung des fiir den Ubergang von der Realschule in das
Gymnasium erforderlichen Notendurchschnitts.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Baden-Wiirttemberg ist im Schuljahr 2020/2021 im
Einklang mit den anderen Bundeslindern und dem
Beschluss der Kultusministerkonferenz auch an allen
weiterfithrenden Schulen zum Regelbetrieb unter Pan-
demiebedingungen und damit zum reguldren Schul-
betrieb vor Ort iibergegangen. Bis zum 16. Dezember
2020, an dem die Schulen im Rahmen des bundeswei-
ten Lockdowns erneut geschlossen wurden, wurde da-
her in allen Klassenstufen Pridsenzunterricht in der
Schule erteilt.

Schiilerinnen und Schiiler, die im Schuljahr 2020/
2021 die Abschlusspriifungen ablegen, erhielten ab
dem 16. Dezember 2020 zundchst Fernunterricht. Ab
dem 11. Januar 2021 konnte in den Abschluss- und
Priifungsklassen sowie in den Jahrgangsstufen der
gymnasialen Oberstufe ergéinzend zum Fernunterricht
auch Prédsenzunterricht angeboten werden, sofern dies
zur Priifungsvorbereitung erforderlich war. Seit dem
22. Februar 2021 findet in den Abschlussklassen und
Jahrgangsstufen ein Wechselbetrieb von Prisenz- und
Fernunterricht statt. Uber den Umfang und die Dauer
der Prasenzphasen entscheidet die Schulleitung.

A.Damit die Schiilerinnen und Schiiler aufgrund der
erschwerten Bedingungen keine Nachteile erleiden,
hat das Kultusministerium eine Vielzahl von MaB-
nahmen ergriffen:

1. Die allgemein bildenden Schulen wurden beispiels-
weise zu Beginn des Schuljahres 2020/2021 dazu
aufgefordert, den Schwerpunkt auf das Kerncurri-
culum des Bildungsplans, also die Summe der ver-
bindlichen Inhalte der baden-wiirttembergischen
Bildungsstandards zu legen. Die weitere Zeit, die
ansonsten filir eigene Schwerpunktsetzungen ver-
wendet wird, konnten die Schulen dazu nutzen, um
Inhalte, die aufgrund der Pandemie nicht behandelt
werden konnten, noch einmal zu vertiefen und zu
wiederholen. Ferner wurde dem Pflichtunterricht,
insbesondere in den Kernfachern, Vorrang vor Er-
génzungs- oder AG-Angeboten eingerdumt.

2. Fiir den Fernunterricht hat das Kultusministerium
verbindliche Leitlinien und Qualitétskriterien fest-
gelegt. Dazu zdhlt, dass allen am Fernunterricht
teilnehmenden Schiilerinnen und Schiilern diesel-
ben Unterrichtsmaterialien zur Verfligung gestellt
werden. Sie bekommen in allen Féchern regel-
mafig Aufgaben und auch Riickmeldungen dazu,
wenn diese bearbeitet wurden. AuBerdem muss
eine regelméBige und verldssliche Kommunikation
zwischen den Lehrkriften und den Schiilern ge-
wihrleistet sein. Die Lehrkrifte sind zudem ange-
halten, das Fernlernen zu dokumentieren. Schiile-
rinnen und Schiiler, die {iber keine digitale Ausstat-
tung oder Anbindung verfiigen, erhalten von der
Schule die notwendige Ausstattung bzw. einen di-
gitalen Zugang an der Schule, um eigenstéindig ler-
nen zu konnen.
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3. AuBerdem wurden mit der Verordnung des Kultus-

ministeriums zur Regelung der Besonderheiten bei
der Leistungsfeststellung der Schulen und der
Durchfiihrung der schulischen Abschlusspriifungen
im Schuljahr 2020/2021, den Versetzungsentschei-
dungen, den Beratungen schulischer Gremien so-
wie der Lehrkréfteausbildung und -priifung (Coro-
napandemie-Priifungsverordnung 2020/2021) vom
22. Mirz 2021 besondere Regelungen erlassen, die
eine Leistungsfeststellung und Benotung auch in
diesem besonderen Schuljahr ermdglichen.

Unter anderem sind Grundlage der Leistungsbe-
wertung nicht nur alle von der Schiilerin oder dem
Schiiler im Prisenzunterricht erbrachten Leistun-
gen, sondern kdnnen dariiber hinaus auch im Fern-
unterricht erbrachte Leistungen sein. Zudem darf
die vorgeschriebene Mindestanzahl an schriftlichen
Leistungsfeststellungen seit dem 18. Januar 2021
unterschritten werden, da die Einschrankungen des
Priasenzunterrichts aufgrund der SchulschlieBungen
mehr als vier Wochen angedauert haben.

. Die in Klassenstufe 9 der Hauptschule und Werk-
realschule, der Realschule, der Gemeinschaftsschu-
le und der sonderpddagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren mit entsprechenden Bildungsgingen
durchzufithrende Projektarbeit ist im Schuljahr
2020/2021 ferner nur fiir diejenigen Schiilerinnen
und Schiiler verpflichtend, die den Hauptschulab-
schluss anstreben. Fiir alle anderen Schiilerinnen
und Schiiler ist die Durchfithrung der Projektarbeit
nur noch dann vorgesehen, wenn sich ihre Schule
dafiir entscheidet. Sollten Schiilerinnen und Schii-
ler mit der Projektarbeit bereits begonnen haben,
sie aber nicht mehr vollstdndig abschlieBen, kon-
nen die von ihnen bis zum Abbruch bereits er-
brachten Teilleistungen entsprechend dem jeweili-
gen Projektarbeitsstand anteilig mit in die Noten-
bildung einflieBen.

. Damit Schiilerinnen und Schiiler, die im Schuljahr
2020/2021 ihre Abschlusspriifungen ablegen, im
Vergleich zu anderen Abschlussjahrgéngen nicht
benachteiligt werden, wurde dariiber hinaus veran-
lasst, dass ihnen mehr Lernzeit durch die Verschie-
bung der Abschlusspriifungen eingerdumt wird. Es
wurden auBlerdem zusétzliche Priifungsaufgaben zur
Vorauswahl durch die Lehrkréfte erstellt und fiir
alle schriftlichen Priifungen wurden Wahlmoglich-
keiten fiir die Schiilerinnen und Schiiler vorgesehen.

Ferner wurde die zur Verfiigung stehende Zeit fiir
die Bearbeitung der schriftlichen Priifungsaufgaben
verldngert, und zwar um 30 Minuten bei Priifungen
mit einer Gesamtarbeitszeit ab 180 Minuten, darun-
ter um 15 Minuten. Zudem wurde den Schiilerin-
nen und Schiilern die Mdglichkeit eingerdumt, an
Stelle des Haupttermins den ersten Nachtermin fiir
die schriftliche Priifung zu wihlen und noch bis
eine Woche vor Antritt der ersten schriftlichen Prii-
fung ohne besonderen Grund von der Priifungsteil-
nahme insgesamt zuriickzutreten.

Das Kultusministerium hat daher bereits ein umfas-
sendes Konzept zur Vermeidung von Nachteilen

fiir die Abschlussklassen des Schuljahres 2020/
2021 erlassen.

B.Der Kontext der Petition ldsst vermuten, dass der
Petent dariiber hinaus die Verschiebung des In-
krafttretens der Verordnung des Kultusministe-
riums iber die Realschulabschlusspriifung (Real-
schulabschlusspriifungsordnung) vom 4. Juni 2019
fordert, die fiir Schiilerinnen und Schiiler gilt, die
im Schuljahr 2020/2021 die Realschulabschluss-
priifung ablegen.

Die Abschlusspriifungen orientieren sich jeweils an
den Bildungsstandards des geltenden Bildungs-
plans. Dies ist flir die Realschulabschlusspriifung
der gemeinsame Bildungsplan fiir die Sekundarstu-
fe I fiir die Hauptschulen, Werkrealschulen, Real-
schulen, Gemeinschaftsschulen sowie fiir die Schu-
len besonderer Art, der am 1. August 2016 in Kraft
getreten ist. Dieser Bildungsplan fand erstmals An-
wendung flir die Schiilerinnen und Schiiler, die im
Schuljahr 2016/2017 in die Klassenstufen 5 und 6
eintraten. Im Schuljahr 2020/2021 wird an allen
Realschulen, Gemeinschaftsschulen und Sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit
Bildungsgang Realschule erstmals nach diesem
Bildungsplan die neue Realschulabschlusspriifung
abgelegt.

Da die Realschulabschlusspriifungsordnung vom
4. Juni 2019 bereits am 1. August 2020 in Kraft ge-
treten ist und die Schiilerinnen und Schiiler entspre-
chend auf die Priifungen vorbereitet worden sind,
ist die vom Petenten gewiinschte Verschiebung des
Inkrafttretens der Priifungsordnung nicht mehr mog-
lich.

Durch die bereits genannten Mafinahmen wurden
jedoch die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass
die Realschulabschlusspriifung auch unter Pande-
miebedingungen erfolgreich abgelegt werden kann.

C.Ein Verzicht auf die diesjdhrigen Abschlusspriifun-
gen ist unter dem Gesichtspunkt der Chancen-
gleichheit weder erforderlich, noch ldge darin fiir
die betroffenen Schiilerinnen und Schiiler zwin-
gend ein Vorteil. Zum einen wiéren die Abschluss-
zeugnisse des Jahrgangs 2021 mit dem ,,Makel* be-
haftet, ohne Abschlusspriifung erlangt worden zu
sein. Dies konnte sich fiir die Betroffenen auch
noch nach Jahren nachteilig auswirken, wenn sie
beispielsweise mit anderen Bewerberinnen und Be-
werbern um Arbeitsplétze konkurrieren.

AuBlerdem konnte die kurzfristige Absage der Ab-
schlusspriifungen demotivierend fiir die vielen
Schiilerinnen und Schiiler sein, die auch unter Pan-
demiebedingungen bisher sehr viel Fleil an den
Tag gelegt und im Fernunterricht engagiert mitge-
arbeitet haben. Ein unter diesen Umstéinden erwor-
benes gutes Priifungsergebnis kdnnte sogar von
Vorteil fiir sie sein.

D.Die Voraussetzungen, unter denen Schiilerinnen
und Schiiler mit Realschulabschluss in das Gym-
nasium aufgenommen werden kdnnen, sind in der
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Verordnung des Kultusministeriums iiber die Auf-
nahme in das allgemein bildende Gymnasium der
dreijahrigen Aufbauform sowie in die allgemein
bildenden und beruflichen Gymnasien der sechs-
und siebenjdhrigen Aufbauform (Aufnahmeord-
nung fiir das allgemein bildende dreijahrige Auf-
baugymnasium und fiir die allgemein bildenden
und beruflichen sechs- und siebenjahrigen Aufbau-
gymnasien) vom 6. September 2005 in der Fassung
vom 18. Juni 2020 geregelt.

Gemil § 1 Absatz 1 dieser Verordnung kann in die
Einfiihrungsphase des allgemein bildenden Gymna-
siums der dreijdhrigen Aufbauform aufgenommen
werden, wer iiber einen Realschulabschluss, einen
Werkrealschulabschluss oder eine Fachschulreife
verfiigt, wobei ein Durchschnitt von mindestens 3,0
aus den Noten der Facher Deutsch, Mathematik so-
wie der am aufnehmenden Gymnasium weiterzu-
fiihrenden ersten Pflichtfremdsprache (Englisch
oder Franzosisch) und in jedem dieser Fécher min-
destens die Note ,,ausreichend” erreicht worden
sein muss.

Eine entsprechende Bestimmung enthilt § 1 Absatz 1
der Verordnung des Kultusministeriums iiber die
Aufnahme in die beruflichen Gymnasien der drei-
jahrigen Aufbauform (Aufnahmeverordnung beruf-
liche Gymnasien — dreijdhrige Aufbauform) vom
23. Juni 1982 in der Fassung vom 18. Juni 2020.

Es ist nicht vorgesehen, vom jeweils erforderlichen
Mindestnotendurchschnitt abzuweichen. Insbeson-
dere kann der Durchschnitt nicht um eine ganze
Note herabgesetzt werden, da durch diese Noten-
hiirde nicht zuletzt auch im Interesse der Schiilerin-
nen und Schiiler sichergestellt werden soll, dass
diese iiber den nétigen Leistungsstand verfiigen,
um den Anforderungen in der Einfiihrungsphase
bzw. Eingangsklasse des Gymnasiums der drei-
jéhrigen Aufbauform gerecht zu werden und den
jeweiligen Bildungsgang mit Erfolg zu absolvieren.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatter: Miller

3. Petition 16/5284 betr. Aufenthaltstitel

Der Petent begehrt die Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis.

Bei dem Petenten handelt es sich um einen 42-jéhri-
gen pakistanischen Staatsangehorigen, welcher erst-
mals im November 2013 in das Bundesgebiet einreis-
te und im Dezember 2013 einen Asylantrag stellte.
Dieser wurde mit Bescheid des Bundesamtes fiir Mi-
gration und Fliichtlinge (BAMF) von Februar 2017
abgelehnt und der Petent unter Androhung der Ab-
schiebung nach Pakistan zur Ausreise aufgefordert.
Die hiergegen gerichtete Klage wurde mit Urteil von

Oktober 2019 abgewiesen. Das Urteil ist seit Novem-
ber 2019 rechtskriftig.

Im Juni 2018 legte der Petent seine Geburtsurkunde
bei der zustindigen Ausldnderbehdrde vor. Im Januar
2020 gab er schlieBlich seinen bereits im Oktober
2019 ausgestellten, giiltigen pakistanischen Reisepass
bei der Auslanderbehdrde ab.

Bei dem Petenten besteht ausweislich vorliegender &rzt-
licher Bescheinigungen ein insulinpflichtiger Typ-2-
Diabetes. Dariiber hinaus sind keine Erkrankungen vor-
getragen.

Der Petent richtete im Februar 2020 eine Eingabe an
die Hartefallkommission Baden-Wiirttemberg. Im Ja-
nuar 2021 wurde ihm eine Beschéftigungsduldung
nach § 60d Aufenthaltsgesetz (AufenthG) erteilt und
die Befassung mit der Eingabe darauthin seitens des
Vorsitzenden der Hartefallkommission abgelehnt.

Bereits seit Februar 2016 geht der Petent einer Be-
schiftigung als Kiichenhilfe bei demselben Arbeitge-
ber nach. Zuvor hatte er seit seiner Einreise im No-
vember 2013 bis einschlieBlich Juni 2016 6ffentliche
Leistungen bezogen. Seit Juli 2016 sicherte der Petent
seinen Lebensunterhalt eigenstindig. Aufgrund der
Coronapandemie und den damit einhergehenden Ein-
schrinkungen in der Gastronomie bezieht er aktuell
jedoch Kurzarbeitergeld. Der Lebensunterhalt ist nach
der SGB-II-Berechnung somit derzeit nicht vollstin-
dig gesichert.

Wie bereits dargelegt, ist der Petent seit Januar 2021
im Besitz einer Beschiftigungsduldung nach § 60d
AufenthG, die bis Juli 2023 giiltig ist. Aufenthaltsbe-
endende MaBnahmen sind somit fiir den Petenten
nicht zu befiirchten. Eine Aufenthaltserlaubnis wurde
bislang nicht beantragt.

Der Petent ist, nachdem sein Asylantrag abgelehnt
worden ist, vollziehbar zur Ausreise aus dem Bundes-
gebiet verpflichtet. Er wird aufgrund der erteilten Be-
schiftigungsduldung weiterhin im Bundesgebiet ge-
duldet.

Sofern sich die Petition auf die Lage in Pakistan be-
zieht, ist eine Beurteilung der Zustidndigkeit des Lan-
des entzogen. Die Entscheidung hieriiber ist beim
BAMF konzentriert. Dieses entscheidet {iber das Vor-
liegen von Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5
und Absatz 7 Satz 1 AufenthG und erldsst die Ab-
schiebungsandrohung. Die Entscheidungen des Bun-
desamtes binden gemdBl §42 Asylgesetz (AsylG) die
Auslanderbehorden des Landes. Das Land hat inso-
fern keine Priifungs- und Entscheidungskompetenz.

Der Petent kann auch kein asylunabhéngiges Aufent-
haltsrecht erhalten.

GemaB § 10 Absatz 3 Satz 1 und 3 AufenthG darf einem
Ausldnder, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt
worden ist, vor der Ausreise ein Aufenthaltstitel nur
nach Mafigabe des Kapitels 2 Abschnitt 5 des Aufent-
haltsgesetzes aus volkerrechtlichen, humanitiaren oder
politischen Griinden oder im Falle eines Anspruchs
erteilt werden. Der Petent verwirklicht jedoch keinen
Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels.
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Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis fiir qualifi-
zierte Geduldete zum Zweck der Beschiftigung nach
§19d AufenthG scheidet aus, da der Petent als
Kiichenhilfe arbeitet und es sich hierbei nicht um eine
qualifizierte Beschiftigung im Sinne des § 19d Auf-
enthG handelt. Zudem ist § 19d AufenthG eine Er-
messensvorschrift. Ein gebundener Anspruch fiir den
Petenten besteht nicht. Die Erteilung scheidet daher
auch wegen der oben genannten Sperrwirkung nach
§ 10 Absatz 3 Satz 1 und 3 AufenthG aus.

Eine Aufenthaltserlaubnis bei gut integrierten Jugend-
lichen und Heranwachsenden nach §25a AufenthG
kann dem Petenten nicht erteilt werden, da er nicht
mehr als Jugendlicher oder Heranwachsender gemél
§ 1 Absatz 2 Jugendgerichtsgesetz gilt.

Ebenso liegen die Voraussetzungen fiir die Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integra-
tion nach §25b AufenthG im Falle des Petenten nicht
vor. Er erfiillt derzeit nicht die geforderte Mindestauf-
enthaltsdauer von acht Jahren. Der Petent reiste im
November 2013 in das Bundesgebiet ein. Somit
wiren die geforderten acht Jahre erst im November
2021 erfiillt. Da der Petent erst seit zwei Monaten im
Besitz einer Duldung nach §60d AufenthG ist, kann
er auch nicht von der Regelung des §25b Absatz 6
AufenthG profitieren, die ein Abweichen von der
Acht-Jahres-Frist ermdglicht, wenn sich ein Auslédn-
der bereits 30 Monate im Besitz einer Duldung nach
§ 60d AufenthG befindet.

Zuletzt kann dem Petenten auch kein humanitérer
Aufenthaltstitel nach §25 Absatz 5 erteilt werden, da
ihm die Ausreise weder aus rechtlichen noch aus
tatsdchlichen Griinden unméglich ist. Eine Unmog-
lichkeit der Ausreise im Sinne des §25 Absatz 5 Auf-
enthG, die sowohl die Abschiebung als auch die frei-
willige Ausreise umfasst, liegt im Ergebnis nicht vor.

Insbesondere kommt im vorliegenden Fall kein recht-
liches Ausreisehindernis zum Schutz des Privatlebens
gemdfl Artikel 8 Absatz 1 EMRK zum Tragen. Ein
Privatleben im Sinne des Artikels 8 EMRK, das den
Schutzbereich der Vorschrift erdffnet und eine Ver-
wurzelung im Sinne der Rechtsprechung des Européi-
schen Gerichtshofs fiir Menschenrechte begriindet,
kommt grundsétzlich nur auf der Grundlage eines
rechtméfBigen Aufenthalts und eines schutzwiirdigen
Vertrauens auf den Fortbestand des Aufenthaltsrechts
in Betracht. Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.
Dem Petenten wurden ausschlielich asylverfahrens-
rechtliche Aufenthaltsgestattungen und Duldungen er-
teilt. Es wurde ihm somit zu keiner Zeit ein Aufent-
haltsrecht eingerdumt, das ein berechtigtes Vertrauen
auf Fortbestand hétte begriinden kdnnen. Zwar ist der
Petent derzeit im Besitz einer Beschéftigungsduldung.
Jedoch bleibt die Ausreisepflicht des Petenten hier-
durch grundsitzlich weiterhin bestehen. Sollte die Be-
schiftigung des Petenten enden, wiirde auch der Dul-
dungsgrund entfallen. Zudem ist vom Petenten aus-
schlieBlich dessen berufliche Integration vorgetragen
und nachgewiesen. Fiir eine besondere soziale Inte-
gration ergeben sich keine Anhaltpunkte. Es bestehen
auch keine geschiitzten familidren Bindungen im Bun-
desgebiet.

Es ist auch nicht von einer Entwurzelung im Heimat-
land auszugehen. Der Petent reiste erst im Alter von
35 Jahren in die Bundesrepublik Deutschland ein und
hat damit die iiberwiegende Zeit seines Lebens, vor
allem die besonders priagende Zeit der Kindheit und
Jugend, im Heimatland verbracht. Thm wére somit
eine Riickkehr und Reintegration dort jederzeit mog-
lich und zumutbar. Er ist der pakistanischen Sprache
machtig und mit den dortigen Gepflogenheiten ver-
traut.

Dariiber hinaus sind keine weiteren Ausreisehinder-
nisse vorgetragen oder ersichtlich. Somit scheidet auch
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach §25
Absatz 5 AufenthG aus.

Weitere Rechtsgrundlagen, die dem Petenten einen
dauerhaften Verbleib im Bundesgebiet ermoglichen
konnten, sind nicht ersichtlich.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Behrens

4. Petition 16/5248 betr. Witwengeld, Beschwerde
iiber das Landesamt fiir Besoldung und Versor-

gung
I. Gegenstand der Petition

Die Petentin begehrt die Gewdhrung eines Witwen-
geldes, welches ihr vom Landesamt fiir Besoldung
und Versorgung (LBV) verwehrt wird. Thr werde
falschlicherweise eine Versorgungsehe unterstellt.

II. Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:
1. Sachverhalt

Die Petentin war seit dem 23. September 2019 mit
einem Landesbeamten verheiratet, welcher nach nur
37 Ehetagen am 29. Oktober 2019 verstorben ist.

Die Petentin hat am 25. November 2019 beim LBV
Witwengeld beantragt. Dieser Antrag wurde mit Be-
scheid des LBV vom 22. Januar 2020 abgelehnt, da
die Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert hat und die
gesetzliche Vermutung, dass es der alleinige oder
iiberwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe eine
Versorgung zu verschaffen, nicht widerlegt wurde.

Die Petentin trdgt im Kern vor, dass sie und ihr ver-
storbener Ehemann am 19. Februar 2009 als Paar zu-
sammengekommen seien. In diesem Zeitpunkt habe
sich der Ehemann der Petentin von seiner damaligen
Ehefrau getrennt und sei bereits im August 2009 im
Haushalt der Petentin eingezogen. Die polizeiliche
Anmeldung sei sodann zum 1. Mai 2010 erfolgt. Be-
reits zu diesem Zeitpunkt habe die Petentin mit ihrem
verstorbenen Ehemann eine sogenannte verfestigte
Lebensgemeinschaft/Beziehung gefiihrt und es seien
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bereits Heiratspldne geschmiedet worden, denn das
Scheidungsverfahren des verstorbenen Ehemannes
und seiner damaligen Ehefrau sei bereits gelaufen.
Die Verbundenheit der Petentin und ihres verstorbe-
nen Ehemannes sei am 4. August 2011 weiterhin
durch die Eintragung der Petentin in der Lebensversi-
cherung ihres verstorbenen Ehemanns als Bezugsbe-
rechtigte untermauert worden. Die EheschlieBungs-
planung habe im Friihling 2013 konkrete Gestalt an-
genommen und der verstorbene Ehemann der Petentin
sowie die Petentin hétten den Friihling 2014 als Ehe-
schlieBungszeitpunkt beschlossen. In diesem Zusam-
menhang habe der verstorbene Ehemann der Petentin
am 8. Mai 2013 eine Kontovollmacht erteilt, damit
sich diese um die Planung der Hochzeit kiimmern
konne und hierzu auch Zugriff auf die ndtigen Geld-
mittel habe. Ebenfalls in diesem Zusammenhang habe
die Petentin ihren verstorbenen Ehemann als bezugs-
berechtige Person in ihrer Lebensversicherung eintra-
gen lassen. Die Planung der EheschlieBung sei jedoch
durch finanzielle Probleme der Eltern der Petentin
ausgebremst worden. Die Petentin habe sich aufgrund
der Situation und den finanziellen Schwierigkeiten
ihrer Eltern nicht wie geplant um die bevorstehende
Hochzeit kiimmern konnen, weil regelmdBig Rech-
nungen und Mahnungen angekommen seien, welche
aufgrund der fehlenden Kontodeckung der Eltern der
Petentin von dieser geregelt und bezahlt werden
mussten.

Nachdem die finanzielle Krise der Eltern der Petentin
groftenteils iiberstanden war und zumindest klare
Verhéltnisse herrschten, hitten die Petentin und ihr
verstobener Ehemann wieder die Hochzeitsplanung
aufgenommen. Es sei am 29. August 2015 ein erneu-
ter Heiratsantrag des verstorbenen Ehemannes der
Petentin erfolgt. Hierbei sei die EheschlieBung fiir
Herbst 2016 ins Auge gefasst worden. Auch diese
Eheschlieung sei durch eine unvorhergesehene Si-
tuation unterbrochen worden, ndmlich durch die er-
forderliche Reparatur des Daches des elterlichen Hau-
ses, fiir welche der verstorbene Ehemann der Petentin
einen Kredit aufgenommen habe. Aufgrund der hohen
Ausgaben fiir die Reparaturrechnung seien die Hoch-
zeitsplanungen erneut ins Stocken geraten. Man hétte
sich wieder darauf geeinigt, die Hochzeit zu verschie-
ben. Sodann seien gesundheitliche Beschwerden bei
der Mutter der Petentin aufgekommen. Die Petentin
hétte sich in der Zeit des stationdren Aufenthalts ihrer
Mutter in den Kliniken um den Haushalt der Mutter
und um ihren Vater gekiimmert sowie die Mutter zu
Arztterminen, Klinikaufenthalten und sonstigen Be-
handlungen gefahren und sie wéhrend der Klinikauf-
enthalte regelméBig besucht. Auflerdem sei der Peten-
tin im Januar 2017 gekiindigt worden und sie sei auf
der Suche nach einer neuen Arbeitsstelle gewesen. Im
Mai 2017 hitte sie sodann eine neue Arbeitsstelle ge-
funden, welche sie in Vollzeit ausgeiibt habe und wel-
che sie dermaflen eingenommen habe, dass sie sich
wieder nicht um die Hochzeitsplanung habe kiimmern
konnen.

Die Petentin und ihr verstorbener Ehemann hétten als
neuen Hochzeitszeitpunkt Dezember 2019 ins Auge
gefasst, insbesondere vor dem Hintergrund, dass beim

verstorbenen Ehemann der Petentin ein Qualifizie-
rungslehrgang vom 8. Oktober 2018 bis 30. Novem-
ber 2018 angestanden habe. Danach hitten sich beide
intensiv um die Hochzeitsplanung kiimmern wollen.
Nach einer erneuten Erkrankung der Mutter der Pe-
tentin habe sie und ihr verstorbener Ehemann ihre
Hochzeitsplane nun im Juni 2019 bei einer Geburts-
tagsfeier der Nachbarin konkret fiir Dezember 2019
offentlich bekannt gegeben. Sie hitten geplant, in
kleinem Kreis der Familie wéhrend eines gemeinsa-
men Ski-Urlaubs nun endlich heiraten zu wollen. Be-
dauerlicherweise sei es nicht mehr zu dem geplanten
Ski-Urlaub im Dezember 2019 gekommen, da der
verstorbene Ehemann der Petentin im August 2019
stationdr in ein Klinikum aufgenommen worden sei.
Es sei der operative Einsatz einer kiinstlichen Hiifte
geplant gewesen. Im weiteren Verlauf der Behand-
lungen sei sodann am 12. September 2019 die Krebs-
erkrankung beim verstorbenen Ehemann der Petentin
diagnostiziert worden. Die EheschlieBung zwischen
der Petentin und ihrem verstorbenen Ehemann wurde
am 23. September 2019 vollzogen. IThr Ehemann ver-
starb krankheitsbedingt am 29. Oktober 2019.

Gegen die Ablehnung ihres Witwengeldantrags erhob
die Petentin mit Schreiben vom 11. Februar 2020 Wi-
derspruch, welchen Sie mit Schreiben vom 30. April
2020 begriindet hat. Dieser Widerspruch wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 14. August 2020 als un-
begriindet zuriickgewiesen. Dagegen wurde mit Kla-
geschrift vom 11. September 2020 Klage erhoben,
welche mit Schreiben vom 22. Oktober 2020 begriin-
det wurde. Das LBV hat am 23. November 2020 die
Klage erwidert. Das Klageverfahren ist derzeit noch
beim Verwaltungsgericht anhéngig.

Die Petentin vertritt die Auffassung, dass die Ableh-
nung der Zahlung von Witwengeld einen gesetzwidri-
gen Eingriff darstelle und das LBV hierbei den Sinn
und Zweck sowie den Regelungsgehalt des § 33 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 Landesbeamtenversorgungs-
gesetz Baden-Wiirttemberg (LBeamtVGBW) verken-
ne. Sie begehrt daher ein Einwirken auf das LBV da-
hin gehend, dass bei der Beurteilung und Bearbeitung
von Witwengeldfillen das lange Zusammenleben und
die bereits wihrend dem Zusammenleben ohne Trau-
schein bestehende Bereitschaft, flireinander einzuste-
hen, beriicksichtigt und richtig gedeutet wird. Gleich-
zeitig bittet die Petentin auf das LBV dahin gehend
einzuwirken, den Prozess nicht unnétig zu verzdgern.

2. Rechtliche Wiirdigung

Die Witwe einer verbeamteten Person auf Lebenszeit
erhélt nach §33 Absatz 1 LBeamtVGBW unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Witwengeld. Die Hin-
terbliebenenversorgung ist Bestandteil der Alimenta-
tionsverpflichtung des Dienstherrn, die im Zusam-
menhang mit der Pflicht der verbeamteten Person
steht, seine ganze Personlichkeit fiir den Dienstherrn
einzusetzen und diesem seine Arbeitskraft zur Verfi-
gung zu stellen.

Die gesetzgeberische Intention im Falle von Versor-
gungsehen beamtenversorgungsrechtliche Leistungen
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auszuschlieBen, ist verfassungsrechtlich auch nicht zu
beanstanden. Das verfassungsrechtliche Alimenta-
tionsprinzip oder die Fiirsorgepflicht des Dienstherrn
sind hierdurch nicht verletzt. Dem Gesetzgeber steht
bei der Ausgestaltung, ob und inwieweit er bei kurzer
Ehedauer der Witwe bzw. dem Witwer eine Versor-
gung zubilligt, ein weitgehender Gestaltungsspiel-
raum zu. Dass insoweit auch sachlich begriindete Be-
schrinkungen bestehen, um eine zweckentfremdete
Verwendung des Alimentationsprinzips — lebenslange
Versorgungsanspriiche bei nur sehr kurzer Ehezeit —
zu verhindern, ist rechtlich nicht zu beanstanden. Es
liegt daher auch innerhalb des Gestaltungsspielraums
des Gesetzgebers, wie er die Rechtsfolgen einer kur-
zen Ehe regelt, wo er die Grenzen zieht, bis zu der
seine Vermutung einer Versorgungsehe reicht und
welche Anforderungen er an die Widerlegung der
Vermutung stellt.

Der Anspruch auf eine Witwenrente ist nach § 33 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW ausgeschlos-
sen, wenn die Ehe mit dem Verstorbenen nicht min-
destens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach
den besonderen Umstdnden des Einzelfalls die An-
nahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige
oder liberwiegende Zweck der Heirat war, einen An-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung zu begriinden
(Versorgungsehe). Dabei wird unterstellt, dass eine
Versorgungsehe vorliegt, wenn ein Ehegatte inner-
halb eines Jahres nach EheschlieBung verstirbt. Die
gesetzliche Vermutung kann allerdings widerlegt wer-
den, wenn besondere Umsténde vorliegen, die trotz
kurzer Ehedauer nicht auf eine Versorgungsabsicht
schlieBen lassen.

Umsténde, bei denen ein anderer Beweggrund als der
der Versorgungsabsicht naheliegt, sind etwa dann ge-
geben, wenn die verbeamtete Person unvorhergesehen
stirbt, im Zeitpunkt der Heirat also nicht mit seinem
Tod zu rechnen war. Beispiele hierfiir sind etwa der
Unfalltod, eine erst nach der Heirat aufgetretene oder
bekannt gewordene tddliche Erkrankung und ein Ver-
brechen. Muss hingegen im Zeitpunkt der Heirat mit
dem Tod der verbeamteten Person gerechnet werden
— etwa bei einer lebensbedrohlichen Erkrankung —
liegt die gesetzliche Vermutung einer Versorgungsehe
nahe. Ein bereits vor der Kenntnis von der lebensbe-
drohlichen Erkrankung getroffener Heiratsentschluss
kann allerdings ein besonderer Umstand im Sinne des
§ 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW sein,
sofern die Heirat aus wirklichkeitsnahen Griinden nur
aufgeschoben wurde, der Heiratsentschluss aber nicht
aufgegeben worden ist.

Neben einem bereits vor Kenntnis der Krankheit ge-
fassten und nur aufgeschobenen Heiratsentschluss
konnen sich besondere Umstdnde im Sinne des § 33
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW nach der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch
aus dem Zeitpunkt der EheschlieBung ergeben. Findet
die Eheschliefung nicht unmittelbar nach Kenntnis-
erlangung von der lebensbedrohlichen Erkrankung
statt, sondern erst, nachdem sich der Gesundheitszu-
stand des erkrankten Ehepartners so gebessert hat,
dass die Moglichkeit einer tatsdchlichen Lebensge-

meinschaft wieder zu erwarten ist, kann auch dies auf
einen anderen Beweggrund der Heirat als den der
Versorgungsabsicht schlielen lassen.

Die gesetzliche Vermutung ist widerlegt, wenn die
Gesamtbetrachtung der Beweggriinde beider Ehegat-
ten fir die Heirat ergibt, dass die von der Versor-
gungsabsicht verschiedenen Beweggriinde insgesamt
gesehen den Versorgungszweck iiberwiegen oder ihm
zumindest gleichwertig sind. Allerdings miissen bei
dieser Gesamtbewertung die gegen eine Versorgungs-
ehe sprechenden besonderen Umstinde umso gewich-
tiger sein, je offenkundiger und je lebensbedrohlicher
die Krankheit der verbeamteten Person zum Zeitpunkt
der Heirat war. Ebenso steigen mit der Dauer des zeit-
lichen Abstands zwischen dem Heiratsentschluss und
der spiter in Kenntnis der lebensbedrohlichen Er-
krankung erfolgten Heirat die Anforderungen an die
Wirklichkeitsndhe der Griinde fiir den Aufschub der
Heirat.

Fiir die Widerlegung der gesetzlichen Vermutung der
Versorgungsehe stehen der Witwe bzw. dem Witwer
alle im Verwaltungsverfahren zuldssigen Beweismit-
tel zur Verfiigung. Die Frage der Objektivitit von
AuBerungen der Witwe oder ihr nahestehender Perso-
nen ist deshalb nach allgemeinen Grundsdtzen aus-
schlieflich auf der Ebene der Beweiswiirdigung
Rechnung zu tragen. Die entscheidende Behorde
muss zundchst priifen, ob der vorgetragene Sachver-
halt — sein Vorliegen unterstellt — der Annahme einer
Versorgungsehe entgegensteht und sodann beurteilen,
ob dieser — schliissige — Vortrag glaubhaft ist. Dabei
miissen sie die volle Uberzeugung davon gewinnen,
dass der vorgetragene Sachverhalt wahrheitsgemal ist
und die Motivation fiir die Heirat zutreffend wieder-
gibt.

Ein besonderer Umstand kann, wie bereits aufgezeigt,
in einem bereits vor der Kenntnis von der lebensbe-
drohlichen Erkrankung getroffenen Heiratsentschluss
der spiteren Eheleute liegen, wenn die Heirat aus
wirklichkeitsnahen Griinden nur aufgeschoben wurde,
der Heiratsentschluss aber nicht aufgegeben worden
ist.

Der Einordnung von Griinden fiir die Verschiebung
der Hochzeit als wirklichkeitsnah steht grundsétzlich
nicht entgegen, dass zwischen dem Heiratsentschluss
und der schlieBlich erfolgten Heirat ein gewisser Zeit-
raum liegt. Mit der Dauer des zeitlichen Abstands
zwischen dem Heiratsentschluss und der spéter in
Kenntnis der lebensbedrohlichen Erkrankung erfolg-
ten Heirat steigen, wie gezeigt, die Anforderungen an
die Wirklichkeitsndhe der Griinde fiir den Aufschub
der Heirat. Diesen Anforderungen ist im Fall der Pe-
tentin nicht geniigt. In den von ihr geschilderten
Griinden fiir die Verschiebung des bereits im Jahr
2010 getroffenen Heiratsbeschlusses liegt kein nach-
vollziehbarer, wirklichkeitsnaher Grund eine tatséch-
liche Heiratsabsicht um neun Jahre aufzuschieben.
Konkrete Schritte fiir eine Heirat wurden nicht einge-
leitet. Jedenfalls haben sich aus dem Vortrag hierfiir
keine Anhaltspunkte ergeben. Die Darstellungen der
Petentin im Antrags- sowie insbesondere der Bevoll-
michtigten im Widerspruchsverfahren lassen viel-
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mehr den Schluss zu, dass Hindernisse jeglicher Art
(bspw. finanzielle Probleme der Eltern der Petentin
Anfang 2013, Dachreparatur des Elternhauses Mitte
2016, gesundheitliche Beschwerden der Mutter der
Petentin im Mérz/April 2017, Vollzeitarbeitsstelle im
Mai 2017, Qualifizierungslehrgang des verstorbenen
Ehemanns Ende 2018, gesundheitliche Beschwerden
der Mutter der Petentin im Mai 2019) dazu fiihrten,
eine EheschlieBung erst einmal nicht weiter zu verfol-
gen. Nachweise fiir die geplante EheschlieBung im
Dezember 2019 (bspw. Termin beim Standesamt) lie-
gen ebenfalls nicht vor.

Ebenso liegt auch kein weiterer ,,besonderer Um-
stand“ im Sinne des § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
LBeamtVGBW nach den oben genannten Grundsit-
zen im Zeitpunkt der EheschlieBung vor. Die Ehe
wurde kurzfristig (nur elf Tage) nach Bekanntwerden
der Krebserkrankung geschlossen. Auch dieser Zeit-
punkt indiziert, dass fiir die Heirat kein {iberwiegen-
der anderer Beweggrund als die Versorgung der Pe-
tentin maflgeblich war. Wire es den spéteren Eheleu-
ten nicht in erster Linie um die Versorgung der Peten-
tin gegangen, hitte es nahegelegen, die Ehe erst nach
einer erfolgreichen Krebsbehandlung zu schlief3en.

Im Ubrigen zeigt u.a. auch die gegenseitige Bezugs-
berechtigung bei Lebensversicherungen sowie die
Schilderung, dass der Ehemann der Petentin einen
Kredit fiir die Dachsanierung des Elternhauses der Pe-
tentin aufgenommen hat, dass fiir die Eheleute die fi-
nanzielle Versorgung des jeweils anderen von grofer
Bedeutung war.

Nach diesen Grundsitzen und den vorliegenden Un-
terlagen ist vorwiegend von einer Versorgungsehe
auszugehen. Die EheschlieBung im September 2019
hat nicht auf der urspriinglichen — seit 2010 nicht um-
gesetzten — Heiratsabsicht, sondern auf einer neuen
Entscheidung beruht, die ganz wesentlich von der le-
bensbedrohenden Erkrankung des Ehemannes gepragt
gewesen ist. Somit ist die gesetzliche Vermutung ei-
ner Versorgungsehe nicht widerlegt und es besteht
folglich kein Anspruch auf Witwengeld. Hieran &n-
dert sich auch nichts durch die Bewilligung einer Wit-
wenrente durch die Deutsche Rentenversicherung
Bund. Die Versorgungszahlstelle (hier: LBV) muss zu
der vollen Uberzeugung gelangen, dass nach den be-
sonderen Umstédnden des Falles die Annahme nicht
gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder liberwie-
gende Zweck der Heirat war, dem iiberlebenden Ehe-
gatten eine Versorgung zu verschaffen. Dies ist — wie
zuvor geschildert — nicht erfolgt.

Das LBV wird das diesbeziiglich laufende Gerichts-
verfahren vor dem Verwaltungsgericht selbstver-
stiandlich nicht verzdgern.
Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Brauer

5. Petition 16/5250 betr. Steuersachen

Der Petent begehrt im Einkommensteuerbescheid fiir
2014 die steuermindernde Beriicksichtigung der Kos-
ten fiir gelegentliche Hoteliibernachtungen an seinem
Beschiftigungsort X in Hohe von 1.482 Euro bei sei-
nen Einkiinften aus nichtselbststindiger Arbeit. Das
Finanzamt habe den Werbungskostenabzug zu Un-
recht abgelehnt, indem es das Vorliegen einer doppel-
ten Haushaltsfilhrung und eine berufliche Veranlas-
sung dieser Kosten verneint habe.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Petent pendelt in der Regel arbeitstdglich mit dem
Zug zu seiner Arbeitsstelle nach X. In seiner Einkom-
mensteuererklarung fiir 2014 machte der Petent dies-
beziiglich u.a. Werbungskosten filir Fahrten zwischen
Wohnung und sogenannter ersten Tatigkeitsstétte gel-
tend. Daneben erklarte er unter der Position ,,Mehr-
aufwendungen fiir eine doppelte Haushaltsfiihrung®
Unterkunftskosten fiir Ubernachtungen am Beschifti-
gungsort in Héhe von insgesamt 1.482 Euro.

Die Unterkunftskosten betreffen 22 Hoteliibernach-
tungen in X im Zeitraum vom 20. Mérz bis zum
29. Dezember 2014. Die Ubernachtungen erfolgten in
unterschiedlichen Hotels und umfassten meist nur
eine Nacht. Lediglich in zwei Féllen ibernachtete der
Petent an zwei Tagen und in einem Fall an drei Tagen
in X. Der Petent begriindet die Kosten fiir Hoteliiber-
nachtungen damit, dass das Pendeln nach X mit den
Jahren immer beschwerlicher werde und er sich des-
halb hin und wieder ein Hotelzimmer zur Ubernach-
tung an seinem Arbeitsort nehme.

Mit Einkommensteuerbescheid fiir 2014 vom 12. De-
zember 2017 lehnte das Finanzamt den Werbungs-
kostenabzug der Kosten fiir Hoteliibernachtungen ab.
Zur Begriindung fiihrt das Finanzamt im Einkommen-
steuerbescheid aus, dass es sich hierbei nicht um steu-
erlich beriicksichtigungsfahige Kosten fiir eine dop-
pelte Haushaltsfiihrung handle. Denn durch die gele-
gentlichen Hoteliibernachtungen werde keine doppel-
te Haushaltsfiihrung begriindet. Es fehle insoweit an
der erforderlichen, auf eine gewisse Dauer angelegten
staindigen Nutzungsmdoglichkeit einer Wohnung am
Beschiftigungsort.

Der Petent legte gegen den Einkommensteuerbe-
scheid 2014 fristgemdl am 15. Dezember 2017 Ein-
spruch ein. Seinen Einspruch begriindete der Petent
mit mehreren Schreiben in den Jahren 2018 und 2020
im Wesentlichen wie folgt:

Die Ubernachtungen im Hotel begriindeten eine dop-
pelte Haushaltsfiihrung. Denn der steuerliche Begriff
»Wohnung* sei weit auszulegen. Eine ,,Wohnung*
lage auch dann vor, wenn von dort aus morgens die
Arbeitsstitte aufgesucht werde. Das habe der Bundes-
finanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 25. Mirz 1988
entschieden.

Auf die Anzahl der Hoteliibernachtungen komme es
nicht an. Des Weiteren seien in diesem Zusammen-
hang weder Notwendigkeit noch Angemessenheit der
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Kosten zu priifen. Dies ergebe sich aus dem Schreiben
des Bundesfinanzministeriums (BMF) zum steuerli-
chen Reisekostenrecht vom 24. Oktober 2014 (BStBI 1
S.1412).

Die berufliche Veranlassung der Hotelkosten ergebe
sich daraus, dass sich durch die Hoteliibernachtungen
die Zeit fiir den Arbeitsweg erheblich verkiirze. Bei
Nutzung des Regionalzugs sei er iiber zwei Stunden
unterwegs, bei Nutzung des IC bendtige er 1 % Stun-
den. Dagegen habe er bei einer Ubernachtung im Ho-
tel lediglich einen FuBweg von maximal 10 Minuten
zu seinem Arbeitsplatz. Zur Begriindung legte der Pe-
tent zudem Arbeitszeitnachweise fiir die Monate vor,
in denen er im Hotel iibernachtete.

Hilfsweise seien die Kosten fiir die Hoteliibernachtun-
gen als allgemeine Werbungskosten zu beriicksichti-
gen. Dies folge aus dem objektiven Nettoprinzip.

Das Finanzamt lehnte mit Einspruchsentscheidung
vom 15. Mai 2020 die Beriicksichtigung der Kosten
fiir die gelegentlichen Hoteliibernachtungen in X als
Werbungskosten ab. Als Begriindung wurde ausge-
fiihrt, dass der Petent am Beschiftigungsort keinen
Hausstand unterhalte und damit keine doppelte Haus-
haltsfiihrung vorliege. Dariiber hinaus scheide ein Ab-
zug der Ubernachtungskosten auch als allgemeine
Werbungskosten aus, da die Unterkunftskosten privat
veranlasst seien. Insbesondere belegten die Arbeits-
zeitnachweise nicht, dass die Hoteliibernachtungen
beruflich veranlasst gewesen seien.

Gegen die Einspruchsentscheidung erhob der Petent
mit Schriftsatz vom 14. Juni 2020 Klage beim Finanz-
gericht Baden-Wiirttemberg. Zwischenzeitlich hat das
Finanzgericht den Petenten mit Schriftsatz vom 16. Ja-
nuar 2021 darauf hingewiesen, dass ein Werbungs-
kostenabzug von Ubernachtungskosten bei gelegentli-
chen Hoteliibernachtungen nicht in Betracht komme,
da es am ,,Wohnen* fehle. Ferner seien Griinde fir
eine berufliche Veranlassung der Hoteliibernachtun-
gen vom Petenten bisher nicht vorgetragen worden.

Wihrend des Klageverfahrens beantragte der Petent
erneut eine Anderung seines Einkommensteuerbe-
scheids 2014. Den Antrag begriindete der Petent da-
mit, dass das BMF sein Schreiben zum steuerlichen
Reisekostenrecht am 25. November 2020 neu gefasst
habe (BStBI1 12020, S. 1228, Rz. 104). Danach sei das
Beziehen einer Zweitwohnung oder -unterkunft immer
dann beruflich veranlasst, wenn sich die Fahrtstrecke
oder Fahrtzeit wesentlich verkiirze. Das Finanzamt
lehnte den Antrag mit Schreiben vom 20. Januar 2021
ab: Die Ausfithrungen im BMF-Schreiben kdmen nur
bei einer Zweitwohnung am Beschéftigungsort zur
Anwendung. An einer solchen fehle es beim Petenten
jedoch.

Bewertung:

— Unterkunftskosten im Rahmen einer doppelten
Haushaltsfithrung

Damit Mehraufwendungen aufgrund einer doppelten
Haushaltsfithrung als Werbungskosten bei den Ein-
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kiinften aus nichtselbststdndiger Tatigkeit zu beriick-
sichtigen sind, muss der Arbeitnehmer auferhalb des
Ortes seiner ersten Tétigkeitstitte einen eigenen
Haushalt unterhalten (Hauptwohnung) und aus beruf-
lichen Griinden gleichzeitig am Ort seiner ersten
Tatigkeitsstitte wohnen (Zweitwohnung; § 9 Absatz 1
Satz 3 Nummer 5 Einkommensteuergesetz — EStG).

Zwar unterhélt der Petent an seinem Wohnort in Y ei-
nen eigenen Hausstand, hat dort also seine Hauptwoh-
nung. Jedoch unterhélt er am Ort seiner ersten Téatig-
keitsstitte in X keine Zweitwohnung.

Als Zweitwohnung kommt jede dem Arbeitnehmer
zur Verfiigung stehende Unterkunft in Betracht, wenn
diese Unterkunft ein auf Dauer angelegtes Wohnen
ermoglicht. Die gelegentliche Nutzung von Hotelzim-
mern am Ort der ersten Tétigkeitsstétte erfiillt hinge-
gen nicht die Voraussetzungen fiir ein ,,Wohnen®. Das
Hotelzimmer stellt in diesem Fall keine Zweitwoh-
nung dar. Hierbei fehlt es an der erforderlichen, auf
eine gewisse Dauer angelegten stindigen Nutzungs-
moglichkeit (so ausdriicklich BFH vom 5. August
2004, BStBI 11 S. 1074).

Das vom Petenten angefiihrte BFH-Urteil vom 25. Mérz
1988 (BStBI1 II S.706) fiihrt zu keinem anderen Er-
gebnis. Zwar ging der BFH in dieser Entscheidung
von einem weiten Wohnungsbegriff aus. Allerdings
betraf das Urteil den in § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4
EStG geregelten Werbungskostenabzug bei Fahrten
des Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster
Tatigkeitsstitte. Diese Entscheidung kann daher nicht
auf den in §9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG gere-
gelten Werbungskostenabzug bei beruflich veranlas-
ster doppelter Haushaltsfilhrung {ibertragen werden.
Zumal der BFH mit seinem oben genannten spéteren
Urteil vom 5. August 2004 ausdriicklich klargestellt
hat, dass gelegentliche Hoteliibernachtungen am Ort
der ersten Tétigkeitsstitte keine doppelte Haushalts-
fithrung begriinden.

Bei Anwendung dieser Grundsitze stellen die vom Pe-
tenten in der Zeit vom 20. Mérz bis zum 29. Dezember
2014 genutzten Hotelzimmer keine steuerlich relevan-
te Zweitwohnung dar. Denn die Hoteliibernachtungen
erfolgten allesamt gelegentlich, da sie in den meisten
Féllen nur einen Tag und in den iibrigen Féllen maxi-
mal drei Tage umfassten. Dariiber hinaus erfolgten
diese Ubernachtungen in unterschiedlichen Hotels.

Die vom Petenten vorgetragenen Fahrzeitverkiirzun-
gen bei Hoteliibernachtung in X begriinden demge-
geniiber keine doppelte Haushaltsfithrung. Das hat fol-
genden Grund: Das Gesetz verlangt fiir den Wer-
bungskostenabzug bei doppelter Haushaltsfiihrung,
dass die doppelte Haushaltsfithrung beruflich veranlas-
st begriindet wurde (§9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5
EStG). Die Verkiirzung der Fahrtstrecke bzw. der
Fahrtzeit ist allein flir die berufliche Veranlassung be-
deutsam; die fehlende ,,Wohnung* am Tatigkeitsort X
verhindert weiterhin das Vorliegen des doppelten
Haushalts selbst. Nichts anderes ergibt sich aus
Rz. 104 des neu gefassten BMF-Schreibens zum steu-
erlichen Reisekostenrecht vom 25. November 2020
(BStBI. I S.1228).
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Nach alledem begriindete der Petent durch die gele-
gentlichen Hoteliibernachtungen keine doppelte Haus-
haltsfiihrung. Die Kosten fiir die Hoteliibernachtun-
gen stellen damit keine Werbungskosten gemif3 §9
Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG dar.

— Unterkunftskosten als allgemeine Werbungskosten

Werbungskosten sind Aufwendungen, die durch den
Beruf veranlasst sind (§ 9 Absatz 1 Satz 1 EStG).

Demgegeniiber sind Aufwendungen flir die Lebens-
filhrung, die die wirtschaftliche oder gesellschaftliche
Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt, nicht
steuermindernd zu beriicksichtigen. Es sei denn, es
handelt sich um Sonderausgaben oder auBergew6hn-
liche Belastungen. Das gilt auch dann, wenn diese Auf-
wendungen zur Forderung des Berufs des Steuerpflich-
tigen erfolgen (§ 12 Nummer 1 Satz 1 und 2 EStG).

Besteht bei diesen Aufwendungen ein Zusammen-
hang mit der beruflichen Tétigkeit des Arbeitnehmers
ist zu priifen, ob und in welchem Umfang die Auf-
wendungen beruflich veranlasst sind. Nur im Falle
einer beruflichen Veranlassung konnen diese Aufwen-
dungen als Werbungskosten beriicksichtigt werden.

Diese Grundsitze sind Ausdruck des objektiven Net-
toprinzips, das der Gesetzgeber u. a. mit den oben ge-
nannten Vorschriften im Einkommensteuergesetz
festgeschrieben hat und das der Einkiinfteermittlung
zugrunde zu legen ist (BVerfG vom 19. November
2019, BVerfGE 152, 274 bis 331).

Der Petent hat bisher keine Tatsachen vorgetragen,
die auf eine berufliche Veranlassung der gelegentli-
chen Hoteliibernachtungen schlieen lassen.

Zwar hat der Petent Nachweise iiber ldngere Arbeits-
zeiten vorgelegt. Er arbeitete aber an Tagen ohne
Ubernachtungen ebenso lange. Selbst der Arbeitsbe-
ginn war an Tagen mit Ubernachtungen nicht wesent-
lich frither. Auch erforderte die flexible Arbeitszeit
des Petenten keine Anwesenheit an der Arbeitsstelle
zu bestimmten Zeiten, die ohne Ubernachtung am
Tatigkeitsort nicht mdglich gewesen wire.

Berufliche Griinde fiir die Ubernachtungen, wie z.B.
angeordnete Uberstunden oder feste Anwesenheits-
zeiten aufgrund bestimmter beruflicher Tatigkeiten
oder Veranstaltungen (z. B. Fortbildungen oder Dienst-
reisen), hat der Petent nicht vorgetragen und sind auch
nicht ersichtlich.

Soweit der Petent vortrigt, dass das Pendeln zwischen
seinem Wohnort und dem Beschiftigungsort mit den
Jahren immer beschwerlicher werde, folgt daraus kei-
ne berufliche Veranlassung der Hotelkosten. Zumal
der Petent an den iibrigen Tagen zwischen seinem
Wohnort und X pendelte.

Da die berufliche Veranlassung der Kosten fiir die ge-
legentlichen Hotellibernachtungen durch den Petenten
nicht nachgewiesen wurde handelt es sich insoweit
um Aufwendungen fiir die private Lebensfiihrung.
Eine steuerliche Beriicksichtigung als allgemeine
Werbungskosten ist daher ausgeschlossen (§ 12 Num-
mer 1 EStG).

Das Ergebnis des derzeit anhéngigen Klageverfahrens
bleibt abzuwarten. Der Petent hat die Mdglichkeiten
dort sein Anliegen weiterzuverfolgen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Brauer

6. Petition 16/5437 betr. Bausache
1. Gegenstand der Petition

Die Petentin wendet sich gegen die Erweiterung eines
Logistikzentrums.

Sie befiirchtet, dass mit der Erweiterung der Lebens-
raum besonders geschiitzter Arten zerstort wird und
fordert daher einen sofortigen Baustopp.

Es wird darauf hingewiesen, dass der vorgetragene
Sachverhalt bereits umfassend im Rahmen der Petiti-
onsverfahren 16/3719, 16/4319 und 16/4411 behandelt
wurde. Auf die Drucksachen 16/7797 und 16/9746
wird verwiesen.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

Fiir die Errichtung und den Betrieb eines Logistikzen-
trums hat die Stadt einen Bebauungsplan aufgestellt,
der am 7. Juli 2004 in Kraft getreten ist und als Art
der baulichen Nutzung ein Gewerbegebiet (GE) nach
§ 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festsetzt. Das
Logistikzentrum mit knapp 40.000 Quadratmetern
Lagerfliche wurde zu Beginn des Jahres 2012 fertig-
gestellt.

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir
die Erweiterung des bestehenden Logistikzentrums zu
schaffen, hat die Stadt einen weiteren Bebauungsplan
aufgestellt, der am 18. Mirz 2020 in Kraft getreten
ist. Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen
Nutzung ebenfalls ein Gewerbegebiet (GE) nach §8
BauNVO fest. Bauplanungsrechtlich zuléssig ist da-
nach die Erweiterung des bestehenden Lagergebédudes
um rund 10.000 Quadratmeter Lagerfliache.

Die Baugenehmigung fiir die Erweiterung des Logis-
tikzentrums hat die zustindige Baurechtsbehdrde am
15. Dezember 2020 erteilt.

AnschlieBend hat die Baurechtsbehorde die Teilbau-
freigaben fiir die Erdarbeiten auBerhalb des festgesetz-
ten Uberschwemmungsgebietes sowie die Umbauar-
beiten an nicht tragenden Bauteilen innerhalb des Ge-
biudes sowie den Erweiterungsbau mit Ausnahme der
Dacheindeckung und Wandverkleidung sowie den
Anbau fiir den Wartebereich der Fahrer erteilt.

Gegen die Baugenehmigung hat die Petentin am
10. Mérz 2021 die Aussetzung der Vollziehung der
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Baugenehmigung beim Verwaltungsgericht beantragt
und am 15. Mérz 2021 Widerspruch eingelegt.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wiir-
digung

2.1 Bauleitplanung

Die Gemeinden haben nach §1 Absatz 3 Satz 1
BauGB die Bauleitpline — dazu zdhlen der Flachen-
nutzungsplan sowie die Bebauungspline — aufzustel-
len, sobald und soweit es fiir die stidtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung erforderlich ist.

Die Stadt begriindet das Erfordernis zur Aufstellung
des Bebauungsplans mit den Erweiterungsabsichten
des Betreibers des Logistikzentrums und das Erfor-
dernis fiir die Entwicklung des Planbereichs Z mit der
Nachfrage nach Wohnraum und gewerblich nutzbaren
Grundstiicken.

Die Aufstellung und Anderung von Bauleitplinen —
dazu zdhlen der Flichennutzungsplan sowie die Be-
bauungspliane — gehdrt zu den nach Artikel 28 Grund-
gesetz (GG) garantierten Selbstverwaltungsaufgaben
der Gemeinden. Dies bedeutet, dass die Gemeinden —
vertreten durch den von der Biirgerschaft gewéhlten
Gemeinderat — die stddtebauliche Entwicklung in
ihrem Gemeindegebiet im Rahmen der zu beachten-
den Rechtsvorschriften selbst bestimmen. Welche In-
halte sie letztlich in ihren Bauleitpldnen darstellen be-
ziechungsweise festsetzen, entscheiden sie im Rahmen
der Abwigung nach § 1 Absatz 7 BauGB bei der Auf-
stellung des Fliachennutzungsplans und der Bebau-
ungspléne in eigener Verantwortung.

Dabei haben die Gemeinden die im Rahmen des Bau-
leitplanverfahrens bei der Beteiligung der Offentlich-
keit nach §3 BauGB sowie der Behdrdenbeteiligung
nach §4 BauGB vorgebrachten 6ffentlichen und pri-
vaten Belange nach § 2 Absatz 3 BauGB zu bewerten
und in die Abwigung nach § 1 Absatz 7 BauGB ein-
zustellen. Eine gerechte Abwégung offentlicher und
privater Belange gegeneinander und untereinander
stellt nach §1 Absatz 7 BauGB die zentrale Ver-
pflichtung einer den rechtsstaatlichen Anforderungen
entsprechenden Planung dar. Dabei stehen sich die
verschiedenen Belange grundsétzlich als gleichrangig
gegeniiber. Einen Vorrang ihrer Belange — hier der
Freihaltung des Gewanns Z — konnte die Petentin des-
halb nicht verlangen. Jedoch hatte sie ein Recht dar-
auf, dass ihre Belange in die Abwégung eingestellt
und ihrer Gewichtigkeit entsprechend behandelt wer-
den. Sie hatte die Moglichkeit, im Rahmen der gesetz-
lich vorgeschriebenen Offentlichkeitsbeteiligung im
Bauleitplanverfahren nach § 3 BauGB eine Stellung-
nahme abzugeben.

Die Belange des Umweltschutzes, einschlieBlich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege hatte die
Stadt nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB im Bau-
leitplanverfahren zu beriicksichtigen. Im Rahmen ih-
rer bauplanungsrechtlichen Ausgleichsverpflichtung
nach § la Absatz 3 BauGB hatte sie zudem eine Be-
schreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
vorzunehmen und eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz
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aufzustellen, die Bestandteil des Umweltberichts zum
Bebauungsplan nach §2a Satz 2 Nummer 2 BauGB
ist.

Da sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans teil-
weise innerhalb eines europdischen Vogelschutzge-
biets befindet, hatte die Stadt im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens zudem eine Natura 2000-Vorpriifung
durchzufiihren.

Die Priifung wurde mit dem Ergebnis durchgefiihrt,
dass durch das Vorhaben selbst keine erhebliche Be-
eintrachtigung des Vogelschutzgebietes entsteht, eine
Verschlechterung des Erhaltungszustandes wertge-
bender Arten und insbesondere des Rotmilans nicht
zu erwarten ist und Fortpflanzungs- und Ruhestitten
des Rotmilans weder im Plangebiet noch im unmittel-
baren Umgebungsbereich betroffen sind.

Nach dem Satzungsbeschluss und der ortsiiblichen
Bekanntmachung des Bebauungsplans  besteht
grundsétzlich die Moglichkeit, gemi3 §47 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) ein Normenkontroll-
verfahren gegen Bauleitpléne zu beantragen. Nach § 47
Absatz 6 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine
einstweilige Anordnung erlassen, wenn dies zur Ab-
wehr schwerer Nachteile oder aus anderen wichtigen
Griinden dringend geboten ist. Dieser Weg steht auch
der Petentin grundsétzlich offen.

2.2 Baugenehmigung

Die Baurechtsbehdrde im Landratsamt hat die Bauge-
nehmigung fiir die Erweiterung des Logistikzentrums
erteilt, nachdem sie festgestellt hat, dass das geplante
Bauvorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplans
entspricht und ihm auch keine weiteren von ihr zu
priifenden o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entge-
genstehen. Die Bauherrin hatte nach § 58 Absatz 1
Landesbauordnung (LBO) insofern einen Rechtsan-
spruch auf die Erteilung der Baugenehmigung. Die
Teilbaufreigaben waren zu erteilen, nachdem die fiir
den jeweiligen Baubeginn in der Baugenehmigung
enthaltenen Auflagen und Bedingungen erfiillt waren.

Der von der Petentin eingelegte Widerspruch gegen
die bauaufsichtliche Zulassung der Erweiterung des
Logistikzentrums hat nach §212a Absatz 1 BauGB
keine aufschiebende Wirkung. Die Entscheidung, ob
die Vollziehung der Baugenehmigung dennoch ausge-
setzt werden muss, obliegt nach § 80a Absatz 3 Satz 1
VwGO dem Verwaltungsgericht.

Die Petentin hat weiterhin gemafl §47 Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) grundsétzlich die Moglich-
keit, den Bebauungsplan innerhalb eines Jahres nach
dem Satzungsbeschluss und der ortsiiblichen Be-
kanntmachung im Rahmen eines Normenkontrollver-
fahrens durch den Verwaltungsgerichtshof Baden-
Wiirttemberg iiberpriifen zu lassen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Braun



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 17/281

7. Petition 16/5264 betr. Sondergenehmigung Leis-
tungssport

Die Petentin bittet darum, ihrem Sohn eine Ausnahme-
genehmigung zur Fortfiihrung seines Hallen-Tennis-
trainings im Rahmen des Profi- und Spitzensports zu
gewihren.

Die bisherigen Anfragen der Petentin in der Sache
wurden aufgrund der Infektionslage vom Kultusminis-
terium negativ beschieden.

Mit der Achten Verordnung der Landesregierung zur
Anderung der Corona-Verordnung vom 7. Mirz 2021
hat die Landesregierung ihre Rechtsverordnung iiber
infektionsschiitzende MaBinahmen gegen die Ausbrei-
tung des Coronavirus (Corona-Verordnung) erneut
gedndert. Die Anderungen traten am 8. Mérz 2021 in
Kraft.

Gemil Corona-Verordnung § 1¢ Absatz 1 Satz 3 sind
Sportanlagen und Sportstétten, also auch Tennishal-
len, fir den kontaktarmen Freizeit- und Amateurindi-
vidualsport nach Maflgabe von §9 Absatz 1 gedffnet.
Diese Offnung ist nur dann nicht méglich, wenn das
zustiandige Gesundheitsamt in einem Land- oder Stadt-
kreis nach §20 Absatz 5 eine seit drei Tagen in Folge
bestehende 7-Tages-Inzidenz von mehr als 100 Neu-
infektionen je 100.000 Einwohner feststellt.

Mit der neuen Corona-Verordnung kann der Petition
abgeholfen werden. Der Sohn der Petentin kann das
Tennistraining mit seinem Tennistrainer wiederauf-
nehmen, sofern nicht die oben erwidhnte Ausnahme
einer 7-Tages-Inzidenz von iiber 100 pro 100.000
Einwohner im Land- oder Stadtkreis, in dem der Sohn
trainiert, gegeben ist.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklart.
Berichterstatter: Epple

8. Petition 16/4844 betr. Bausache
1. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen den geplanten Neubau
von zwei Terrassenhdusern mit insgesamt 14 Wohn-
einheiten und Tiefgarage und bitten um Uberpriifung
des laufenden Baugenehmigungsverfahrens.

Die Petenten fithren an, dass sich das fiir das Vorha-
ben in Rede stehende Grundstiick innerhalb eines
»~ehemaligen Plenum-Gebiets*“ befinde. Das Grund-
stiick liege demnach nicht, wie von der Gemeinde und
dem Landratsamt angenommen, im Innenbereich nach
§ 34 Baugesetzbuch (BauGB), sondern im grundsitz-
lich von Bebauung freizuhaltenden AuBenbereich
nach § 35 BauGB.

Sie kritisieren zugleich, dass die Gemeinde, um das
Vorhaben zu ermoglichen, einen Teil des Grundstiicks,

das fiir die Erweiterung des kommunalen Friedhofs
vorgesehen war, durch Anderung des Bebauungs-
plans X aus dessen Geltungsbereich herausgenommen
habe.

Es wird auflerdem darauf hingewiesen, dass auf dem
Geldnde Geholze entfernt wurden, die einen Lebens-
raum fiir Wildbienen, Vogel, Fledermiuse und Klein-
tiere wie Fiichse darstellen.

Weiter beanstanden die Petenten ,,HOhendifferenzen
der geplanten Neubauten und der umliegenden Héu-
ser und beklagen diesbeziiglich ,,Unstimmigkeiten
mit dem Landratsamt® sowie fehlende ,,konkrete Un-
terlagen und Nachweise®. Es wiirde kein 6ffentliches
Interesse an einer Realisierung des Vorhabens beste-
hen. Dieses fiige sich nach Auffassung der Petenten
ferner nicht in das ,,Landschaftsbild* ein.

Abschlie3end fithren die Petenten aus, dass es sich bei
der F.strae um eine Sackgasse ohne Wendemoglich-
keit handele. Die Einrichtung einer Baustelle sei da-
her ,,sehr beschrinkt®“. Die wihrend einer Bauphase in
der F.straBBe fehlenden Moglichkeiten fiir Gegenver-
kehr, zum Wenden und Parken, wiirden zudem weite-
re Probleme und Gefahrdungen hervorrufen.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

Gegenstand des petitionsgegenstédndlichen Vorhabens
ist der geplante Neubau einer Wohnanlage, bestehend
aus zwei durch eine Tiefgarage verbundenen Terras-
senhdusern mit insgesamt 14 Wohnungen.

Die Bauherrin hat bei der Gemeinde ordnungsgeméf
am 27. Februar 2019 den Bauantrag vom 22. Januar
2019 fiir das genehmigungspflichtige Vorhaben ein-
gereicht. Dem Landratsamt als zustdndiger unterer
Baurechtsbehorde lag der Bauantrag am 5. Mérz 2019
vor. Die Gemeinde hat darauthin die Nachbarn mit
Schreiben vom 18. Mérz 2019 nach §55 Absatz 1
Landesbauordnung (LBO) iiber den Bauantrag infor-
miert und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gege-
ben. Die Petenten haben Einwendungen gegen das
Vorhaben erhoben. In der Gemeinderatssitzung vom
21. Mérz 2019 hat die Gemeinde nach § 36 BauGB ihr
Einvernehmen zu dem Vorhaben erteilt. Das Land-
ratsamt hat zudem nach §54 Absatz 2 Nummer 2
LBO die von dem Vorhaben beriihrten Stellen am
Verfahren beteiligt. Infolge dessen waren von der
Bauherrin zur Klirung der weiteren Auswirkungen
des Vorhabens in Erginzung zum Bauantrag vom
22. Januar 2019 verschiedene Fachgutachten qualifi-
zierter Sachverstidndigenbiiros vorzulegen, dies be-
trifft u.a. ein Artenschutzgutachten und eine FFH-
Vorpriifung vom 29. Mai 2019, einen Bericht zur na-
turschutzrechtlichen Ausnahme vom Biotopschutz
vom 19. November 2019 sowie eine Larmemissions-
prognose beziiglich der geplanten Tiefgaragenzufahrt
vom 2. Oktober bzw. 30. November 2020. Die Hohen-
angaben aus dem Lageplan zum Bauantrag vom
22. Januar 2019 wurden zudem am 18. Mai 2020
nochmals vor Ort durch ein Vermessungssachverstén-
digenbiiro tiberpriift und bestatigt.
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Zur F.strale gewandt sieht das Vorhaben die Errich-
tung von zwei Baukdrpern mit jeweils drei iiber Stra-
Benniveau liegenden Wohngeschossen vor (Ebenen 2
bis 4). Durch Verschiebung der Geschosse in Hang-
richtung sollen Terrassen fiir das jeweils aufliegende
Geschoss gebildet werden (Terrassenhduser). Unter-
halb des Niveaus der F.strale sind je Baukdrper ein
weiteres, wiederum nach vorne versetztes Wohnge-
schoss mit Terrassen bzw. auskragenden Balkonen
und einem zwischen den Gebduden liegenden, zur
Hangseite gedffneten Tiethof vorgesehen (Ebene 1).
Als durchgehender Sockel ist das groBteils erdiiber-
deckte bzw. von der Hangseite abgebdschte Geschoss
der Tiefgarage mit Nebenrdumen (Ebene 0) geplant.
Die Baukorper sollen mit einer Abmessung von je-
weils ca. 14,5 m Breite, ca. 17,5 (Ebene 4) bis zu
ca. 27,5 m (Ebene 1) Tiefe und ca. 9,2 m Hohe (ab
Niveau F.strafle) entstehen. Die Tiefgarage ist mit
ca. 45 m Breite und ca. 21 m Tiefe geplant. Die Zu-
fahrt ist an der Westseite vorgesehen.

Das Vorhabengrundstiick liegt am siidlichen Orts-
rand. Es befindet sich noch in Besitz der Gemeinde.
Der Gemeinderat hat jedoch bereits am 9. Februar
2017 in nichtoffentlicher Sitzung, bei einer Gegen-
stimme, den Beschluss gefasst, das Grundstiick an die
Bauherrin zu verduflern.

Das Plangebiet wird derzeit iiberwiegend als Griin-
land mit teilweisem Gehdlzbestand und als Parkplatz
fiir Friedhofsbesucher genutzt. Beim Vorhabengrund-
stiick handelt sich um ein in westlicher Richtung steil
abfallendes Hanggrundstiick (insgesamt um ca. 16 m).
Das Plangebiet wird iiberwiegend als Schaf- und Zie-
genweide genutzt. Der Landschaftsraum des Plange-
biets kann als wenig bis mittel strukturreich bezeich-
net werden. Im Norden grenzt es an bestehende
Wohnbebauung. Diese besteht aus einem unmittelbar
angrenzenden Wohnhaus (F.straBBe 14) sowie drei in
zweiter Reihe errichteten Terrassenhdusern (F.stral3e
16, 18, 20). Die drei bestehenden Terrassenhduser
wurden ebenfalls durch dieselbe Bauherrin errichtet.
Das Landratsamt hat fiir deren Errichtung am 13. Sep-
tember 2016 die Baugenehmigung erteilt. Die baupla-
nungsrechtliche Beurteilung erfolgte auch damals als
Vorhaben im unbeplanten Innenbereich nach den
MaBgaben des § 34 Absatz 1 BauGB. Im Osten be-
grenzt die F.straBe das Grundstiick. Diese endet am
kommunalen Friedhof mit Friedhofskapelle. Die Ost-
seite der F.strafle ist einreihig mit Wohnh&usern be-
baut. Siidlich an das Grundstiick grenzt auf steil abfal-
lenden Hangen ein FFH-Gebiet. Im Westen wird das
Grundstiick durch die tieferliegende R.straflie be-
grenzt, die eine wichtige Verbindungsstrafle darstellt
und an der die kommunale Kléranlage liegt.

Im Siiden des Grundstiicks befindet sich ein Teil eines
kartierten Biotops, welches sich hauptséchlich auf der
siidlich angrenzenden Flache erstreckt. Es handelt
sich um ein Feldgeholz, welches durch die Kartierung
im Jahre 2013 bestdtigt wurde. An der Grenze zu den
bereits durch die Bauherrin errichteten Terrassenhéu-
sern im Norden hat sich zwischenzeitlich ein Gehdlz
entwickelt, welches nach §33 Absatz 1 Ziffer 6 Natur-
schutzgesetz fiir Baden-Wiirttemberg (NatSchG) i. V. m.
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§ 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ebenfalls
als Biotop (Feldhecke mittlerer Standorte) geschiitzt
ist.

Das Vorhabengrundstiick war, wie von den Petenten
vorgetragen, Bestandteil eines ehemaligen Plenum-
Projektes, welches ausgedehnte Flachen auf siidexpo-
nierten Hangen (Biotopfldchen mit Trocken- und Ma-
gerrasen) westlich der R.strae und auch den West-
hang 6stlich der R.straBBe umfasste. Das Projekt wurde
im Jahr 2002 beantragt und 2004 abgeschlossen.
Ubergeordnetes Ziel war die Forderung einer umwelt-
vertraglichen Regionalentwicklung und die nachhalti-
ge Sicherung und Entwicklung der Kulturlandschaft
und des Tourismus. In diesem Zusammenhang wur-
den Erstpflegemafinahmen (Entbuschung und Aus-
stockung des Hangs) durchgefiihrt, ein Weidezaun er-
richtet und der Hang mittels FuBweg der Offentlich-
keit zugingig gemacht. Die Kosten wurden vom Land
und der Gemeinde getragen. Ab dem Jahr 2004 hat
die Gemeinde eine Beweidung durch ortsansédssige
Landwirte unterstiitzt, ohne dass die Hangflichen ihrem
Potenzial entsprechend naturschutzfachlich aufgewer-
tet wurden. Seit dem Jahr 2011 engagiert sich auf der
Fldache der Landschaftserhaltungsverband (LEV) mit
Bewirtschaftungsvertrigen zur Beweidung, die mit
Mitteln aus der Landschaftspflege (LPR) gefordert
werden.

Die Beweidung des Grundstiicks hat nicht zur Ent-
wicklung einer artenreichen Magerweide gefiihrt, es
liegt insofern kein geschiitzter Lebensraumtyp vor.
Stattdessen hat sich aufgrund zu extensiver Nutzung
eine artenarme Fettwiese/-weide mit Ubergéingen zu
einer grasreichen Ruderalflur zwischen den Gehdlz-
bestinden ausgebildet. Am Oberhang finden sich
Uberginge zur Magerwiese, die jedoch weniger als
10 Prozent der Gesamtfliche ausmacht. Hier kann
man die Wiesen-Flockenblume (Centaurea jacea) fin-
den, wie auf den der Petition beigefiigten Aufnahmen
erkennbar ist. Die weiteren Bilder der Petenten zeigen
Sommerflieder, der aus den umliegenden Gérten aus-
gewildert sein muss. Er gehort zu den Zierpflanzen
und nicht zur heimischen Flora. Ein weiteres Bild
zeigt Wiesen-Kerbel (Anthriscus sylvestris), welcher
eine noch gute Néahrstoffversorgung belegt und auf
Magerwiesen als Storzeiger gilt. Aufgrund der exten-
siven Bewirtschaftung hat sich ein filziger Untergrund
gebildet, der die Bodenoberflache bedeckt.

Mit Bescheid vom 17. Februar 2020 erteilte das Land-
ratsamt als untere Naturschutzbehdrde im Vorgriff auf
eine moglicherweise zu erteilende Baugenehmigung
entsprechend dem Antrag vom 19. November 2019
eine naturschutzrechtliche Ausnahme flir die Inan-
spruchnahme von Biotopflichen auf dem Grundstiick.

Die Gemeinde weist darauf hin, dass bereits im Rah-
men der Erstellung des Bauantrags durch die Bauher-
rin Gesprdche mit den Anwohnern stattfanden, um
diesen Gelegenheit zu geben, moglichst frithzeitig
ihre Belange einzubringen. Dass dennoch ein Gefiihl
entstanden sei, die Gemeinde wiirde alles, was ein
,Immobilienspekulant wolle, ,,abnicken®, sei aus
Sicht des Biirgermeisters der Gemeinde bedauerlich,
entbehre aber jeglicher Grundlage.
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Da im Zuge der Angrenzer-Anhdrung Einwendungen
gegen das Vorhaben erhoben wurden, wurde am
30. Juli 2020 im Rathaus ein Erérterungstermin
durchgefiihrt. An dem Erorterungstermin nahmen ne-
ben den Petenten und den Vertretern des Landrats-
amts als unterer Baurechtsbehorde auch Vertreter der
Gemeinde (u.a. der Biirgermeister) teil. Im Rahmen
dieses Termins wurden die Einlassungen der Petenten
umfassend erortert.

Zum Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrages be-
fand sich ferner, wie von den Petenten vorgetragen,
eine Teilfliche des Vorhabengrundstiicks innerhalb des
Geltungsbereichs des Bebauungsplans X. Dieser sah
fiir diesen Bereich die Festsetzung einer Griinflache mit
der Zweckbestimmung Friedhof vor. Um eine Bebauung
des Grundstiicks zu ermoglichen, hat der Gemeinderat
in seiner Sitzung vom 26. September 2019 infolge eine
Anderung des Bebauungsplans beschlossen und die in
Rede stehende Teilfliche des Grundstiicks aus dem
Geltungsbereich des Bebauungsplans herausgel6st.
Laut Gemeinde habe die verdnderte Friedhofs- und
Beerdigungskultur in der Gesellschaft gezeigt, dass
die vorhandenen Flachen fiir den Friedhof bei weitem
ausreichen. Da die Gemeinde perspektivisch ferner ei-
ne wohnbauliche Entwicklung im Bereich zwischen
der F.strafle und der A.stralle anstrebe, wiirde — auch,
wenn dies fiir die Beurteilung der baurechtlichen Zu-
lassigkeit unbeachtlich ist — eine Bebauung des Vor-
habengrundstiicks der Planungskonzeption der Ge-
meinde fiir den siidlichen Ortstrand entsprechen.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wiir-
digung

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmi-
gung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen
Vorhaben keine von der Baurechtsbehdrde zu priifen-
den offentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenste-
hen. Ein Dritter wird durch eine solchen Vorschriften
zuwider erteilte Baugenehmigung jedoch nur insoweit
in seinen Rechten verletzt, als die gegenstindlichen
Vorschriften auch ihn zu schiitzen bestimmt sind.

Der Baurechtsbehorde ist bei vorgenannter Rechts-
grundlage kein Ermessen eingerdumt, vielmehr hat
der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Ertei-
lung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit
den von der Baurechtsbehdrde zu priifenden offent-
lich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht.

Auch wenn ein Bauvorhaben zunéchst in Widerspruch
zu Offentlich-rechtlichen Vorschriften steht, kann eine
Baugenehmigung dennoch erteilt werden, wenn Er-
leichterungen, Abweichungen, Ausnahmen oder Be-
freiungen von den betreffenden Vorschriften zugelas-
sen oder erteilt werden.

2.1 Bauplanungsrecht

a) Lage des Vorhabens im Innenbereich nach §34
BauGB

In der Regel endet der Bebauungszusammenhang an
der letzten an eine groBere Freifliche anschlieenden

Bebauung, die fiir den dauerhaften Aufenthalt von
Menschen bestimmt ist. Auf die Grundstiicksgrenzen
kommt es dabei nicht an. Nach stidndiger Rechtspre-
chung kann die Abgrenzung zwischen baurechtlichem
Innen- und Auflenbereich jedoch nicht nach mathema-
tisch-geographischen Grundsétzen, sondern allein un-
ter Beriicksichtigung der jeweils besonderen Umstédn-
de des Einzelfalls erfolgen. Dabei sind insbesondere
auch die jeweiligen natiirlichen Gegebenheiten (z. B.
die Topographie, bestehende Fliisse oder Griben) zu
beriicksichtigen. Ausschlaggebend ist insofern, ob die
bestehende Bebauung trotz vorhandener Bauliicken
den Eindruck der Zusammengehdrigkeit vermittelt
und inwieweit diese die betreffende unbebaute Flache
derart pragt, dass hieraus die Merkmale fiir eine hin-
reichende Zuldssigkeitsbeurteilung nach § 34 Absatz 1
BauGB entnommen werden konnen.

Hieraus folgt, dass das Vorhaben insbesondere unter
Beriicksichtigung der in der unmittelbaren Umgebung
vorhandenen Bebauung sowie des in westlicher Rich-
tung steil abfallenden Geléndes in einer Bauliicke inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils aus-
geflihrt werden soll. Es ist damit nach Mafgabe des § 34
BauGB zu beurteilen. Die fiir eine Bebauung vorgese-
hene Fliache schlief3t sich dem bestehenden Bebauungs-
zusammenhang an und setzt diesen fort. Sie unterbricht
ihn nicht. Vielmehr rundet die geplante Bebauung die in
diesem Bereich bereits bestehende Bebauung ab.

Die Tatsache, dass das Vorhabengrundstiick, wie von
den Petenten vorgetragen, Teil eines ehemaligen Ple-
num-Gebietes war, fiihrt zu keiner anderen Einschit-
zung, da dies fiir die hier aufgeworfene Frage, ob das
Vorhaben dem bauplanungsrechtlichen Innen- oder
AuBenbereich zuzuordnen ist, ohne Belang ist. Bei ei-
nem Plenum-Gebiet handelt es sich auflerdem nicht
um eine Schutzgebietskulisse, fiir die Einschriankun-
gen bestehen.

Auch, dass ein Teil des Vorhabengrundstiicks zuvor
in den Geltungsbereich des Bebauungsplans X einbe-
zogen war, kann zu keiner anderen Einschitzung
fihren. Fiir die baurechtliche Zuldssigkeit eines Vor-
habens sind allein die zum Zeitpunkt ihrer Priifung
giiltigen rechtlichen Vorschriften, hier die Ma3gaben
des §34 BauGB heranzuziehen. Gleichfalls hat die
Gemeinde nachvollziehbar begriindet, dass die bisher
fiir eine Erweiterung des Friedhofs vorgesehene Teil-
fliche des Vorhabengrundstiicks fiir diesen Zweck
entbehrlich geworden ist. Dass sich die Gemeinde
nicht dazu entschieden hat, im Wege der Bauleitpla-
nung liber die Mafigaben des § 34 BauGB hinausge-
henden Einfluss auf die Bebauung des Grundstiicks
zu nehmen, obliegt ihrer in Artikel 28 Grundgesetz
verankerten kommunalen Planungshoheit. Dass das
Vorhaben ein Planerfordernis nach §1 Absatz 3
BauGB, bei dessen Beurteilung den Gemeinden oh-
nehin ein erheblicher Spielraum zur Verfiigung steht,
hervorrufen wiirde, ist jedenfalls nicht ersichtlich.

b) Einfiigen nach § 34 Absatz 1 BauGB

Nach § 34 Absatz 1 BauGB ist ein Vorhaben zulissig,
wenn es sich nach Art und MaB der baulichen Nut-
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zung, der Bauweise und der Grundstiicksfldche, die
liberbaut werden soll, in die Eigenart der ndheren Um-
gebung einfiigt und die Erschliefung gesichert ist.

Da das Vorhaben Wohnzwecken dienen soll, fligt es
sich zunidchst nach der Art der baulichen Nutzung in
die ndhere Umgebung ein, die durch Wohnen geprégt
wird. Auch die Bauweise steht einer positiven Beur-
teilung des Merkmals des Einfiigens nicht entgegen,
insbesondere besitzt das Vorhaben mit den bestehen-
den Terrassenhdusern direkte Vorbilder. Weiter fligt
sich das Vorhaben auch hinsichtlich der tiberbaubaren
Grundstiicksflache in die Eigenart der ndheren Umge-
bung ein. Der Grad der geplanten Uberbauung des
Vorhabengrundstiicks entspricht dem der Umge-
bungsbebauung. Die ErschlieBung des Bauvorhabens
ist gesichert.

Die von den Petenten ferner aufgeworfene Frage nach
einem Offentlichen Interesse an dem Vorhaben ist
vorliegend nicht zu priifen. Das Einfiigungsgebot be-
schrénkt sich auf die in § 34 Absatz 1 BauGB genann-
ten Kriterien. Gleichwohl dient das Vorhaben der
Schaffung von Wohnraum. Wie oben angesprochen,
ist auch nicht ersichtlich, dass ein Planerfordernis
nach § 1 Absatz 3 BauGB hervorgerufen wiirde.

Die Petenten wenden insbesondere ein, dass sich das
Vorhaben hinsichtlich seiner Hohenentwicklung, also
eines Bestimmungsfaktors des Malles der baulichen
Nutzung, nicht in die Eigenart der ndheren Umgebung
einfigen wiirde. Im Lageplan zum Bauantrag vom
22. Januar 2019 sind nach §4 Absatz 4 Nummer 3
und Absatz 4 Nummer 5 lit. d der Verfahrensverord-
nung zur Landesbauordnung (LBOVVO) die beste-
henden baulichen Anlagen auf den Nachbargrund-
stiicken unter Angabe ihrer Gebdudehdhe und ihrer
Dachform sowie die auf dem Vorhabengrundstiick ge-
planten Anlagen mit ihrer Hohenlage, bei Gebduden
des ErdgeschoBfullbodens, dargestellt. Demnach ent-
spricht das Vorhaben mit seiner Hohenlage (EFH
439,0 NN) und der geplanten Gebdudehohe (Flach-
dach 448,05 NN, OK Attika 448,25 NN), wie auch
seiner Grundfliache als weiterem notwendigem Krite-
rium bei der Bestimmung des Mafles der baulichen
Nutzung, dem durch die Umgebungsbebauung vorge-
gebenen Rahmen. Insbesondere in Bezug zu nehmen
sind hierbei die Nachbargebdude F.stra3e 9 (Firsthohe
44724 NN), FstraBe 7 (Firsthohe 448,12 NN),
F.strale 5 (Firsthohe 447,04 NN), F.strale 14 (Flach-
dach 447,73 NN) und die bereits bestehenden Terras-
senhéuser F.strafle 16, 18 und 20 (Flachdach 447,09
NN). Angesichts der geringfiigigen Uberschreitung
der bestehenden Bebauung durch das Vorhaben ist an-
zumerken, dass es bei der Frage des Einfiigens nicht
darum geht, eine Einheitlichkeit der Bebauung herzu-
stellen, sondern ein harmonisches Gesamtgefiige, in
dem auch der Rahmen der einzelnen Kriterien bis zu
einem gewissen Grad iiberschritten werden kann.

c¢) Hohenangaben
Entgegen des, nicht ndher ausgefiihrten, Vorbringens

der Petenten beziiglich unstimmigen Hohenangaben
bzw. des Fehlens konkreter Unterlagen und Nachwei-
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se sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, dass die in
dem Lageplan zum Bauantrag vom 22. Januar 2019
von einem Vermessungssachverstindigenbiiro ermit-
telten Hohenangaben nicht den tatsdchlichen Gege-
benheiten entsprechen wiirden und damit nicht zur
Beurteilung der Frage des Einfiigens herangezogen
werden konnten.

Zwar hatte die Gemeinde mit Schreiben vom 22. Ap-
ril 2020 dem Landratsamt mitgeteilt, dass ,,die im
Lageplan eingetragenen Hohen der umgebenden Ge-
béude von den tatsdchlichen Hohen abweichen® wiir-
den und gleichzeitig einen Plan der Umgebungsbe-
bauung mit Angaben zu Erdgeschossfulbodenhdhen,
Gebdudehohen und Firsthéhen vorgelegt. Jedoch hat
sich zwischenzeitlich geklart, dass es sich — entgegen
des Wortlauts des Schreibens vom 22. April 2020 —
bei den im Plan aufgefilhrten MafBlen nicht um die
tatsdchlichen, sondern um die den genehmigten Bau-
antrdgen entnommenen Hohenangaben handelte. Eine
Messung vor Ort hat durch die Gemeinde zu keinem
Zeitpunkt stattgefunden.

Das Landratsamt hat die Einwendungen der Petenten
sowie die Aussage der Gemeinde dennoch zum An-
lass genommen, die Hohenangaben der Umgebungs-
bebauung einer Kontrolle zu unterziehen und die Bau-
herrin aufgefordert, den eingereichten Lageplan vom
22. Januar 2019 im Hinblick auf die Hohenangaben
iiberpriifen zu lassen. Bei der am 18. Mai 2020 durch
das Sachverstéindigenbiiro mittels Vermessung vor
Ort durchgefiihrten Uberpriifung der Héhenangaben
der umliegenden Gebaude konnten keine Abweichun-
gen von den bereits ermittelten Hohenangaben festge-
stellt werden. Insofern liegt der Schluss nahe, dass die
Gebédude F.straBle 5, 7, 9 sowie 14, jedenfalls im Hin-
blick auf die Gebaudehohen, abweichend von den ge-
nehmigten Bauvorlagen errichtet wurden.

Bei der Beurteilung, ob sich ein Vorhaben gemif § 34
Absatz 1 BauGB nach dem MaR der baulichen Nut-
zung in die Eigenart der ndheren Umgebung einfiigt,
sind nach stindiger Rechtsprechung die in der ndhe-
ren Umgebung tatsdchlich vorhandenen baulichen
Anlagen maBigebend, wobei es nicht darauf ankommt,
wann die Bebauung der Umgebung und unter wel-
chen, auch baurechtlichen Voraussetzungen entstan-
den ist. Eine Ausnahme ist nur fiir solche Bauwerke
anzunehmen, die ungenehmigt errichtet worden sind
und bei denen die Baugenehmigungsbehdrde zu er-
kennen gibt, dass sie ihren Abbruch anordnen wird.
Anhaltspunkte hierflir sind nicht bekannt, sodass die
in dem Lageplan vom 22. Januar 2019 verzeichneten
bzw. am 18. Mai 2020 iiberpriiften tatsdchlichen
Hohenangaben vorliegend als Maf3stab heranzuziehen
sind.

d) Gebot der Riicksichtnahme

Nach der Rechtsprechung kommt § 34 Absatz 1 BauGB
unmittelbar keine dritt-schiitzende Wirkung zu. Nach-
barschiitzende Wirkung entsteht nur mittelbar iiber
das im Begriff des ,,Einfiigens aufgehende Gebot der
Riicksichtnahme. Auch ein sich in die Umgebungsbe-
bauung einfiigendes Vorhaben wére im Einzelfall un-
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zuldssig, wenn das Gebot der Riicksichtnahme ver-
letzt wire, die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhiltnisse nicht gewahrt blieben und bewél-
tigungsbediirftige bodenrechtliche Spannungen ent-
stehen wiirden.

Dass das Vorhaben derart beachtliche bodenrechtli-
che, stddtebauliche Spannungen hervorrufen oder er-
hohen wiirde, dass dieses unzuldssig wére, erschlief3t
sich nicht. Das Vorhaben ist zudem nicht geeignet in
die vorhandene Situation derart Bewegung zu brin-
gen, dass ein potenzielles Planungsbediirfnis entste-
hen wiirde. Denn eine negative Vorbildwirkung des
Vorhabens ist durch die Hang- und Ortsrandlage aus
tatsdchlichen Griinden ausgeschlossen.

Auch eine von den Petenten beklagte Beeintrachti-
gung des Ortsbildes (bzw. des ,,Landschaftsbildes®)
ist nicht gegeben. Eine solche Beeintrachtigung konn-
te nach stindiger Rechtsprechung nur vorliegen, wenn
ein Vorhaben das é&sthetische Empfinden eines fiir
Fragen der Ortsbildgestaltung aufgeschlossenen Be-
trachters verletzen wiirden und die Veranderung den
Grad der Verunstaltung erreichen wiirde. Davon ist
im vorliegenden Fall nicht auszugehen. Anzumerken
ist zudem, dass das Vorhaben, von den Wohngebéu-
den der Petenten aus betrachtet, aufgrund der Hang-
lage nicht in seiner gesamten Grofe in Erscheinung
treten wird.

Eine Bebauung kann im Einzelfall dann als riick-
sichtslos betrachtet werden, wenn ein Angrenzer
durch eine hinzutretende Bebauung ,.eingemauert
wiirde, wenn sich die Bebauung als ,,erdriickend* dar-
stellen wiirde und eine erhebliche Beeintrichtigung
im Hinblick auf Belichtung und Besonnung bewirken
wiirde. Eine (subjektiv) riicksichtslose, weil unzumut-
bar optisch erdriickende oder einmauernde Wirkung
durch die geplanten Gebaude ist vorliegend aber nicht
zu erkennen.

Ein Indiz, bei dem regelméBig von einer Verletzung
des Riicksichtnahmegebots ausgegangen wird, ist die
Verletzung der bauordnungsrechtlichen Vorschriften
zu den Abstandsflachen nach den §§5, 6 LBO. Diese
stellen hinsichtlich der notwendigen Belichtung und
Beliiftung, Besonnung und Einsichtnahme eine Kon-
kretisierung des Gebots der nachbarlichen Riicksicht-
nahme dar. Die vorgeschriebenen Abstandsflachen
sind durch das Vorhaben eingehalten.

Der in Verbindung mit einem im Ubrigen zulissigen
Vorhaben iiblicherweise verbundene Zu- und Ab-
gangsverkehr ist von der Nachbarschaft grundsétzlich
hinzunehmen. Dies gilt ebenfalls fiir die damit ver-
bundenen Schallimmissionen. Da die vorgesehene
Tiefgaragenrampe laut den Bauvorlagen eine Neigung
von 17,6 Prozent aufweisen soll und damit die nach
§3 Absatz 1 S.1 Garagenverordnung (GaVO) fiir
Mittelgaragen maximal zuldssige Neigung von 15 Pro-
zent iiberschritten wird, hat das Landratsamt die Bau-
herrin aufgefordert, eine Larmemissionsprognose vor-
zulegen. Die Frage, ob die Tiefgaragenzufahrt, die
aufgrund der beantragten Rampenneigung nur im
Rahmen der Erteilung einer bauordnungsrechtlichen
Ausnahme zuzulassen wire, fiir die Petenten zu unzu-

mutbaren Belédstigungen in Form von Larmimmissio-
nen fiihrt, ist Gegenstand des Genehmigungsverfahrens.

Im Ubrigen ist festzustellen, dass das Vorhaben aus
bauplanungsrechtlicher Sicht zuldssig ist.

2.2 Bauordnungsrecht

In bauordnungsrechtlicher Hinsicht entspricht das
Bauvorhaben ebenfalls den geltenden Vorschriften.
Insbesondere werden die Vorschriften liber die Ab-
standsfldchen nach §§ 5, 6 LBO eingehalten. Die nach
§37 Absatz 1 S.1 LBO notwendigen Pkw-Stellplitze
und die notwendigen Fahrradstellpldtze werden auf
dem Baugrundstiick nachgewiesen. Beziiglich der
Tiefgaragenrampe wird auf die obenstehenden Aus-
fiihrungen verwiesen. Es sind im Ubrigen weder Ver-
stoBe gegen bauordnungsrechtliche Vorschriften er-
kennbar noch substantiiert von den Petenten geltend
gemacht worden.

2.3 Natur- und Artenschutz

Insofern die Petenten die Abrodung von Baumbestand
und den damit einhergehenden Verlust von Lebens-
raum fiir Wildbienen, Vogel, Flederméiuse und Klein-
tiere beanstanden, ist festzustellen, dass das Vorhaben
wie dargelegt bauplanungsrechtlich dem Innenbereich
nach § 34 BauGB zuzurechnen ist. Somit erfolgt kein
naturschutzrechtlicher Ausgleich fiir die zu erwarten-
den naturschutzrechtlichen Eingriffe, da ein solcher
nur fiir Vorhaben im Auflenbereich zu leisten ist. Zu
beachten sind gleichwohl die Belange des Arten-
schutzes, des Biotopschutzes und von Natura 2000.

a) Artenschutz

Im Artenschutzgutachten vom 29. Mai 2019 wird dar-
gestellt, dass trotz geeignetem Habitat keine Zaun-
eidechsen im Plangebiet vorgefunden wurden. Griin-
de hierfiir konnten das bewohnte Umfeld sein bzw.
die Katzen, die auf der Fldche anzutreffen sind. Fle-
dermiuse nutzen den Planbereich als Jagdhabitat, es
wurden jedoch keine Baumhdhlen vorgefunden, die
als Sommerquartier oder Wochenstube genutzt wer-
den konnen. Fiir erdbewohnende Wildbienen (Erdbie-
nen, Sandbienen) fehlen offene Bodenstellen. Der
Verlust der Baume fiihrt nicht zur Beeintrachtigung
der wild lebenden Végel, da in der Umgebung ausrei-
chend Gehdlzbestand vorhanden ist, auf den ausge-
wichen werden kann. Es wurde insgesamt nachvoll-
ziehbar dargelegt, dass bei Einhaltung der festgeleg-
ten MafBinahmen (z. B. Gehdlzentnahme und Baufeld-
rdumung nur zu bestimmten Zeiten, Pflanzung von
heimischen und standortgerechten Bdumen, insekten-
schonende Beleuchtung) das Eintreten artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestinde gemaB § 44 BNatSchG
ausgeschlossen werden kann.

b) Biotopschutz
Durch das geplante Vorhaben wird erheblich in die

vorhandenen Biotopflichen eingegriffen. Der ge-
schiitzte Geholzbestand, der nordlich an das Nachbar-
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grundstiick mit den bereits erstellten Terrassenhdu-
sern grenzt, muss fiir die Umsetzung des Bauvorha-
bens entfernt werden. Ebenso muss ein Bereich des
Feldgeholzes entfernt werden, welches zu einem klei-
nen Teil auf dem siidlichen Bereich des Grundstiicks
liegt. Die Hauptbiotopfliche erstreckt sich auf das
FFH-Gebiet, welches siidlich angrenzt. Dennoch wird
das Biotop durch das Bauvorhaben ebenfalls erheb-
lich beeintrichtigt.

Eine naturschutzrechtliche Ausnahme nach §30 Ab-
satz 3 BNatSchG kann bei einer erheblichen Beein-
trachtigung zugelassen werden, wenn die Beeintréich-
tigungen ausgeglichen werden koénnen. Hierfiir ist es
erforderlich, dass ein gleichartiges Biotop gleicher
Flache in rdumlicher Ndhe geschaffen wird. Im Rah-
men des Antrags auf Ausnahme vom Biotopschutz
wurde fiir die Biotopfldchen, die auf der Vorhaben-
fliche verloren gehen, auf der Gemarkung der Ge-
meinde eine Ersatzflache festgelegt, auf der in glei-
chem Umfang, den die Verlustfliche ausmacht, ein
neues Feldgeholz gepflanzt werden soll.

c¢) Natura 2000

Die FFH-Vorpriifung vom 29. Mai 2019 kommt zu
dem Ergebnis, dass durch die geplante Bebauung
keine erheblichen Beeintrachtigungen der geschiitzten
Lebensraumtypen und Arten des angrenzenden FFH-
Gebietes erfolgen.

Das Vorhaben ist somit nach dem derzeitigen Sach-
und Kenntnisstand auch aus naturschutzrechtlicher
Sicht zuldssig.

2.4 Baustelleneinrichtung, Verkehrssituation

Nach §12 Absatz 1 LBO sind Baustellen so einzu-
richten, dass die baulichen Anlagen ordnungsgeméaf
errichtet oder abgebrochen werden kénnen und Ge-
fahren oder vermeidbare erhebliche Beldstigungen
nicht entstehen. Verantwortlich dafiir ist die Bauher-
rin. Die Baustelleneinrichtung selbst bedarf nach
Nr. 10 lit. b des Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO keiner
Baugenehmigung.

Die Gemeinde hat zudem erklért, dass sie beabsich-
tigt, die Bauherrin im Rahmen des Kaufvertrages iiber
das Vorhabengrundstiick zur Einhaltung eines hin-
sichtlich der Umsetzungsfahigkeit und Sinnhaftigkeit
abgestimmten Baustelleneinrichtungs- und -abwick-
lungsplanes, unter Vereinbarung einer entsprechenden
Vertragsstrafe bei Nichtbeachtung, zu verpflichten.

Hinsichtlich des Vorbringens der Petenten zu befiirch-
teten Problemen und Gefdhrdungen wéhrend der Bau-
phase kann darauf verwiesen werden, dass laut Ge-
meinde durch Einrichtung einer entsprechenden Wen-
demoglichkeit am Ende der Strale eine Losung ge-
funden werden kann, zumal sich am siidlichen Ende
der F.stralle bereits Stellpldtze fiir den Friedhof befin-
den, die an der F.strale um weitere 16 oOffentliche
Stellpldtze erginzt werden sollen.
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Jung

9. Petition 16/4943 betr. Coronamafinahmen

Der Petent vertritt die Auffassung, dass die Corona-
mafBnahmen weder verfassungsgeméll und medizi-
nisch sinnvoll seien und beantragt, dass sdmtliche
MalBnahmen alle 14 Tage automatisch enden und nur
durch aktive Entscheidung mit stichhaltiger und nach-
vollziehbarer Begriindung verlédngert werden konnen.

Des Weiteren mochte der Petent die Protokolle vorgelegt
bekommen, aus denen die Entscheidungsfindung zum
Lock-Down und den Coronamaflnahmen hervorgeht.

Die Priifung der Petition ergab Folgendes:

Der Petent unterstellt mit seiner Forderung, dass die
bisherigen Coronamafinahmen weder verfassungs-
gemdl noch medizinisch sinnvoll sind. Dies wurde
nach gerichtlicher Priifung nur in vereinzelten Aus-
nahmefillen so festgestellt; im Ubrigen sind die MaB-
nahmen gerichtlich bestétigt worden. Dariiber hinaus
sind die MaBnahmen, die die Landesregierung zur
Einddmmung der Coronapandemie ergriffen hat, zum
Schutz der Bevolkerung geboten. Sie sind aus Sicht
der Landesregierung geeignet, angemessen und erfor-
derlich, die anhaltende Coronapandemie einzuddm-
men. Die MaBBnahmen werden, gerade aufgrund ihres
einschneidenden Charakters, stindig tberpriift und
der aktuellen Infektionslage angepasst. Die Corona-
Verordnungen sind zeitlich eng befristet und auch so
ausgestaltet, dass lokale Unterschiede der Infek-
tionslage beriicksichtigt werden und dariiber hinaus
unterliegen sie der standigen Uberpriifung aus aktuel-
lem Anlass. Die Corona-Verordnung ist mit einer aus-
fihrlichen Begriindung versehen und ordnungsgeméf
verkiindet sowie dem Landtag zugeleitet worden. Sie
beruht auf Abstimmungen der Bundeskanzlerin mit
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Léander. Die Protokolle werden auf der Homepage der
Bundesregierung veroffentlicht.

Die Uberpriifung, ob einzelne Vorschriften unter den
jeweils herrschenden Bedingungen rechtmiBig sind
oder nicht, obliegt den Gerichten. Bei eigener Betrof-
fenheit durch bestimmte Mafinahmen steht es den
Biirgerinnen und Biirgern frei, diese gerichtlich {iber-
priifen zu lassen.

Weshalb der Petent in Infektionszahlen oder iiberlas-
teten Krankenhdusern keine stichhaltige und nach-
vollziehbare Begriindung siecht bzw. was er als stich-
haltig und nachvollziehbar ansieht, bleibt offen.

Der Petent bezweifelt ferner die Zuverldssigkeit der
sogenannten ,,PCR-Tests“. Aus diesem Grund fragt er
an, warum der Test weiterverwendet wird, wer diesen
Test entwickelt hat, welche Behorde ihn zugelassen
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hat, wann er entwickelt und zugelassen wurde und
welches Zulassungsverfahren verwendet wurde. Da-
riiber hinaus bittet der Petent darum, die Zulassungs-
bescheinigung und die zugehorigen Priifprotokolle
des PCR-Tests vorzulegen. Er mochte des Weiteren
wissen, wie viele Tests falsch-positiv und wie viele
falsch-negativ sind. Auch mochte der Petent wissen,
wie viele Menschen infiziert sind, ohne dass dies be-
kannt ist, und ob die falschen Tests zur Statistik hin-
zugezéhlt werden.

Die RT-PCR-Methode ist ein etabliertes Laborverfah-
ren in der Humanmedizin und findet Anwendung bei
zahlreichen diagnostischen Fragestellungen, wie z. B.
Diagnostik von bakteriellen, viralen oder parasitiren
Infektionskrankheiten sowie der Abkldrung von Erb-
krankheiten. Auch in der Onkologie oder der Phar-
makogenetik werden PCR-basierte Analyseverfahren
eingesetzt.

Zu Beginn der Pandemie, im Januar 2020, hat das
Team um Prof. Dr. Christian Drosten am Deutschen
Zentrum fiir Infektionsforschung (DZIF) der Charité
ein RT-PCR-basiertes Testverfahren zum Nachweis
von SARS-CoV-2 entwickelt. Die Weltgesundheits-
organisation WHO hat das Testprotokoll als ersten
Leitfaden zur Etablierung von RT-PCR-Tests fiir La-
bore veroffentlicht.

In Bezug auf die Genauigkeit von PCR-Tests ist
zunichst zu erwdhnen, dass in der Praxis kein diagnos-
tisches Verfahren — auch nicht fiir andere Infektions-
erreger als SARS-CoV-2 — 100 % zuverldssige Ergeb-
nisse liefert. Fiir die operative Zuverldssigkeit von
PCR-Tests sind die Sensitivitdt und die Spezifitat we-
sentliche Parameter. Die Sensitivitit der PCR ist sehr
hoch, weshalb minimale Mengen (< 1 pg) an Matri-
zen (in diesem Fall SARS-CoV-2-RNA) fiir eine er-
folgreiche Amplifikation ausreichen. Um die Spezi-
fitit der RT-PCR-Tests zum Nachweis von SARS-
CoV-2 sicherzustellen und gleichzeitig eine erhohte
Sensitivitidt des Analyseverfahrens zu gewéhrleisten,
wird auf mehrere Zielsequenzen getestet (z. B. S-Gen
[Spike], N-Gen [Nucleocapsid], E-Gen [Envelope],
RdRp/Helicase). Die WHO schldgt die Verwendung
der o. g. Gene in verschiedener Kombination vor. Die
molekularbiologischen Grundlagen des Analysever-
fahrens der Arbeitsgruppe um Christian Drosten sind
in der Studie von Corman und Kollegen dargestellt
(Detection of 2019 novel coronavirus [2019-nCoV]
by real-time RT-PCR). In dieser Arbeit wurde die
Kreuzreaktivitdt mit anderen endemischen humanen
Coronaviren untersucht. Es konnte keine Kreuzreakti-
vitdt mit HCoV 229E, HCoV NL63, HCoV 0OC43,
HcOv HKU1 oder MERS-CoV festgestellt werden.
Durch das spezifische Design von Sonden (RdRp As-
say) wurde auch sichergestellt, dass spezifisch SARS-
CoV-2 und nicht SARS-CoV nachgewiesen wird. In-
sofern weisen diese Daten darauf hin, dass keine
Kreuzreaktionen mit anderen endemischen humanen
Vertretern der Coronaviren bestehen und somit ein
sehr spezifischer Nachweis von SARS-CoV-2 durch
diese Assays ermoglicht wird.

Eine genaue Angabe der Leistungsdaten derzeitiger
RT-PCR-Analyseverfahren ist pauschal nicht mog-

lich, da in verschiedenen Laboren unterschiedliche
Assays verwendet werden, die auf unterschiedliche
Zielsequenzen oder unterschiedliche Kombinationen
von Zielsequenzen testen. Die RT-PCR ist nach wie
vor Goldstandard in Bezug auf die Diagnostik zum
Nachweis von SARS-CoV-2 und zeigt in der Praxis
hohe Genauigkeit. Insofern sind auch bei der Berech-
nung der Vortest-Wahrscheinlichkeit, die neben der
analytischen Sensitivitdt und Spezifitdt des Analyse-
verfahrens u.a. auch von der Privalenz der Erkran-
kung in der Bevolkerung abhdngig ist, ausreichend
hohe Werte in Bezug auf den positiven und negativen
pradiktiven Wert zu erwarten.

Diagnostiklabore beziehen zertifizierte Tests zum
Nachweis von SARS-CoV-2 von renommierten Her-
stellern, die den PCR-Test der Arbeitsgruppe von
Christian Drosten teilweise iibernommen haben, aber
auch weitere Modifizierungen zur Erhéhung der ana-
lytischen Genauigkeit vorgenommen haben. Zusétz-
lich zur Validierung durch die Arbeitsgruppe von
Christian Drosten erfolgt eine weitere Validierung
durch die Hersteller. Vor Einsatz in den Laboren
selbst wird das Analyseverfahren nochmals sorgfiltig
etabliert und im Hinblick auf die Leistungsdaten vali-
diert. Fiir die Qualitétssicherung bei der PCR-Diag-
nostik werden bei allen Tests fortlaufend Qualitéts-
kontrollen wie Positiv- und Negativkontrollen mitge-
fitlhrt. Anhand der Messwerte aus diesen Kontrollen
kann z.B. Reproduzierbarkeit des Tests, Nachweis-
grenze und ggf. Abweichungen von der erwarteten
Leistungsfahigkeit erkannt werden. Die Labore iiber-
priifen und analysieren die Ergebnisse einer PCR ge-
nau und in der Regel wird bei unsicheren Testergeb-
nissen mit z.B. hohen Ct-Werten oder nur einem
nachweisbaren Genlocus ein zweiter Test nachge-
schaltet, um das Ergebnis zu iiberpriifen und auch
Fehler bei der Probenentnahme auszuschlielen. Zu-
sitzlich zur internen Qualitdtskontrolle sind die La-
bore zudem gehalten, regelméBig an entsprechenden
Ringversuchen teilzunehmen. Dies ist eine Methode
der externen Qualitétssicherung laboratoriumsmedizi-
nischer Untersuchungen. Zudem sind die Labore ge-
halten, regelmdBig an entsprechenden Ringversuchen
zur externen Qualitdtssicherung von Messverfahren
teilzunehmen. Beim Extra-INSTAND-Ringversuch-
Virusgenom-Nachweis SARS-CoV-2 im April 2020
stand fiir die teilnehmenden Laboratorien im Vorder-
grund, die Analytik zum SARS-CoV-2-Nachweis hin-
sichtlich Testsensitivitit und Testspezifitit zu iiber-
priifen. Insofern erfolgt bei labordiagnostischen PCR-
Analyseverfahren zum Nachweis von SARS-CoV-2
eine weitreichende Validierung der Leistungsdaten.

Bei zwei Gegenstimmen hat der Petitionsausschuss in
seiner Sitzung am 23. Juni 2021 beschlossen, die Peti-
tion mit den Ausfiihrungen zum PCR-Test fiir erledigt
zu erkldren und ihr im Ubrigen nicht abzuhelfen.

Beschlussempfehlung:

Mit den Ausfiihrungen zum PCR-Test wird
die Petition fiir erledigt erkldrt. Im Ubrigen
kann der Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Jung
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10. Petition 16/831 betr. Denkmalschutz, Immissio-
nen durch Bautiitigkeit

Der Petent bittet darum, dass die oberste Denkmal-
schutzbehorde einen Plan entwickeln solle, wie
schidliche Immissionen durch Bauerschiitterungen
vermieden werden konnen. Er bezieht sich konkret
auf Larm verursachende Bauarbeiten in der Néhe ei-
ner Klosteranlage. Die historischen Innendecken der
denkmalgeschiitzten Gebdude der Anlage seien teil-
weise so sensibel, dass nicht einmal laute Konzerte
dort abgehalten werden diirften.

Die Priifung der Petition ergab Folgendes:

Im Jahr 2017 wurde in der Néhe der Klosteranlage
von einem Unternehmen eine neue Logistikhalle er-
richtet. Der Bauherr hatte fiir die Griindung der Halle
ein Verfahren (Tiefengriindung) gewihlt, welches mit
Erschiitterungen verbunden war. Aufgrund von Be-
schwerden kam es zur Baueinstellung bzw. wurden
Priifungen durchgefiihrt.

In der Klosteranlage bzw. deren besonders empfindli-
chen Festsaal wurde daraufhin durch einen Fachgut-
achter festgestellt, dass die bei den Bauarbeiten auf-
tretenden Schwingungen fiir das Kulturdenkmal nicht
bedenklich seien.

Die hierfiir notwendigen Sicherungs- und MessmaB-
nahmen wurden mit dem Landesamt fiir Denkmal-
pflege im Regierungsprésidium Stuttgart (LAD) abge-
stimmt.

Die Bauarbeiten sind seit Langerem abgeschlossen.

Die Klosteranlage ist ein Kulturdenkmal von beson-
derer Bedeutung nach den Bestimmungen des Denk-
malschutzgesetzes. Beeintrachtigungen des Kultur-
denkmals, z. B. Schidden an seiner Substanz, konnten
durch die Bautitigkeit in der Ndhe der Anlage nicht
festgestellt werden. Die Stadt hatte als untere Denk-
malschutzbehdrde das LAD zur Kldrung der Frage, ob
Schidden am Kulturdenkmal durch Immissionen ent-
standen sind oder solche bei Fortfiihrung der Bauar-
beiten entstehen konnten, beteiligt.

Fiir einen speziellen Plan des Ministeriums fiir Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau als oberste Denk-
malschutzbehorde des Landes zur Vermeidung schid-
licher Immissionen mit Auswirkungen auf Kultur-
denkmale besteht angesichts der stets zur beriicksich-
tigenden Umstidnde des Einzelfalls kein Anlass. Fiir
Fille dieser Art ist die zustdndige untere Denkmal-
schutzbehorde und das LAD als zustindige Fach-
behorde zu befassen, welches ggf. weitere fachliche
Expertise hinzuzieht.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatterin: Krebs
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11. Petition 16/5164 betr. staatsanwaltschaftliche
Ermittlungen

Der Petent erstattete am 24. April 2019 eine Strafan-
zeige gegen einen Sachverstindigen wegen Betrugs
und anderem. Hintergrund der Strafanzeige ist ein von
dem Petenten gegen eine chemalige Mieterin nach
Beendigung des Wohnraummietverhéltnisses gefiihr-
ter Zivilrechtsstreit. Der Petent begehrte in dem Zivil-
rechtsstreit unter anderem aufgrund Schimmelbefalls,
der seiner Ansicht nach durch die Beklagte verursacht
worden war, Schadensersatz. Die Petenten werfen in
diesem Zusammenhang dem Beschuldigten vor, als
gerichtlich bestellter Sachverstdndiger in dem Zivil-
rechtsstreit in betriigerischer Absicht ein falsches Gut-
achten erstattet zu haben, weshalb das Gericht die
Klage weitgehend abgewiesen habe. Auch hitten die
Petenten in der Folge beim Verkauf der Immobilie
nur einen geringeren Kaufpreis erzielt, weil sie das
aus ihrer Sicht falsche Gutachten des Sachverstindi-
gen dem Kiufer hitten vorlegen miissen. Der Be-
schuldigte habe neben einem Betrug und einer
falschen uneidlichen Aussage auch eine Beihilfe zur
Rechtsbeugung begangen, da der mit dem Fall befass-
te Richter von dem Sachverstdndigen ein bestimmtes
Ergebnis verlangt habe, der Sachverstindige dem
nachgekommen sei und ein falsches Gutachten erstat-
tet habe. Uberdies werfen die Petenten dem Beschul-
digten eine Unterschlagung beziehungsweise Sachbe-
schidigung und Urkundenunterdriickung vor, da die-
ser eine ihm von dem Petenten iibergebene Material-
probe des mit Schimmelpilz befallenen Fensterrahmens
vernichtet habe, obwohl der Petent ihn vor der Uber-
gabe darauf hingewiesen habe, dass er die Material-
probe nach der Begutachtung zuriickerhalten wolle.

Mit Verfiigung vom 12. November 2019 stellte die
Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren nach § 170
Absatz 2 Strafprozessordnung (StPO) ein, da dem Be-
schuldigten der vorgeworfene Sachverhalt nicht mit
einer fiir eine Anklageerhebung notwendigen Sicher-
heit nachgewiesen werden konne.

Der hiergegen von dem Petenten eingelegten Be-
schwerde gab die Generalstaatsanwaltschaft mit Be-
scheid vom 13. Mirz 2020 keine Folge.

Die gegen den Bescheid der Generalstaatsanwalt-
schaft eingelegte weitere Dienstaufsichtsbeschwerde
der beiden Petenten wies das Ministerium der Justiz
und fir Europa mit Schreiben vom 27. Juli 2020
zurlick, da die Sachbehandlung durch die Staatsan-
waltschaft und die Generalstaatsanwaltschaft keinen
Anlass zur dienstaufsichtsrechtlichen Beanstandung
gaben. Eine Gegenvorstellung der Petenten gab auch
unter Beriicksichtigung des weiteren Vorbringens der
Petenten keinen Anlass, die Entscheidung vom 27. Juli
2020 abzuidndern, was den Petenten mit Schreiben
vom 31. August 2020 mitgeteilt wurde. Die daraufhin
am 15. September 2020 erhobene Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen die sachbearbeitende Referentin des
Ministeriums der Justiz und fiir Europa wurde mit
Schreiben vom 22. September 2020 zuriickgewiesen.

Die Petenten verfolgen mit der Petition die Straf-
anzeige weiter und behaupten zudem, dass durch die
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bisherige Sachbehandlung eine Strafvereitelung im
Amt nach §258a StGB (Strafgesetzbuch) begangen
worden sei.

Sie beschweren sich dariiber, dass ihre weitere Dienst-
aufsichtsbeschwerde gegen die Entscheidung der Ge-
neralstaatsanwaltschaft vom 13. Marz 2020 nicht sach-
gerecht bearbeitet worden sei. Sie begehren die Wie-
deraufnahme der strafrechtlichen Ermittlungen. Die
Staatsanwaltschaft habe die Ermittlungen aus Be-
quemlichkeit eingestellt und einen Anfangsverdacht
in rechtsfehlerhafter Weise verkannt. Das Ministeri-
um der Justiz und fiir Europa habe seine Entscheidung
nicht anhand der vorliegenden Tatsachen gefillt.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Sachbehandlung durch die Staatsanwaltschaft und
die Generalstaatsanwaltschaft ist nicht zu beanstan-
den. Dementsprechend liegt auch keine Strafvereite-
lung im Amt geméf § 258a StGB vor.

Nach §170 Absatz 2 StPO stellt die Staatsanwalt-
schaft das Verfahren ein, wenn die Ermittlungen kei-
nen geniigenden Anlass zur Erhebung der 6ffentlichen
Klage geben. Geniigender Anlass besteht insofern
aber nur, wenn eine spétere Verurteilung einer be-
stimmten Person wahrscheinlich ist. Daran fehlt es in
dem hier zugrundeliegenden Ermittlungsverfahren.

1. Angebliche Falschbegutachtung

Hinsichtlich der angeblichen Falschbegutachtung be-
steht bereits kein Anfangsverdacht fiir ein stratbares
Verhalten.

Ein Ermittlungsverfahren ist nur dann einzuleiten,
wenn zureichende tatsdchliche Anhaltspunkte fiir eine
Straftat vorliegen (sog. Anfangsverdacht). Dieser An-
fangsverdacht muss sich auf konkrete Tatsachen stiit-
zen, die dafiir sprechen, dass gerade der zu untersu-
chende Lebenssachverhalt eine Straftat enthélt. Blofe,
nicht durch konkrete Umsténde belegte Vermutungen
oder reine denktheoretische Moglichkeiten reichen nicht
aus. Ein solcher Anfangsverdacht lag hier nicht vor.

So bestehen keine zureichenden Anhaltspunkte fiir
einen Prozessbetrug gemél § 263 StGB. Ein sog. Pro-
zessbetrug lidge vor, wenn der zustdndige Zivilrichter
aufgrund eines bewussten Falschgutachtens des Sach-
verstidndigen irrtiimlich von einer falschen Tatsachen-
grundlage ausgegangen wire und deshalb eine das
Vermogen der Petenten schidigende Entscheidung
veranlasst hétte.

Soweit der Petent behauptet — wofiir jedoch keinerlei
objektive Anhaltspunkte bestehen — der Richter habe
mit dem Beschuldigten einen ihm genehmen Sachver-
standigen bestimmt, der dann weisungsgemil ein zur
Klageabweisung fiihrendes Gutachten erstellt habe,
wiirde es bereits an einer Tauschung durch den Be-
schuldigten fehlen und der zustdndige Richter keinem
Irrtum unterliegen.

Im Ubrigen sind auch keine Anhaltspunkte vorhan-
den, dass der Sachverstindige bewusst ein falsches
Gutachten erstellt hat. Der Sachverstindige hat das

Gutachten aus sich heraus nachvollziehbar und ver-
stindlich erstattet, objektive Anhaltpunkte fiir ein
falsches Ergebnis liegen nicht vor. Insbesondere ist
auch die vorgenommene Hochrechnung bei dem Hei-
zungseinsatz dem Grunde nach nicht zu beanstanden.
Dass bei den Messungen, die Grundlage fiir die Hoch-
rechnung waren, bereits neue Fenster eingebaut wa-
ren, weshalb die Verhéltnisse laut den Petenten nicht
vergleichbar gewesen seien, fiihrt vorliegend zu kei-
nen Zweifeln an der sachgerechten Erstellung des
Gutachtens. Der Sachverstindige hat in seinem Gut-
achten sogar auf den Umstand hingewiesen, dass er
den Ausgangszustand aufgrund bereits seitens der Pe-
tenten durchgefiihrten Renovierungsarbeiten nicht un-
mittelbar bewerten konne. Die insoweit seitens der
Petenten vorgebrachten pauschalen Einwendungen
gegen die Richtigkeit des Gutachtens stellen blofe
Vermutungen der Petenten dar.

An dieser Wiirdigung dndert auch der neue Vortrag
der Petenten nichts. Selbst wenn man unterstellt, dass
der Sachverstindige — wie seitens der Petenten vorge-
tragen — eine falsche DIN-Vorschrift fiir die Begut-
achtung herangezogen hitte oder dass die Hochrech-
nungen des Sachverstindigen fehlerhaft wiéren, liegen
keine Anhaltspunkte dafiir vor, dass dies vorsitzlich
geschehen wire. Hierbei ist zu sehen, dass der gericht-
lich bestellte Sachverstindige am Ausgang des Rechts-
streits offensichtlich kein Interesse hat, weshalb be-
reits ein Tauschungsvorsatz nicht ersichtlich ist.

Nachdem keine objektiven Anhaltpunkte fiir eine be-
wusste Falschbegutachtung durch den Sachverstindi-
gen vorliegen, ist auch ein Anfangsverdacht fiir eine
uneidliche Falschaussage nach § 153 StGB und fiir ei-
ne Beihilfe zur Rechtsbeugung nach §§ 339, 27 StGB
Zu verneinen.

2. Vernichtung der Materialproben

Ein hinreichender Tatverdacht fiir ein strafbares Ver-
halten besteht auch im Hinblick auf die vernichteten
Materialproben nicht.

Ausweislich des sich in der Akte befindlichen Priif-
berichts des Instituts fiir Analytik und Beratung vom
7. Juli 2015 wurden die Proben dort untersucht und
anschliefend fiir weitere zwei Wochen dort verwahrt.
Nach dieser Verwahrungsfrist werden sie laut dem
Priifbericht der Vernichtung zugefiihrt, sofern nichts
anderes vereinbart wurde. Dafiir, dass der Beschuldig-
te die Proben demgegentiber selbst entsorgt hitte, gibt
es nach Aktenlage keine objektiven Anhaltspunkte.
Nach Aktenlage besteht vielmehr die Moglichkeit,
dass der Beschuldigte dem Analyseinstitut nicht mit-
geteilt hat, dass die Petenten die Proben nach Ab-
schluss der Untersuchung zuriickerhalten mdchten.
Dies erfiillt jedoch nicht den Tatbestand einer Unter-
schlagung nach §246 StGB, wonach die Zueignung
einer fremden beweglichen Sache erforderlich ist. Im
Ubrigen besteht auch keine, fiir eine Verurteilung not-
wendige, hinreichende Wahrscheinlichkeit dafiir, dass
der Beschuldigte diese Information dem Analyseinsti-
tut vorsétzlich vorenthalten hat. Daher besteht auch
kein hinreichender Tatverdacht fiir eine Sachbescha-
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digung nach § 303 StGB, welche nur vorsitzlich be-
gangen werden kann. Fiir eine Urkundenunterdrii-
ckung liegen zudem bereits keine tauglichen Tatob-
jekte im Sinne des § 274 StGB vor.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatterin: Krebs

12. Petition 16/5132 betr. Corona-Verordnung, Aus-
gangsbeschrinkungen

1. Gegenstand der Petition

Mit ihrer Eingabe vom 13. Dezember 2020 beanstan-
det die Petentin die Ausgangsbeschriankungen, wie sie
durch die Verordnung der Landesregierung zur Ande-
rung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020
getroffen worden sind, insbesondere die Festlegungen
der Tages- und Nachtzeiten auf 5:00 Uhr bis 20:00
Uhr bzw. 20:00 Uhr bis 5:00 Uhr des Folgetags. Die
Petentin mochte erreichen, dass Einkaufen und Heim-
fahren bis 22:00 Uhr erlaubt sein soll; nur so konnten
vollbeschiftigte Personen stressfrei den Einkauf be-
wiltigen. Auch wiirden sich durch die Entzerrung und
Flexibilisierung der Offnungszeiten ungewollte physi-
sche Kontakte reduzieren lassen. Zudem wiirden die
Regelungen nachtaktive Menschen benachteiligen
und Frithaufsteher bevorzugen.

II. Sachverhalt und rechtliche Wiirdigung

Mit der Verordnung zur Anderung der Corona-Ver-
ordnung vom 11. Dezember 2020 hat die Landesre-
gierung auf die besorgniserregende Entwicklung des
Infektionsgeschehens im Land reagiert und das bishe-
rige Mallnahmenpaket zur Bekdmpfung der Corona-
pandemie unter anderem durch die Anordnung von
Ausgangsbeschrinkungen im Sinne von §28a Ab-
satz 2 Nummer 2 Gesetz zur Verhiitung und Bekdmp-
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)
ergdnzt. Die konkreten Beschridnkungen sind abhéngig
von der jeweiligen Tag-/Nachtzeit. Das Verlassen des
privaten Wohnbereichs war und ist nur zu bestimmten
Zeiten und zu bestimmten Zwecken zuldssig. Denn
die Landesregierung hat festgestellt, dass mit den seit
1. November 2020 angeordneten Maflnahmen im
Rahmen des sog. ,,Lockdown light*“ zwar das expo-
nenzielle Wachstum des Infektionsgeschehens zu-
nichst gestoppt, das Ziel einer Umkehrung der be-
sorgniserregenden Entwicklung des Infektionsgesche-
hens in Baden-Wiirttemberg hingegen nicht erreicht
werden konnte. Daher mussten unverziiglich durch
zusitzliche MaBBnahmen die Anzahl an Kontakten in
der Bevolkerung auf ein absolutes MindestmaB redu-
ziert werden, um den Eintritt einer akuten Gesund-
heitsnotlage — d.h. eine Situation, in der die Leis-
tungsfahigkeit des Gesundheitssystems nicht mehr si-
chergestellt werden kann — zu vermeiden.
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Die Landesregierung greift dabei auf MalBnahmen
zuriick, die in der Vergangenheit lokal beschrénkt be-
reits in sog. Hotspot-Gebieten im Land und in anderen
Mitgliedsstaaten der Europdischen Union zum Einsatz
gekommen sind und sich bewdhrt haben. Vor allem
die Erfahrungen in anderen Ladndern (z.B. Irland,
Frankreich, Italien) haben gezeigt, dass entsprechende
MaBnahmen, insbesondere die Anordnung von Aus-
gangsbeschrankungen, wesentliche Bausteine eines
MaBnahmenpakets sind, um die Infektionszahlen zu
senken. Da sich das Virus insbesondere durch Tropf-
cheninfektion und Aerosole verbreitet, war und ist es
daher geboten, die Anzahl der physischen Kontakte
weiter zu reduzieren und Begegnungen von Menschen
auf das unerlésslich notwendige zu reduzieren.

Die erheblichen Einschrinkungen in den Lebensge-
wohnheiten vieler Menschen waren der Landesregie-
rung ebenso bewusst, wie die Tatsache, dass sich die-
se Einschrankungen individuell sehr unterschiedlich
auswirken konnen. Die Pandemiebekdmpfung macht
es jedoch erforderlich, moglichst einheitliche Vorga-
ben fiir typische Sachverhalte zu regeln, zumal es so-
wohl fiir die Tages- als auch fiir die Nachtzeit jeweils
Ausnahmen von den Ausgangsbeschrinkungen aus
sonstigen den Regelbeispielen vergleichbaren trifti-
gen Griinden gibt. Das Einkaufen von Lebensmitteln
und Drogerieartikeln stellt jedoch keinen triftigen
Grund dar, der auch noch nach 20:00 Uhr zuzulassen
ist. Die Lédden sind von Montag bis Samstag in der
Regel jeweils zwolf Stunden pro Tag gedffnet. Um
dem Infektionsschutz Vorrang beizumessen, besteht
aus Sicht des zustindigen Ministeriums fiir Soziales
und Integration kein zwingend gebotener Grund, die
Begrenzungen der Ausgangsbeschrankungen zur Ta-
ges- und Nachtzeit auszudehnen bzw. zeitlich nach
hinten zu versetzen. Hier ist dem Infektionsschutz
Vorrang beizumessen.

Beschlussempfehlung:

Aufgrund der vorliegenden Pandemieentwick-
lung kann der Petition nicht abgeholfen wer-
den.

Berichterstatterin: Dr. Leidig

13. Petition 16/4407 betr. Mindestabstand zwischen
Fahrradfahrenden und FufBigiingerinnen und
Fuflgiingern

Die Petentin begehrt die Einhaltung eines Mindestab-
stands von 1,5 bis 2 Metern zwischen Fahrradfahren-
den und FuBgéngerinnen und FuBgéngern. Die Peti-
tion zielt vermutlich darauf ab, zu erreichen, dass
FuBgéngerinnen und Fullgdnger nicht von Radfahren-
den geféhrdet werden.

Die Priifung der Petition ergab Folgendes:

Die StraBenverkehrs-Ordnung (StVO) enthilt keine
Vorgaben zu einem Mindestabstand zwischen Fuf3-
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und Radverkehr im Verkehrsraum. Die Verhaltensge-
bote zur Teilnahme am Verkehr sind in den Grund-
regeln des § 1 StVO vorgegeben:

Absatz 1: Die Teilnahme am Straflenverkehr erfor-
dert stindige Vorsicht und gegenseitige
Riicksicht.

Absatz 2: Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu

verhalten, dass kein anderer geschadigt,
gefahrdet oder mehr, als nach den Umstén-
den unvermeidbar, behindert oder beléstigt
wird.

Ein Mindestabstand zwischen Radfahrenden und
FuBlgdngerinnen und Fuligédngern ist nicht vorge-
schrieben. Die laut § 1 StVO geltenden Gebote gelten
aber gleichermalfien fiir FuBgéngerinnen und FuBgén-
ger als auch fiir Radfahrende.

Eine gemeinsame Fiihrung von Rad- und FuBlverkehr
ist innerorts zu vermeiden. Beim Neu- oder Umbau
von Radverkehrsanlagen sind die Belange des FuB-
verkehrs, insbesondere von Menschen mit Mobilitéts-
einschrinkungen, zu beriicksichtigen. Gemeinsame
Geh- und Radwege bergen ein Konfliktpotenzial zwi-
schen dem Fuf- und Radverkehr und sind mit Ein-
schrankungen der subjektiven und objektiven Sicher-
heit insbesondere des Fulverkehrs verbunden.

Die Landesregierung setzt sich daher dafiir ein, ge-
meinsame Fithrungen von Radverkehr und FufBver-
kehr innerorts so weit wie moglich zu vermeiden. In
der konkreten Abwégung kdnnen derartige Fiihrungen
insbesondere bei bestehenden Stralenrdumen aber
nicht immer vermieden werden.

Damit Radfahrende und FuBBgéngerinnen und Fuflgin-
ger objektiv und subjektiv sicher unterwegs sein kon-
nen, bedarf es geeigneter Wege fiir beide. Radfahren-
de, denen eine geeignete und sichere Fithrung zur
Verfligung stehen, haben keinen Bedarf, auf Gehwege
auszuweichen.

Bei der Anordnung von Zeichen 240 StVO ,,Gemein-
samer Geh- und Radweg" sind die Maflgaben der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Stralenverkehrs-
Ordnung (VWV-StVO) zu §2 zu Absatz 4 Satz 2
Randnummer 20 (bauliche Mindestmafle) und zu § 41
zu Zeichen 240 (weitere Anordnungsvoraussetzun-
gen) zu beachten.

In innerdrtlichen Bereichen sind bei gemeinsamen
Geh- und Radwegen die Einsatzgrenzen und Aus-
schlusskriterien gemeinsamer Fithrungen gemédB den
Empfehlungen fiir Radverkehrsanlagen (ERA) der
Forschungsgesellschaft fiir StraBen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) zu beriicksichtigen.

Die Landesregierung setzt einen Schwerpunkt in die
Verbesserung der Verkehrssicherheit. Sie verfolgt das
ambitionierte Ziel einer ,,Vision Zero®, eines Stral3en-
verkehrs ohne Getdtete und Schwerverletzte. Die An-
zahl der Verkehrstoten in Baden-Wiirttemberg soll
dabei um 40 Prozent bis 2020 (ausgehend von den
Unfallzahlen von 2010) reduziert werden.

Das Verkehrssicherheitskonzept der Landesregierung
dient als Grundkonzeption fiir das Ziel der Vision

Zero und umfasst Mafinahmen fiir bestimmte Schwer-
punktgruppen, differenziert nach Alter (beispielswei-
se Kinder, junge Fahrerinnen und Fahrer, Seniorinnen
und Senioren) sowie Verkehrsteilnahmeart.

Um die von der Petentin angeregte Verkehrsregel zu
etablieren, wire eine Anderung des Bundesrechts not-
wendig.

Eine solche Regelung ist aus Sicht des Ministeriums
fiir Verkehr aber weder praktikabel noch notwendig.
Sie hitte sogar kontraproduktive Effekte.

Sie ist nicht praktikabel, weil Innerortsstrallen in aller
Regel eine beschrinkte Breite aufweisen, aber von
allen Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmern ge-
nutzt werden. Eine Aufteilung in drei oder mehr ver-
kehrliche getrennte Bereiche in beiden Richtungen ist
oftmals nicht moglich.

Sie ist auch nicht notwendig, da Erfahrungen mit so-
genannten Shared Spaces oder gemischten Verkehrs-
bereichen sogar zeigen, dass diese oftmals besser
funktionieren und eine hdhere Verkehrssicherheit mit
sich bringen.

Sie wiirde kontraproduktive Effekte immer dann aus-
16sen, wenn eine solche Regelung dazu fiihrte, dass
FuB- oder Radverkehr von der Straen- oder Wege-
nutzung ausgeschlossen werden muss, um dem ver-
kehrlichen Zweck z.B. fiir den Giiterverkehr gerecht
werden zu konnen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Lorek

14. Petition 16/4921 betr. Erhalt und Pflege von
Grabstiitten nach dem Gribergesetz

Der Petent bringt vor, dass nach dem Gribergesetz
Einzelgrdber von Kriegstoten des Ersten Weltkriegs
dauerhaft zu erhalten und pflegen seien. Dies sei auf
dem Waldfriedhof in Stuttgart nur unregelmiBig ge-
schehen. Der Petent spricht in diesem Zusammenhang
ein konkretes Kriegsgrab an. Das Grab weise erhebli-
che Verwitterungsspuren auf. Weiterhin sei ein star-
ker Moosbefall festzustellen. Dies widerspreche dem
dauernden Ruherecht nach dem Grabergesetz.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Das vom Petenten angefiihrte Kriegsgrab ist ein Grab,
das unter das Gesetz iliber die Erhaltung der Graber
der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Gréberge-
setz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Ja-
nuar 2012, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2 des
Gesetzes vom 4. Dezember 2018 geéndert worden ist,
fallt.

Die Kriegsgraberstitten werden von den jeweiligen
Friedhofstrdgern (in Baden-Wiirttemberg: Stidte, Stadt-

23



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 17/281

kreise und Gemeinden) gepflegt und unterhalten. Da-
nach ist die Landeshauptstadt Stuttgart als Friedhofs-
trager zustdndig fiir die Pflege und Erhaltung des
Kriegsgrabs. Die Landeshauptstadt Stuttgart fiihrt aus,
dass die Stadt seit diesem Jahr an einer Neukonzep-
tion der stidtischen Kriegsgraber und Mahnmale ar-
beite. Die Vorplanung zur Sanierung der Kriegsgréiber-
anlage des Ersten Weltkrieges im Stuttgarter Wald-
friedhof (Bonatz-Anlage) sei vorgezogen und nun ab-
geschlossen worden. Das vom Petenten angesproche-
ne Kriegsgrab befinde sich in dieser Anlage und wer-
de Teil der Sanierung, sofern die erforderlichen Mittel
dafir zur Verfiigung gestellt werden wiirden. Der
stadtische Unterausschuss Bestattungskultur und Fried-
hofe sei hinsichtlich der nachsten Doppelhaushaltsbe-
ratung 2022/2023 informiert.

Das Grébergesetz hat gemall § 1 Absatz 1 den Zweck,
der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft in beson-
derer Weise zu gedenken und fiir zukiinftige Genera-
tionen die Erinnerung daran wach zu halten, welche
schrecklichen Folgen Krieg und Gewaltherrschaft ha-
ben. Diese an die Gegenwart und Zukunft gerichtete
Mahnung und Friedensbotschaft pragen den Charak-
ter des Gesetzes, nicht ein einzelnes Grab.

Die fiskalische Verantwortung fiir den dauerhaften
Erhalt und die Pflege von Kriegsgribern auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland liegt in der Zu-
standigkeit des Bundes. Sie wird in der Weise wahr-
genommen, dass in Form von jdhrlichen Pauschalen
Bundesmittel an die Bundesldnder weitergegeben
werden, damit diese den ihnen in eigener Zustindig-
keit liegenden Auftrag des dauerhaften Erhalts und
der Pflege der Kriegsgriber umsetzen konnen. Die
Kriegsgraberstitten werden von den jeweiligen Fried-
hofstrigern gepflegt und unterhalten. Das Land Ba-
den-Wiirttemberg gibt die jahrlichen Pauschalen des
Bundes an die Friedhofstrager weiter.

Auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
richtet sich die Gestaltung von Kriegsgrabern nach
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Gréber-
gesetz (GrabVwV) vom 12. September 2007. Danach
sollen die Griber eine deckende, winterharte Bepflan-
zung erhalten und sind einheitlich mit einfachen, wiir-
dig gestalteten dauerhaften Grabzeichen zu versehen.
Nach der GribVwV sind die Gréber einschlielich
der Grabzeichen und Bepflanzung in einem gepfleg-
ten Zustand zu erhalten.

Die Kriegsgriberanlage des Ersten Weltkriegs auf
dem Stuttgarter Waldfriedhof soll saniert werden, die
Vorplanungen hierzu sind abgeschlossen. Damit ist
sichergestellt, dass sich die Anlage mit dem in der Pe-
titionsschrift genannten Kriegsgrab nach den von der
Landeshauptstadt Stuttgart in Aussicht genommen
Mafnahmen ungeachtet der in der Petitionsschrift ge-
nannten gegenwirtigen Beeintrachtigungen dauerhaft
in einem den gesetzlichen Vorgaben entsprechenden
Zustand befinden wird.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird im Hinblick auf die in
Aussicht gestellte Sanierung der Kriegsgra-

24

beranlage fiir erledigt erklart. Dariiber hin-
aus kann der Petition nicht abgeholfen wer-
den.

Berichterstatter: Lorek

15. Petition 16/5258 betr. Veroffentlichungen der
Staatsgalerie

Der Petent bittet um Verwendung der deutschen Spra-
che auf dem Instagram-Kanal der Staatsgalerie Stutt-
gart.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die offentliche Darstellung und Kommunikation der
Staatsgalerie erfolgt in Deutsch und zahlreichen wei-
teren Sprachen. So gibt es Fiihrungsangebote in Eng-
lisch, Franzosisch, Italienisch, Spanisch, Russisch, Ja-
panisch, Chinesisch und einfachem Deutsch. Dies ent-
spricht der groflen Bedeutung und internationalen
Strahlkraft des Museums und erhoht die Reichweite
der zielgruppenorientierten Besucheransprache. Wih-
rend die Social Media Kandle Facebook und Twitter
in deutscher Sprache angeboten werden, wird Insta-
gram generell aufgrund der hohen internationalen
Nutzerzahlen auf Englisch betrieben. Dabei wird be-
reits jetzt fiir jeden Beitrag eine deutsche Uberset-
zungsfunktion angeboten. Die Anregung des Peten-
ten, den Instagram-Kanal auch in Deutsch zu betrei-
ben, ist von der Staatsgalerie Stuttgart bereits im Vor-
feld eingeplant worden und wird in den kommenden
Monaten umgesetzt.

Beschlussempfehlung:

Mit den Planungen, den Instagram-Kanal
auch auf Deutsch zu betreiben, wird die Pe-
tition fiir erledigt erklart.

Berichterstatter: Lorek

16. Petition 16/5321 betr. Radverkehr
I. Gegenstand der Petition

Die Petenten regen die Einfithrung einer Kennzei-
chenpflicht fiir Fahrrdder an. AuBerdem soll eine
Steuerpflicht fiir Fahrradbesitzerinnen und Fahrradbe-
sitzer, vergleichbar mit der Steuerpflicht fiir Halterin-
nen und Halter von Kraftfahrzeugen, eingefiihrt wer-
den. Die Kennzeichenpflicht soll eine Identifizierung
der Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer ermdgli-
chen. Letztlich soll die Nachverfolgbarkeit von durch
Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrern begangenen
Delikten bei der Teilnahme am oder im Zusammen-
hang mit dem StraBenverkehr gewéhrleistet werden.
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II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

In der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) ist die
Zuteilung von Kennzeichen fiir Fahrzeuge geregelt.
Diese werden dem Fahrzeug gemél § 8 Absatz 1 Satz 1
FZV von der Zulassungsbehorde zugeteilt, um eine Iden-
tifizierung des Halters oder Halterin zu ermdglichen.

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) statuiert in
§1 Absatz 1 KraftStG die Pflicht zur Zahlung der
Kraftfahrzeugsteuer fiir das Halten von inldndischen
Fahrzeugen zum Verkehr auf offentlichen Strafen
(Nummer 1), fiir das Halten von ausldndischen Fahr-
zeugen zum Verkehr auf 6ffentlichen Straflen, solange
sich die Fahrzeuge im Inland befinden (Nummer 2),
fiir die widerrechtliche Benutzung von Fahrzeugen
(Nummer 3) sowie fiir die Zuteilung von Oldtimer-
Kennzeichen und roten Kennzeichen, die fiir eine
wiederkehrende Verwendung ausgegeben werden
(Nummer 4). Die Petenten begehren die Einfiihrung
einer solchen Steuerpflicht fiir das Benutzen von
Fahrrddern im offentlichen StraBenverkehr, da Fahr-
radfahrerinnen und Fahrradfahrer ebenso wie Halte-
rinnen und Halter von privaten Kraftfahrzeugen am
Verkehr teilnehmen und die Stralen abnutzen wiirden.

Die Einfithrung der Kennzeichen- und der Steuer-
pflicht fiir Benutzer von Fahrrddern soll nach Ansicht
der Petenten eine Gleichbehandlung von Fahrradfah-
rerinnen und Fahrradfahrer und Halterinnen und Hal-
ter von Kraftfahrzeugen gewihrleisten.

2. Rechtliche Wiirdigung

Die Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist in ihrem An-
wendungsbereich gemidB §1 FZV begrenzt auf die
Zulassung von Kraftfahrzeugen mit einer bauartbe-
dingten Hochstgeschwindigkeit von mehr als 6 km/h
und die Zulassung ihrer Anhédnger. Der Begriff Kraft-
fahrzeug umfasst nach § 2 Nummer 1 FZV nicht dau-
erhaft spurgefiihrte Landfahrzeuge, die durch Maschi-
nenkraft bewegt werden. Fahrrader fallen grundsétz-
lich nicht unter die oben genannte Definition. Das
mafgebliche Bundesrecht sieht damit aktuell keine
Pflicht zum Anbringen eines Kennzeichens bei Fahr-
rddern vor.

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale In-
frastruktur, das Bundesministerium der Justiz und fiir
Verbraucherschutz sowie die zustindigen Landergre-
mien haben sich in der Vergangenheit wiederholt mit
der Frage der Einfithrung einer Haftpflichtversiche-
rung fiir Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer, der
Kennzeichnung fiir Fahrrdder und der technischen
Uberwachung fiir Fahrrider befasst. Im Ergebnis wur-
de aber von der Einfithrung einer Zulassungs- bzw.
Kennzeichnungs- und Haftpflicht fiir Fahrradfahrerin-
nen und Fahrradfahrer abgesehen, da der damit ver-
bundene Aufwand fiir iiber 75 Millionen Fahrridder in
keinem angemessenen Verhiltnis zu dem angestreb-
ten Zweck steht.

Die Kennzeichenpflicht fiir Kraftfahrzeuge dient in
erster Linie der Zuordnung der Fahrzeuge zu dessen

Halterinnen und Halter, da durch die Nutzung des
Kraftfahrzeugs auf offentlichen Verkehrswegen eine
besondere Gefahrenquelle erdffnet wird. Die Identifi-
zierung der Halterinnen und Halter anhand des Kenn-
zeichens dient damit der Kontrolle dieser Gefahren-
quelle und der Zuordnung des Kraftfahrzeugs zu den
Verantwortlichen. Durch das anzubringende Kennzei-
chen wird den Geschédigten ein einfacher Weg ange-
boten, die Halterinnen und Halter des schadensverur-
sachenden Kraftfahrzeuges geméf § 7 Absatz 1 StVG
verschuldensunabhingig in Anspruch nehmen zu kon-
nen. Dabei spielt die Identitét der Kraftfahrzeugfiihre-
rinnen und Kraftfahrzeugfithrer grundsétzlich keine
Rolle.

Allein der Betrieb eines Fahrrads auf offentlichen
Verkehrswegen eréffnet mangels vergleichbarer raum-
licher Ausmafle des Fortbewegungsmittels und gerin-
gerer Hochstgeschwindigkeiten keine vergleichbare
Gefahrenquelle. Eine dem § 7 Absatz 1 StVG entspre-
chende verschuldensunabhéngige Haftung fiir Besit-
zerinnen und Besitzer von Fahrrddern gibt es nicht,
sodass eine Kennzeichenpflicht fiir Fahrrider im
flieBenden Verkehr zur Geltendmachung von etwai-
gen Schadensersatzanspriichen fiir diesen Zweck un-
zureichend wire. MaBgeblich ist dementsprechend in
jedem Schadensfall die Identitdt der Fahrradfahrerin-
nen und Fahrradfahrer. Diese kann jedoch allein auf-
grund eines Kennzeichens an dem Fahrrad nicht in je-
dem Fall zweifelsfrei festgestellt werden.

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz statuiert eine Steuer-
pflicht fiir die Nutzung von Fahrzeugen auf offent-
lichen Verkehrsflichen. Nach §2 Absatz 1 KraftStG
fallen unter den Begriff Fahrzeuge im Sinne des Ge-
setzes Kraftfahrzeuge und ihre Anhénger. Aus diesem
Grund sind mit der obigen Begriindung Fahrrader von
dieser Begriffsbestimmung nicht umfasst. Eine Steu-
erpflicht fiir deren Nutzung besteht daher derzeit
nicht. Die Gesetzgebungszustindigkeit liegt auch
diesbeziiglich beim Bund und dessen Finanzbehérden
gemdl Artikel 105 Absatz 2 des Grundgesetzes.

Einer steuerrechtlichen Gleichbehandlung von Fahr-
radfahrerinnen und Fahrradfahrer und Kraftfahrzeug-
halterinnen und Kraftfahrzeughalter bedarf es nicht.
Fahrrader bendtigen fiir ihren Betrieb regelmidBig ei-
nen deutlich geringeren StraBenraum als Kraftfahr-
zeuge. Dariiber hinaus sind Fahrrdder im Vergleich
deutlich leichter als Kraftfahrzeuge. Eine vergleich-
bare bzw. ins Gewicht fallende Abnutzung der Stra-
Benoberflidche durch Fahrradfahrerinnen und Fahrrad-
fahrer ist nicht gegeben.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Lorek
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17. Petition 16/3312 betr. Radfahren in freier Na-
tur abseits der Radwege

Vor dem Hintergrund eigener gefahrlicher Begegnun-
gen mit Mountainbike Fahrenden im Wald fordert der
Petent die Kennzeichnung von Radfahrenden, die sich
abseits von Radwegen im Wald fortbewegen sowie
die Sperrung von Wanderwegen fiir Radfahrende. Die
Petition zielt darauf ab, eine Regelung zu erreichen,
mit der Wanderinnen und Wanderer auf Wanderwe-
gen nicht durch Radfahrende gefdhrdet werden.

Die Priifung der Petition ergab Folgendes:

Fahrradfahren und Wandern entwickeln sich immer
mehr zu wichtigen Tourismussegmenten. Die Touris-
muskonzeption Baden-Wiirttemberg sieht unter dem
Thema Natur hier jeweils eine entsprechende Pro-
duktmarke vor, die die Bedeutung fiir das Tourismus-
land Baden-Wiirttemberg unterstreicht. Die Nachfra-
ge von naturnahen Betétigungen sowohl im Urlaub
als auch in der Freizeit wird von Jahr zu Jahr immer
grofier, nicht zuletzt auch durch die Corona-bedingten
MaBnahmen. Eine zunehmende Nachfrage induziert
automatisch ein groBeres Konfliktpotenzial, da der
zur Verfligung stehende Raum stirker genutzt wird
und immer mehr Individualinteressen miteinander in
Vereinbarung gebracht werden miissen. Uberall dort
wo verschiedene Akteursgruppen auf einem begrenz-
ten Raum aufeinandertreffen, ist eine ausgewogene
Abwégung unter Beriicksichtigung der Interessen al-
ler Beteiligten duBlerst wichtig. Dies ist insbesondere
der Vielfiltigkeit und Unterschiedlichkeit der zahlrei-
chen Interessen und Nutzungsbediirfnisse im naturna-
hen Raum (wie Forst, Jagd, Wandern, Naturschutz
und eben Radfahren bzw. Mountainbiken) geschuldet.
Nur in einem intensiven Dialogprozess konnen Kon-
fliktpunkte identifiziert und beseitigt werden. Ausge-
hend von den immer wieder auftretenden Konflikten
der verschiedenen Erholungssuchenden hat das Minis-
terium fiir Landlichen Raum und Verbraucherschutz
mit den Rad- und Wanderverbanden sowie weiteren
Interessensgruppen das ,,Forum Erholung im Wald*“
initiiert. Darin wurde in einem partizipativen Prozess
mit rund 30 betroffenen Verbanden ein Leitbild ,,Er-
holung und Sport im Wald von Baden-Wiirttemberg*
erarbeitet. Dabei geht es vor allem darum, ein ge-
meinsames Verstindnis fiir den Wald als Natur-, Er-
holungs- und Wirtschaftsraum zu entwickeln, in dem
die Belange der verschiedenen Nutzergruppen be-
riicksichtigt werden. Angepasst an die ortlichen Gege-
benheiten konnen so Losungen erarbeitet werden, um
z.B. durch Ausweisung von verschiedenen Wegen fiir
die verschiedenen Nutzergruppen, das Konfliktpoten-
zial insbesondere bei Engpdssen zu verringern. Spe-
ziell fiir die Besucherlenkung in Wildern, die fiir den
Mountainbikesport interessant sind, finden die regio-
nalen Akteurinnen und Akteure wertvolle Hinweise
im Leitfaden zur Entwicklung von MTB-Strecken und
Trails (Mountainbike-Handbuch). Dort wo bisher
noch keine zielorientierten Losungen gefunden wur-
den, ist das Stérempfinden der Beteiligten ma3geblich
von deren subjektiven Empfinden und dem Verlauf
der Begegnung abhingig. Umso wichtiger erscheint,
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dass sich alle Nutzergruppen in einem kooperativen
Umgang miteinander respektvoll begegnen, um das
Konfliktpotenzial méglichst gering zu halten. Es gilt
der Grundsatz der gegenseitigen Riicksichtnahme.

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straflen-
verkehrsordnung (VwV-StVO) sieht vor, dass ge-
meinsame FuB- und Radwege auflerorts mindestens
2,0 Meter breit sein miissen.

Das LWaldG regelt in § 37 das Betreten und Befahren
des Waldes. Zuldssig ist gemaf3 § 37 Absatz 3 LWaldG
das Fahrradfahren in baden-wiirttembergischen Wil-
dern nur auf ,,Straen und hierfiir geeigneten Wegen*.
Geeignete Wege sind dabei alle dauerhaft angelegten,
befestigten oder naturfesten Wege mit einer erkenn-
baren Wegeanlage. Auf unbefestigten Wegen ist das
Radfahren mithin verboten. Zudem ist das Radfahren
auf Wegen unter zwei Meter Breite nicht gestattet.
Das Radfahren abseits der Wege und auf Wegen unter
zwei Meter Breite stellt zudem eine Ordnungswidrig-
keit gemil § 83 Absatz 2 Nr. 1 des Waldgesetzes Ba-
den-Wiirttemberg (LWaldG) dar.

Mit der sogenannten 2-Meter-Regelung hat Baden-
Wiirttemberg im Vergleich zu anderen Bundeslédndern
eine sehr weitreichende Rechtsgrundlage geschaffen,
um gefdhrliche Begegnungen zwischen Radfahrern
und FuB3gédngern zu vermeiden.

Die Sperrung von Wald ist im LWaldG gemif §38
nur aus wichtigem Grund durch die Waldbesitzenden
oder von Amts wegen zulédssig. Dabei handelt es sich
nicht um die gezielte Sperrung von Wegen, sondern
gesamten Waldflachen. Im Sinne des § 38 LWaldG ist
eine Sperrung zur Vermeidung des Aufeinandertref-
fens von Wandernden und Fahrradfahrern nicht vor-
gesehen. Diesem Punkt tragen bereits die in § 37 ge-
setzlich fixierten Sperrungen Rechnung. Eine ge-
trennte Nutzung der im Wald vorhandenen Wege
kann im Rahmen von lokalen Besucherlenkungskon-
zepten entwickelt werden.

Eine Blockierung von Wegen, wie vom Petenten vor-
geschlagen, kann durch den Waldbesitzenden in Ein-
zelféllen moglich sein. Allerdings sind bei solchen
MaBnahmen immer die Haftungsfragen zu beriick-
sichtigen. Beim Blockieren von Wegen mit Baum-
stimmen werden zudem auch Fullgdnger behindert
und die Erfahrung aus der Praxis zeigt, dass die
Blockierungen hiufig entfernt, von den Radfahrern
umfahren oder in die Fahrrad-Trails z. B. als Schan-
zen mit einbezogen werden.

Die Kennzeichnung von Fahrzeugen ist nicht landes-
rechtlich, sondern bundesrechtlich in der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung geregelt. Fahrrdder sind darin
nicht erfasst. Das Bundesverkehrsministerium, das
Bundesjustizministerium sowie die zustdndigen Léan-
dergremien haben sich in der Vergangenheit wieder-
holt mit der Frage der Einfiihrung einer Haftpflicht-
versicherung fiir Radfahrende, der Kennzeichnung fiir
Fahrrider und der technischen Uberwachung fiir
Fahrrdder befasst. Unter Abwidgung aller Gesichts-
punkte scheint es jedoch nicht vertretbar, eine Zulas-
sungs- bzw. Kennzeichnungspflicht fiir Radfahrende
einzufithren. Der mit einer amtlichen Kennzeich-
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nungspflicht und Haftpflichtversicherung verbundene
Aufwand fiir iiber 75 Millionen Fahrréder steht in kei-
nem angemessenen Verhéltnis zum angestrebten
Zweck. Dariiber hinaus ist die Identifizierung eines
Verkehrsteilnehmers allein iiber das Kennzeichen
nicht ausreichend, da es derzeit keine Halterhaftung
im flieBenden Verkehr gibt.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Miller

18. Petition 16/5377 betr. Bau eines Panoramastegs
1. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen die Planung eines
Panoramastegs in Mannheim. Sie sind der Ansicht,
dass das Hochgestade, das sich am Rand des Land-
schaftsschutzgebiets befindet, durch das Bauwerk be-
schidigt wiirde und das Vorhaben Auswirkungen auf
Flora, Fauna, Boden und Landschaft habe. Die Land-
schaftsschutzgebiets-Verordnung (LSG-VO) enthalte
die Bestimmung, dass das Hochgestade nicht verén-
dert oder zerstort werden diirfe. Es seien fiir das Vor-
haben weder eine Umweltvertraglichkeitspriifung noch
ein Planfeststellungsverfahren durchgefiihrt worden.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Kurze Schilderung des Sachverhalts

Aufgrund des Freiwerdens von Militérflachen wurden
Planungen fiir die Entwicklung des Gelidndes und fiir
einen durchgingigen Griinzug aufgenommen. Die
Militérflachen stellen bislang noch eine Barriere in-
nerhalb des Griinzugs dar, der sich nordéstlich der
Stadt erstreckt und das Landschaftsschutzgebiet bein-
haltet. Die Militédrflachen sollen zuriickgebaut werden,
es soll ein neues Wohnquartier entstehen, Flachen sol-
len 6kologisch aufgewertet werden, es sollen Rdume
fiir Naherholung, Sport und Freizeit geschaffen wer-
den und dadurch attraktive Lebensrdume fiir Men-
schen, Pflanzen und Tiere entstehen. Der Griinzug
soll auch der Kaltluftentstehung und Frischluftversor-
gung fiir die angrenzenden Siedlungsbereiche dienen.
Ein Teil des Griinzugs wird auflerdem zum Kern-
geldnde der Bundesgartenschau.

Im Rahmen der Entwicklung des Griinzugs sind meh-
rere Maflnahmen vorgesehen. Wesentliche Malnah-
men (Teilprojekte) sind beispielsweise die Neuanlage
eines Radschnellwegs, die Anlage eines grofen Ge-
wissers, die Anlage eines extensiven Landschafts-
parks und die Errichtung einer Aussichtsplattform.

Im Jahr 2017 hat der Gemeinderat der Stadt Mann-
heim die Entscheidung getroffen, dass die Stadtver-
waltung und die Bundesgartenschau-Gesellschaft auf
Grundlage von Vorplanungen eines Biiros fiir Land-

schaftsplanung die Planungen zu den einzelnen Teil-
projekten weiter konkretisieren und ausarbeiten soll.
Die Errichtung des Panoramastegs (Aussichtsplatt-
form) ist in den Anlagen der Entscheidung als eigen-
standiges Teilprojekt aufgefiihrt. Der Panoramasteg
soll als freitragende Stahlkonstruktion eine neue
Landmarke schaffen.

Fiir das Vorhaben miissen 13 Béume gefillt werden.
Es handelt sich um Feldahorne und Robinien, von de-
nen sieben abgestorben sind. Aufgrund der Witterung
miissen zum Schutz der Mauereidechsen kurzfristig
Schutzziune errichtet werden, um zu verhindern, dass
die Mauereidechsen ins Baufeld einwandern und ihre
Eier ablegen. Der in der Petition angefiihrte Fulweg
(Treppe) vom Hochgestade hinunter ins Landschafts-
schutzgebiet und ein dauerhafter Weg entlang des
FuBes des Hochgestades wird von Seiten der Geneh-
migungsbehorde abgelehnt und daher nicht umge-
setzt.

Fiir den Panoramasteg wurden keine Umweltvertrig-
lichkeitspriifung und kein Planfeststellungsverfahren
durchgefiihrt. Fiir die Errichtung des Panoramastegs
ist eine Befreiung von der LSG-VO notwendig. Diese
Befreiung wird derzeit gepriift.

Es wurde ein landschaftspflegerischer Begleitplan er-
stellt, in dem alle wesentlichen Aspekte dargestellt
werden. Es werden die Auswirkungen des Vorhabens
auf Natur und Landschaft ermittelt, beschrieben und
bewertet sowie die MaBnahmen zur Vermeidung,
Minderung und Kompensation dargestellt.

Eingriff und Boden:

Aus den mit dem Bau des Panoramastegs verbunde-
nen punktuellen Versiegelungen bzw. Eingriffen in
den Boden resultieren keine erheblichen Beeintréchti-
gungen fiir das Schutzgut Boden. Denn die Funda-
mentierungen finden im Wesentlichen im Bereich des
ehemaligen Militirgeldndes statt, dessen Boden be-
reits durch die militdrische Nutzung iiberprigt ist. Der
Eingriff in die natiirlichen B6den im Bereich des
Hochgestades durch die Errichtung des Widerlagers
ist vergleichsweise gering. Baunebenfldchen werden
iberwiegend auf dem ehemaligen Militargeldnde er-
richtet. Die Baustrafle inklusive Wendehammer wird
mit Lastverteilungsplatten hergestellt und nach Ab-
schluss der BaumaBnahme wieder zuriickgebaut. Es
wird dabei eine Tiefenauflockerung des Bodens
durchgefiihrt. Wartungsarbeiten am Panoramasteg
werden so geplant, dass sie bei trockener Witterung
und bodenschonend stattfinden (Fahrten auf Schutz-
platten). Die natiirlichen Bodenfunktionen bleiben so
erhalten. Nach Beendigung der Bauarbeiten wird kein
Weg bzw. keine Strale im Bereich der Wiese verblei-
ben.

Wie in allen Genehmigungsverfahren werden auch
hier die Vorsorgepflichten zum Schutz des Bodens
sowie eine bodenkundliche Baubegleitung zum ver-
pflichtenden Teil der Erlaubnis. Hinsichtlich des not-
wendigen Ausgleichs findet eine Abstimmung der
Einzelmafinahmen der Bundesgartenschau statt. Es ist
vorrangiges Ziel, die Eingriffe in den Boden, die aus
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der Bundesgartenschau resultieren, im Bereich des
Plangebiets der Bundesgartenschau auszugleichen.

Landschaftsbild:

Der Panoramasteg wird aus der Landschaft und ihrer
Topographie entwickelt. Er fiihrt die nordliche Park-
ebene an der Hangkante in Form einer Aussichtsplatt-
form fort und wird auf diese Weise in die 1,45 km
lange, baumbestandene Boschungskante integriert. Er
steht somit nicht, wie dies z.B. bei einem Aussicht-
sturm der Fall sein konnte, als weithin sichtbarer So-
litdir mitten im Schutzgebiet. Er ragt am Rande des
Landschaftsschutzgebiets iiber das Hochgestade und
figt sich so in das Landschaftsbild ein.

Die Stadt betrachtet die Umweltbelange im Ubrigen
nicht nur auf das jeweilige Verfahren hin. Vielmehr
werden alle Verfahren im Kontext bewertet. So wer-
den derzeit fiir die besonders geschiitzte Feldlerche
als auch fiir die besonders geschiitzte Bienenragwurz
verfahrensiibergreifend (Radschnellweg, Seilbahn, Ge-
wisser) Losungen erarbeitet.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wiir-
digung

Pflicht zur Durchfiithrung eines Planfeststellungsver-
fahrens:

Gemal § 37 Absatz 1 StrG BW ist beim Bau oder bei
bestimmten Anderungen von LandesstraBen ein Plan-
feststellungsverfahren durchzufiihren. Diese Ande-
rungen sind in § 37 Absatz 1 Satz 2 StrG BW darge-
stellt. Der Panoramasteg ist als reiner FuBgingerbe-
reich geplant, daher sind die aufgefiihrten Anderun-
gen nicht einschldgig. Dariiber hinaus ist gemil3 §37
Absatz 4 StrG BW ein Planfeststellungsverfahren
durchzufiihren, soweit nach dem UVwG fiir den Bau
und die Anderung einer Landes-, Kreis- oder Gemein-
destrafle eine Umweltvertraglichkeitspriifung durch-
zuflihren ist. GemdB Anhang 1 Ziffer 1.5 besteht fiir
das StraBBenbauwerk keine Pflicht, eine Umweltver-
traglichkeitspriifung durchzufithren. Daher ist nach
§ 37 Absatz 4 StrG BW kein Planfeststellungsverfah-
ren durchzufithren. Da fiir das Vorhaben auch nicht
gemil §37 Absatz 1 Satz 3 fakultativ ein Planfest-
stellungsverfahren durchgefiihrt wurde, kann das Ver-
fahren vom Stralenbaulasttrager geplant und zugelas-
sen werden, ohne dass es einer formlichen Zulas-
sungsentscheidung aufgrund eines Verwaltungsverfah-
rens bedarf (nicht-formliche StraBenplanung). Vom
Planungstriger wurden alle Triger 6ffentlicher Belan-
ge eingebunden. Einwédnde und Hinweise flieBen in
die laufende Planung ein.

Landschaftsschutzgebiet und Befreiung:

Gemil §4 Nr.6 LSG-VO sind im Landschaftsschutz-
gebiet alle Handlungen verboten, die den Charakter des
Gebietes verdndern oder dem besonderen Schutz-
zweck zuwiderlaufen, insbesondere wenn dadurch das
Hochgestade verdndert oder geschiddigt wird. Gemaf
§5 Absatz 1 LSG-VO bediirfen alle Handlungen, die
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den Charakter des Gebietes verdndern oder dem be-
sonderen Schutzzweck zuwiderlaufen konnen, der
schriftlichen Erlaubnis der unteren Naturschutzbehor-
de. Gemal} § 5 Absatz 2 Nr. 1 LSG-VO bediirfen ins-
besondere die Errichtung von baulichen Anlagen der
Erlaubnis. Vorliegend kann keine Erlaubnis geméil3
§5 Absatz 3 LSG-VO erteilt werden, da die Errich-
tung des Panoramastegs Wirkungen zur Folge hat, die
nicht durch Auflagen oder Bedingungen abgewendet
werden konnen.

Gemal §8 LSG-VO kann von den Vorschriften der
LSG-VO cine Befreiung gemifl §63 NatSchG BW
(jetzt § 67 BNatSchQG) erteilt werden. Gemél § 67 Ab-
satz 1 Nr.1 BNatSchG kann eine Befreiung erteilt
werden, wenn dies aus Griinden des iiberwiegenden
offentlichen Interesses, einschlieflich solcher sozialer
und wirtschaftlicher Art, notwendig ist.

Fiir die Errichtung des Panoramastegs wird im Rah-
men des Verfahrens gepriift, ob eine Befreiung von
der LSG-VO erteilt werden kann. Der Befreiungsan-
trag beinhaltet die BaumaBnahme des Widerlagers
(Unterbau des Panoramastegs, 10 Meter breit) im ge-
schiitzten Hochgestade auf einer Breite von insgesamt
11 Metern. Das Widerlager wird iiberwiegend im
Hochgestade eingebaut und danach wieder mit der
dortigen Erde angeschiittet. Im Rahmen der Befreiung
muss gepriift werden, ob der Eingriff auf 11 Metern
Breite auf die Gesamtlidnge von 1,45 Kilometer des
Hochgestades geringfiigig ist und mit Ausgleichsmal-
nahmen kompensiert werden kann. Aufgrund der
Baumafnahmen miissten insgesamt 13 Bdume gefdllt
und ausgeglichen werden.

Uber die Befreiung entscheidet die untere Natur-
schutzbehorde bei der Stadt. Die Priifung der Befrei-
ung befindet sich aktuell noch in Bearbeitung. Im Be-
freiungsverfahren wurden die Anregungen und Be-
denken der Trdger offentlicher Belange und der Na-
turschutzverbiande gepriift und abgewogen. Die Er-
richtung des Panoramastegs darf erst erfolgen, wenn
das Verfahren abgeschlossen ist und eine Befreiung
erteilt wurde.

Im Rahmen des Verfahrens hat die untere Natur-
schutzbehérde vom StraBenbaulasttriger den Verzicht
auf einen Treppenabgang ins Landschaftsschutzgebiet
und den Verzicht der Anlage eines dauerhaften Wegs
entlang des Hochgestades gefordert. Der Verzicht auf
die in das Landschaftsschutzgebiet fithrende Treppe
ermoglicht eine Nutzung des Fullgdngerstegs, ohne
den sensiblen Bereich des Landschaftsschutzgebiets
am Rande des Hochgestades betreten zu miissen.

Auswirkungen auf Flora, Fauna, Boden und Land-
schaft:

Im landschaftspflegerischen Begleitplan wurde fest-
gestellt, dass durch den Bau des Panoramastegs im
Landschaftsschutzgebiet keine erheblichen nachteili-
gen Auswirkungen auf die Schutzgiiter verbleiben.
Die untere Naturschutzbehdrde und die untere Boden-
schutzbehorde der Stadt teilen diese Auffassung.
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

19. Petition 16/4667 betr. Beschwerde iiber Mal-
nahmen gegen die Coronapandemie und iiber
das Staatsministerium

Die Petentin beschwert sich mit Schreiben vom 7. Ju-
ni 2020 zundchst dariiber, dass sie vom Staatsministe-
rium keine Eingangsbestitigung auf ihr Schreiben
vom 22. April 2020 erhalten hat.

Die Priifung hat ergeben, dass die Petentin vom
Staatsministerium mit Schreiben vom 28. Juli 2020
eine Eingangsbestitigung erhalten hat.

Mit Nachtrdgen beschwert sich die Petentin iiber die
MaBnahmen der Landesregierung gegen die Corona-
pandemie, insbesondere gegen das Gebot des Mas-
kentragens und die daraus resultierenden Einschrin-
kungen. Die Petentin sieht darin vor allem einen Ver-
sto3 gegen das Recht auf korperliche Unversehrtheit,
fiihlt sich vom Staat bevormundet und ist grundsétz-
lich der Ansicht, dass es keine Pandemie gibt. Sie gibt
unter anderem auch an, dass der Besuch der Wochen-
maérkte verboten ist.

Soweit sich die Petentin beschwert fiihlt, ,,da nun der
Einkauf auf Wochenmirkten verboten ist und ich
mich nicht mehr gesund erndhren darf™, unterliegt sie
einer Fehleinschiatzung. Wochenmérkte sind weder
nach der Corona-Verordnung noch nach einer von der
Landesregierung geforderten Allgemeinverfiigung ei-
ner Kommune verboten und der Einkauf ist weiterhin
moglich. Soweit ersichtlich haben weder die von der
Petentin genannte Stadt noch der betreffende Land-
kreis eine entsprechende Verfiigung erlassen.

Weiter beschwert die Petentin sich, dass sie auch keine
Eingangsbestétigung auf ihr Schreiben vom 25. Okto-
ber 2020 an das Staatsministerium erhalten habe.

Der Petentin wurde vom Staatsministerium auf ihre
Schreiben vom 22. April 2020 und 7. Juni 2020 mit
Schreiben vom 28. Juli 2020 und 22. August 2020 ge-
antwortet. Eine ergdnzende Antwort zu dem von der
Petentin der Petition beigelegten Schreiben vom 25. Ok-
tober 2020 wurde der Petentin ebenfalls iibersandt.

Seit Beginn der Coronapandemie sind mehrere zehn-
tausend Biirgereingaben beim Staatsministerium so-
wohl in schriftlicher als auch in elektronischer Form
eingegangen. Der Petentin wurde in den vorangegan-
genen Schreiben unter anderem die Sachlage zur
Coronapandemie erldutert, sie wurde iiber entspre-
chende Studien zur Wirksamkeit von Mund-Nase-Be-
deckungen informiert und auf die laufend aktualisier-
ten Informationsseiten des Landes hingewiesen.

Die Fragen der Petentin wurden bereits ausfiihrlich
beantwortet. Daher ist seitens des Staatsministeriums

nicht beabsichtigt, weitere gleichgerichtete Eingaben
der Petentin zu beantworten.

Beschlussempfehlung:

Hinsichtlich der Bestétigung des Erhalts und
der Beantwortung der Schreiben der Peten-
tin wird die Petition fiir erledigt erklért. Im
Ubrigen kann der Petition nicht abgeholfen
werden.

Berichterstatterin: Miller

20. Petition 16/4905 betr. Erwerb eines Horgeri-
tes, Beschwerde iiber das Sozialministerium

Der Petent hat mit E-Mail vom 26. August 2020 und
vom 2. September 2020 beim Ministerium filir Sozia-
les und Integration eine Corona-bedingte Entschidi-
gung in Hohe von 4.289,06 Euro fiir ein Horgerét be-
antragt, nachdem seine Krankenkasse mit Schreiben
vom 14. Juli 2020 ihm erkléarte, lediglich einen Betrag
in Hohe von 1.834,66 Euro (Regelversorgung) zu
iibernehmen. Zur Begriindung seines Antrags fiihrte
der Petent aus, dass er seit Geburt an einer starken In-
nenohrschwerhérigkeit leidet und zur Unterstiitzung
seines mit den aktuellen Horgerdten nicht vollig wie-
derhergestellten Horvermdgens auf das Ablesen von
den Lippen seines Gegeniibers angewiesen sei. Auf-
grund der im Zusammenhang mit der Coronapande-
mie angeordneten Maskenpflicht sei dies ihm nicht
mehr moglich. Deswegen begehrt der Petent eine bes-
sere Hormittelversorgung, die mit einem hohen Eigen-
anteil verbunden ist. Diese Mehrkosten mdochte er
vom Land im Zuge einer Coronaentschidigung erstat-
tet bekommen.

Das Ministerium fiir Soziales und Integration hat dem
Petenten mit E-Mail vom 10. September 2020 mitge-
teilt, dass ein solcher Anspruch gegen das Land Ba-
den-Wiirttemberg nicht besteht und den Antrag auf
Entschiddigung abgelehnt. Mehrkosten filir die indi-
viduelle Horgerdtversorgung konnen weder iiber
staatshaftungsrechtliche Schadensersatzanspriiche noch
iber die Entschddigungsanspriiche nach dem Infek-
tionsschutzgesetz erstattet werden.

Die vom Petenten vertretene Auffassung, ihm stehe
ein Anspruch auf Finanzierung seiner Horhilfen zu,
da das Ministerium fiir Soziales und Integration seiner
Aufforderung zur Ubernahme der Mehrkosten der
Horhilfen nicht innerhalb der von ihm willkiirlich ge-
setzten Frist widersprochen habe, geht fehl. Ein mog-
licher Anspruch des Petenten ist ausschlieBlich da-
nach zu bewerten, ob es eine gesetzliche Grundlage
fiir den geltend gemachten Erstattungsanspruch gibt.

Aufgrund der in der Corona-Verordnung der Landes-
regierung Baden-Wiirttemberg getroffenen abstrakt-
generellen Maflnahmen, zu denen lediglich in be-
stimmten Situationen auch das Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes gehort, bestehen unter keinem recht-
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lichen Gesichtspunkt (staatshaftungsrechtliche) Scha-
densersatz- oder Entschidigungsanspriiche gegen das
Land Baden-Wiirttemberg.

Es bestehen insbesondere weder Anspriiche in direk-
ter oder in analoger Anwendung der Entschddigungs-
vorschriften des Infektionsschutzgesetzes (IfSG): Der
Entschiadigungsanspruch nach §56 Absatz 1 Satz 1
IfSG setzt voraus, dass die entschadigungsberechtigte
Person einem Berufsverbot unterliegt, weil sie Aus-
scheider, Ansteckungsverdichtiger, Krankheitsver-
déchtiger oder sonstiger Trdger von Krankheitserre-
gern im Sinne von § 31 Satz 2 ist. Nach § 56 Absatz 1
Satz 2 IfSG gilt das Gleiche fiir Personen, die als Aus-
scheider, Ansteckungsverddchtige oder Krankheits-
verddchtige abgesondert worden sind (in der Regel
per Quarantineanordnung). §65 IfSG ist ebenfalls
nicht einschligig, da dieser voraussetzt, dass aufgrund
von praventiven (Infektionsschutz-)MaBinahmen Ge-
genstdnde vernichtet, beschiddigt oder in sonstiger
Weise in ihrem Wert gemindert werden oder ein an-
derer nicht nur unwesentlicher Vermdgensnachteil
verursacht wird. Das ist bei den getroffenen repressi-
ven Mafinahmen gerade nicht der Fall.

Auch andere staatshaftungsrechtliche Anspriiche sind
in diesem Fall leider nicht ersichtlich. Etwa aus dem
allgemeinen Polizeirecht oder aufgrund des gewohn-
heitsrechtlich entwickelten allgemeinen Aufopferungs-
anspruchs oder aufgrund eines enteignenden bzw. ent-
eignungsgleichen Eingriffs bestehen aufgrund der in
der Corona-Verordnung getroffenen MaBnahmen
grundsétzlich nicht. Die Entschddigungsvorschriften
des IfSG sind nach ihrem Gesetzeszweck vielmehr als
abschlieBend zu betrachten.

Unabhéngig davon hat der Verwaltungsgerichtshof
Baden-Wiirttemberg bereits mehrfach bestatigt, dass
die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes
verfassungsmifBig und insbesondere verhéltnisméfig
ist.

Die schwierige Lage des Petenten, in der er sich auf-
grund der Coronapandemie aktuell befindet, ist ver-
standlich. Allerdings wird keine rechtliche Grundlage
fiir die vom Petenten begehrte Leistung einer Corona-
entschddigung bei seiner Hormittelversorgung gese-
hen. Die Coronapandemie bedeutet fiir alle Biirgerin-
nen und Biirger erhebliche Einschrinkungen. Es ist
jedoch nicht mdglich, alle diese Einschrinkungen
durch staatliche Entschddigungen zu kompensieren.

Dem Ministerium fiir Soziales und Integration obliegt
die Rechtaufsicht iiber die landesunmittelbaren Kran-
kenkassen. Bei der Krankenversicherung des Petenten
handelt es sich um eine bundesunmittelbare Kranken-
kasse. Hieriiber hat das Bundesamt fiir Soziale Siche-
rung die Rechtaufsicht.

Zur Kldrung der Frage, ob dem Petenten ggf. ein zu-
zahlungsfreies Gerét angeboten werden kann, welches
den medizinischen Bedarf abdeckt, wurde dem Peten-
ten mit Schreiben vom 26. Oktober 2020 empfohlen,
Kontakt mit seiner Krankenkasse aufzunehmen.

Fiir Versicherte der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen des
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Fiinften Buchs Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Kran-
kenversicherung (SGB V). Um Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung in Anspruch nehmen zu
konnen, miissen die im SGB V bestimmten Anspruchs-
voraussetzungen von den Versicherten erfiillt sein.

Nach §33 SGB V sind Krankenkassen verpflichtet,
ihren Versicherten ein Horgerdt zur Verfiigung zu
stellen, das medizinisch erforderlich ist. In der Regel
reichen Kassengerdte aus, die vorhandene Hor-
schwiche auszugleichen, bei denen kein Eigenanteil
zu leisten ist (Regelversorgung). Entscheiden sich Be-
troffene aus personlichen Griinden fiir ein Gerét, das
nicht zuzahlungsfrei ist, miissen sie etwaige Mehr-
kosten fiir ein hoherwertigeres Gerét selbst liberneh-
men. Ist ein teures Horgerét — etwa mit einem héheren
Frequenzbereich — medizinisch erforderlich, kann die
gesetzliche Krankenversicherung auch qualitativ
hochwertigere Modelle bezahlen. Hierzu ist ein An-
trag auf Ubernahme der Mehrkosten bei der Kranken-
kasse zu stellen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Miller

21. Petition 16/4947 betr. Riickerstattung der Ar-
beitgeberanteile

Der Petent weist in seiner Petition darauf hin, dass bei
einer Wohnsitzverlegung in die Tiirkei gemél §210
SGB VI nur eine Erstattung der bisher geleisteten
Rentenbeitrdge in der Hohe erfolgt, in der diese von
den Versicherten getragen worden sind. In diesem Zu-
sammenhang bemingelt er, dass eine Erstattung der
entrichteten Arbeitgeberanteile nicht gesetzlich gere-
gelt ist. Er bittet deshalb darum, sich im Bundesrat
dafiir einzusetzen, dass ebenfalls eine entsprechende
Erstattung der Arbeitgeberanteile erfolgt.

Die Priifung der Petition hat das Folgende ergeben:

Beitrage werden gemdll §210 Absatz 1 SGB VI auf
Antrag u.a. Versicherten, die nicht versicherungs-
pflichtig sind und nicht das Recht zur freiwilligen
Versicherung haben, sowie Versicherten, die die Re-
gelaltersgrenze erreicht und die allgemeine Wartezeit
nicht erfiillt haben, erstattet.

Die Hohe des Erstattungsanspruchs richtet sich regel-
miBig nach §210 Absatz 3 Satz 1 SGB VI. Danach
werden Beitrdge in der Hohe erstattet, in der die Ver-
sicherten sie getragen haben. Erstattungsfahig ist dem-
nach nur der tatsdchliche Beitragsanteil der Versicher-
ten. Dieser richtet sich nach den §§ 168 ff. SGB VI.
Die Regel ist, dass Versicherte die Hilfte des Beitrags
getragen haben und damit auch erstattet bekommen.

Dass der Arbeitgeberanteil an den Beitrdgen nicht er-
stattet wird, ist eine bewusste Entscheidung des Ge-
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setzgebers, mit der u.a. zum Ausdruck gebracht wer-
den soll, dass es sich bei der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in erster Linie um eine Versicherung gegen
die Risiken der Invaliditdt, des Alters und des Todes
handelt. Diesen wichtigen Schutz fiir Ereignisse, die
erst in Zukunft eintreten (kdnnen) gilt es zu bewahren
und gegen attraktive finanzielle Interessen in der Ge-
genwart zu schiitzen. Diese Vorrangstellung des Ver-
sicherungsgedankens wurde auch vom Bundesverfas-
sungsgericht bestdtigt. In einer Entscheidung zur Bei-
tragserstattung wurde festgestellt, dass eine Erstattung
rechtmifig gezahlter Beitrdge, und zwar egal, ob die
Beitrdge vom Versicherten oder vom Arbeitgeber ge-
tragen wurden, verfassungsrechtlich nicht geboten
wire. Das Risiko, bei Nichterfiillung der zeitlichen
und sonstigen Voraussetzungen den Versicherungs-
schutz zu verlieren, gehort vielmehr zum Wesen einer
Versicherung.

Dass sich der Gesetzgeber dennoch zumindest fiir eine
hélftige Beitragserstattung entschieden hat, dafiir wa-
ren im Wesentlichen Billigkeitserwdgungen maf3ge-
bend. Die Beitragserstattung sollte dem Versicherten
das Gefiihl ersparen, seine Beitrdge ,,umsonst® geleis-
tet zu haben und sie dient gleichzeitig dem Ziel, heim-
kehrenden Ausléndern die Moglichkeit einer Exis-
tenzgriindung zu geben. Im Ubrigen sollte bei einer
Beurteilung der hélftigen Beitragserstattung nicht
auBler Acht gelassen werden, dass dieser erstattete An-
teil gegeniiber einer Rentengewdhrung auf Grundlage
voller Beitrdge nicht in jedem Fall wirtschaftlich
ungiinstiger ist. Beim friithzeitigen Tod tritt der Versi-
cherungsfall fiir eine Altersrente {iberhaupt nicht ein.
Oft beziehen Versicherte oder ihre Hinterbliebenen
die Rente auch nur iiber einen kurzen Zeitraum. Von
daher kann deshalb auch nicht von einer generellen
Benachteiligung im Falle einer hilftigen Beitrags-
erstattung gesprochen werden.

Im Ubrigen wurde iiber die Regelung zur Begrenzung
der erstattungsfahigen Beitrdge auf den Arbeitnehmer-
anteil bereits mehrfach hochstrichterlich entschieden,
sowohl die Recht- als auch die VerfassungsmaBigkeit
der Regelung ist dabei stets bestétigt worden.

Eine Bundesratsinitiative ist nicht angezeigt.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

22. Petition 16/5012 betr. Einsatz von V-Personen;
Gesetzesinitiative

Der Petent regt unter Verweis auf ein aktuelles Urteil
des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte
(EGMR) vom 15. Oktober 2020 eine Gesetzesinitia-
tive zur Regelung der Rechtsfolgen rechtsstaatswidri-
ger Tatprovokationen durch polizeiliche Vertrauens-
personen an. Fiir den Fall der Anstiftung von Straf-

tdtern durch Vertrauenspersonen miisse ein strafpro-
zessuales Verfahrenshindernis bestehen.

Die Priifung der Petition hat das Folgende ergeben:

Dem seitens des Petenten angefiihrten Urteil des
EGMR vom 15. Oktober 2020 liegt ein Urteil des
Landgerichts Berlin vom 7. November 2012 zugrun-
de. Das Landgericht stellt in seinem Urteil eine
rechtsstaatswidrige Tatprovokation des Hauptange-
klagten durch eine polizeiliche Vertrauensperson fest.
Zur Begriindung verweist es auf den sehr langen Zeit-
raum der Einwirkung, verbunden mit erheblichen
Verlockungen und der Ausiibung von Druck. Die
rechtsstaatswidrige Tatprovokation habe sich mittel-
bar auch auf die weiteren Angeklagten ausgewirkt. Im
Rahmen der Strafzumessung wurde die rechtsstaats-
widrige Tatprovokation seitens des Gerichts jeweils
erheblich strafmildernd beriicksichtigt.

Die gegen das Urteil des Landgerichts Berlin gerich-
teten Revisionen der Angeklagten wurden mit Urteil
des Bundesgerichtshofs vom 11. Dezember 2013 ver-
worfen. Der Grundsatz des fairen Verfahrens gemif
Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 der Europdischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) sei verletzt, wenn —
wie vorliegend — eine rechtsstaatswidrige Tatprovoka-
tion vorliege, die im Verhéltnis zum anfénglich beste-
henden Anfangsverdacht unter Abwégung aller Um-
stinde unvertretbar iibergewichtig sei. Eine rechts-
staatswidrige Tatprovokation stelle jedoch kein Ver-
fahrenshindernis dar, sondern es sei ihr — wie durch
das Landgericht Berlin geschehen — im Rahmen der
Strafzumessung Rechnung zu tragen (sogenannte
Strafzumessungslosung).

Die Verfassungsbeschwerden der Verurteilten nahm
das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom
18. Dezember 2014 nicht zur Entscheidung an. Die
angegriffenen Entscheidungen verletzten die Be-
schwerdefiihrer nicht in ihrem Recht auf ein faires
Verfahren aus Artikel 2 Absatz 1 i. V.m. Artikel 20
Absatz 3 Grundgesetz. Der vorliegende Fall erfordere
keine Entscheidung der — in der bisherigen Kammer-
rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts offen
gelassenen — Frage, ob die Mitwirkung eines polizei-
lichen Lockspitzels bei der Uberfiihrung eines Straf-
titers liberhaupt geeignet sein konne, die Durchset-
zung des staatlichen Strafanspruchs gegen den Betrof-
fenen zu hindern. Selbst wenn man ein Verfahrens-
hindernis aufgrund rechtsstaatswidriger Tatprovoka-
tion im Grundsatz fiir moglich erachten wolle, konne
ein derartiges Verbot der Durchsetzung des staatli-
chen Strafanspruchs nur in extremen Ausnahmefillen
aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitet werden. Das
Rechtsstaatsprinzip schiitze nicht nur Belange des Be-
schuldigten, sondern auch das Interesse an einer der
materiellen Gerechtigkeit dienenden Strafverfolgung.
Auch wenn bei der vorliegenden Fallgestaltung die
Annahme eines derartigen Extremfalls nahegelegen
habe, hidtten die Fachgerichte verfassungsrechtlich
vertretbar von der Annahme eines solchen Extrem-
falls absehen konnen. Es habe sich nicht um eine aus-
schlieBlich staatlicherseits verursachte Tat gehandelt.
Die Beschwerdefiihrer seien nicht bloBe Objekte
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staatlicher Strafverfolgung gewesen. Insbesondere sei
der Haupttiter weder zu Beginn des provozierenden
Verhaltens der Vertrauensperson unverdéchtig gewe-
sen, noch habe sich sein Verhalten ausschliefSlich im
Rahmen der Vorgaben der Ermittlungsbehdrden be-
wegt. Auch unter Beriicksichtigung der Rechtspre-
chung des EGMR sei im Ergebnis nicht von einer
Verletzung des Rechts auf ein faires Verfahren geméil
Artikel 6 Absatz 1 EMRK auszugehen, da der Ver-
stoB3, d.h. die rechtsstaatswidrige Tatprovokation,
durch die Fachgerichte ausreichend kompensiert wor-
den sei. Gleichwohl miissten die Strafgerichte zukiinf-
tig unter Beriicksichtigung der Rechtsprechung des
EGMR erwigen, in vergleichbaren Fillen ausdriick-
lich ein Verwertungsverbot beziiglich der unmittelbar
durch die rechtsstaatswidrige Tatprovokation gewon-
nenen Beweise, also insbesondere beziiglich der un-
mittelbar in die rechtsstaatswidrige Tatprovokation
verstrickten Tatzeugen, auszusprechen.

In der Folge stellte der EGMR mit Urteil vom 15. Ok-
tober 2020 einen VerstoB gegen das Recht auf ein fai-
res Verfahren gemél Artikel 6 Absatz 1 EMRK fest.
Beweismittel, die durch eine rechtsstaatswidrige Tat-
provokation erlangt worden seien, miissten ausge-
schlossen werden oder aber ein Verfahren mit ver-
gleichbaren Konsequenzen nach sich ziehen. Niemand
diirfe fiir eine Straftat bestraft werden, die das Ergeb-
nis einer Anstiftung durch staatliche Stellen sei. Mit
diesem Urteil bestétigte der EGMR insbesondere sein
vorhergehendes, gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land ergangenes Urteil vom 23. Oktober 2014.

Aus dem Urteil des EGMR vom 15. Oktober 2020 er-
gibt sich fiir das Land Baden-Wiirttemberg keine un-
mittelbare Bindungswirkung. Eine formelle und mate-
rielle Rechtskraftwirkung besteht nur zwischen den
Parteien des Verfahrens. Gemill Artikel 46 EMRK
obliegt es der Bundesrepublik Deutschland als Ver-
tragspartei der EMRK, das Urteil — durch Beendigung
der festgestellten VerstoBe und Wiedergutmachung —
zu befolgen. Eine ausdriickliche Pflicht der Bundes-
republik Deutschland zur gesetzlichen Regelung der
Rechtsfolgen einer rechtsstaatswidrigen Tatprovoka-
tion ergibt sich hieraus nicht.

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz beauftragte bereits im Jahr 2017 die Grof3e
Strafrechtskommission des Deutschen Richterbundes
mit der Erstellung eines Gutachtens zum Thema
»Vertrauenspersonen und Tatprovokationen®. Das
Gutachten wurde im Dezember 2019 vorgelegt. Es
kam zu dem Ergebnis, dass die Folgen einer rechts-
staatswidrigen Tatprovokation gesetzlich geregelt
werden sollten. Die Kommission schlug hierfiir die
folgende gesetzliche Regelung vor: ,,Im Falle einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation kann das Gericht
die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§49 Ab-
satz 2 Strafgesetzbuch) oder von Strafe absehen.*

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz priift derzeit unter Beriicksichtigung des
Gutachtens und des Urteils des EGMR vom 15. Okto-
ber 2020, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
gesetzgeberischer Handlungsbedarf fiir spezialgesetz-
liche Regelungen zum strafprozessualen Einsatz von
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Vertrauenspersonen, einschlieBlich der Rechtsfolgen
rechtsstaatswidriger Tatprovokationen, besteht.

Die Justizministerinnen und Justizminister der Lander
hatten die Bundesministerin der Justiz und fiir Ver-
braucherschutz — noch vor der Vorlage des oben ge-
nannten Gutachtens — auf ihrer Herbstkonferenz am
7. November 2019 gebeten, auf den Abschluss der be-
reits eingeleiteten Priifung eines etwaigen gesetzgebe-
rischen Handlungsbedarfs hinzuwirken und gegebe-
nenfalls einen Gesetzentwurf zur Gewéhrleistung ei-
nes rechtssicheren Einsatzes von Vertrauenspersonen
vorzulegen.

Dem Ministerium der Justiz und fiir Europa sowie
dem Ministerium fiir Inneres, Digitalisierung und Mi-
gration sind keine Urteile bekannt, in denen im Nach-
gang zur Entscheidung des EGMR vom 23. Oktober
2014 beziiglich eines baden-wiirttembergischen Er-
mittlungsverfahrens eine rechtsstaatswidrige Tatpro-
vokation gerichtlich festgestellt wurde. Den Entschei-
dungen des EGMR lagen Urteile der Landgerichte
Aachen und Berlin zugrunde.

Vertrauenspersonen werden seitens der Polizei vor
Zusicherung der Geheimhaltung ihrer Identitét formal
und aktenkundig zu rechtlichen Aspekten und gene-
rellen Verhaltensregeln belehrt. Hinweise auf un-
zuldssige Tatprovokationen sind elementarer Bestand-
teil dieser Belehrung. Ergénzend werden Vertrauens-
personen vor jedem Einsatz darauf hingewiesen, nicht
aktiv auf Dritte zur Begehung von Straftaten einzu-
wirken. Wihrend des Einsatzverlaufs werden sie eng
und konsequent durch die zustdndigen polizeilichen
Vertrauenspersonen-Fiihrer (VP-Fiihrer) gefiihrt. VP-
Fiihrer absolvieren explizit fiir diesen Personenkreis
vorgesehene Lehrgiinge, bei denen sie auch in Bezug
auf die rechtlichen Rahmenbedingungen ihres Tatig-
keitsfelds geschult werden.

Vor diesem Hintergrund besteht kein Anlass fiir eine
gesonderte baden-wiirttembergische Gesetzesinitia-
tive zu dieser Fragestellung. Das Ergebnis der Prii-
fung des Bundesministeriums der Justiz und fiir Ver-
braucherschutz bleibt abzuwarten.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann derzeit nicht abgeholfen
werden.

Berichterstatter: Salomon

23. Petition 16/5049 betr. Gesetzesinitiative zur Er-
weiterung des Wahlrechts

Der Petent regt eine Gesetzesinitiative an, mit der
allen ausléndischen Staatsangehorigen, die im Besitz
einer Niederlassungserlaubnis in Deutschland sind,
das Wahlrecht, hilfsweise das Wahlrecht bei Kommu-
nalwahlen, eingerdumt wird.
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Die Priifung der Petition hat das Folgende ergeben:

Nach Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung
mit Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) so-
wie nach Artikel 25 Absatz 1 und Artikel 26 Absatz 1
der Verfassung des Landes Baden-Wiirttemberg (LV)
setzt das Wabhlrecht, durch dessen Ausiibung das
Staatsvolk in erster Linie die ihm zukommende
Staatsgewalt wahrnimmt, die Eigenschaft als deut-
scher Staatsangehoriger oder als Volksdeutscher in
Sinne des Artikels 116 GG voraus.

Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht
mit Urteilen vom 31. Oktober 1990 (BVerfGE 83, 37,
59; 83, 60 ff.) das schleswig-holsteinische Gesetz zur
Anderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom
21. Februar 1989, durch welches Staatsangehérigen
bestimmter anderer Lander das Wahlrecht zu den Ge-
meinde- und Kreisvertretungen eingerdumt wurde,
wegen Verstofles gegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 2
GG sowie das hamburgische Gesetz zur Einfiihrung
des Wahlrechts fiir Auslénder zu den Bezirksver-
sammlungen vom 20. Februar 1989 wegen Verstof3es
gegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit
Artikel 20 Absatz 2 GG fiir nichtig erklart. Begriindet
wurde dies damit, dass Wahlen, bei denen auch Aus-
lander wahlberechtigt sind, eine demokratische Legi-
timation nicht vermitteln kdnnten.

Nach dem am 7. Februar 1992 in Maastricht unter-
zeichneten Vertrag iiber die Europdische Union er-
langten Staatsangehdrige eines Mitgliedstaats der Eu-
ropdischen Union (Unionsbiirger) mit Wohnsitz in
einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehorigkeit sie
nicht besitzen, das aktive und passive Wahlrecht bei
Kommunalwahlen im Wohnsitzmitgliedstaat unter
denselben Bedingungen wie Staatsangehdrige dieses
Staates (nunmehr Artikel 22 Absatz 1 des Vertrags
iber die Arbeitsweise der Europdischen Union — zu-
vor Artikel 19 Absatz 1, davor Artikel 8b des EG-
Vertrags — sowie Richtlinie 94/80/EG des Rates vom
19. Dezember 1994 iiber die Einzelheiten der Aus-
iibung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den
Kommunalwahlen fiir Unionsbiirger mit Wohnsitz in
einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehorigkeit sie
nicht besitzen — ABI. L 368 vom 31. Dezember 1994,
S.38). Nach Artikel 28 Absatz 1 Satz 3 GG und Arti-
kel 72 Absatz 1 Satz 2 LV sind deshalb bei Wahlen in
Kreisen und Gemeinden auch Personen, die die
Staatsangehorigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates
besitzen, nach MaB3gabe von Recht der Europdischen
Union wahlberechtigt und wéhlbar.

Die landesgesetzlichen Bestimmungen iiber das ak-
tive und passive Wahlrecht entsprechen den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben. Nach §7 und §9 des
Landtagswahlgesetzes sind Deutsche im Sinne von
Artikel 116 Absatz 1 GG zum Landtag wahlberechtigt
und wihlbar. Bei allen Gemeindewahlen sowie bei
den Kreistagswahlen sind auler Deutschen im Sinne
von Artikel 116 Absatz 1 GG auch Staatsangehdrige
anderer EU-Mitgliedstaaten, die im jeweiligen Wahl-
gebiet wohnen, wahlberechtigt und wihlbar (§§ 12, 14
und 28 der Gemeindeordnung, §§ 10 und 23 der Land-
kreisordnung).

Die beiden o.a. Urteile des Bundesverfassungsge-
richts sind im Hinblick auf die Einrdumung eines
Wahlrechts fiir ausldndische Unionsbiirger zu be-
stimmten Wahlen durch die Einfligung des Satzes 3 in
Artikel 28 Absatz 1 GG (Artikel 72 Absatz 1 Satz 2
LV) nicht tiberholt, da das Wahlrecht ausldndischer
Unionsbiirger auf Kommunalwahlen beschriankt ist
und der Umsetzung europdischen Rechts diente. Das
Kommunalwahlrecht fiir ausldndische Unionsbiirger
stellt verfassungsrechtlich in Bezug auf den demokra-
tischen Staatsaufbau und die demokratische Legitima-
tion staatlichen Handelns eine auf vorrangigem EU-
Recht beruhende Ausnahme dar, ist durch die Beson-
derheiten der kommunalen Ebene gerechtfertigt und
stellt noch keine Durchbrechung des Artikels 20 Ab-
satz 2 GG dar, sondern eine im Interesse der europii-
schen Integration sinnvolle Ergénzung (vgl. Land-
tagsdrucksache 13/3863). Dies hat das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil zum schleswig-holstei-
nischen Gesetz bereits bedacht und ausgefiihrt, dass
aus der Unvereinbarkeit des streitigen Gesetzes mit
Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 GG nicht folge, dass die
derzeit im Bereich der europdischen Gemeinschaften
erorterte Einfilhrung eines Kommunalwahlrechts fiir
Auslidnder nicht Gegenstand einer nach Artikel 79
Absatz 3 GG zuldssigen Verfassungsdnderung sein
konne (BVerfGE 83, 37, 59).

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
ist entgegen der Auffassung des Petenten nicht ,,veral-
tet oder ,,nicht mehr haltbar”, sondern vom Gesetz-
geber bei der Ausgestaltung des Wahlrechts zu beach-
ten. Der Petent begriindet seine Auffassung auch nicht
ndher, sondern tragt lediglich vor, dass solange es
Steuergleichheit gibt, es keine Ungleichheit beim
Wahlrecht geben sollte.

Sowohl die Einrdumung eines Wahlrechts fiir auslén-
dische Staatsangehdrige zur Landtagswahl als auch
fir Auslidnder ohne Staatsangehérigkeit eines Mit-
gliedstaats der Europdischen Union zu den Kommu-
nalwahlen wiirde zunéchst eine Anderung des Grund-
gesetzes sowie im Anschluss eine Anderung der Lan-
desverfassung voraussetzen. Eine solche Anderung
der Verfassungslage wire aber mit einem verfas-
sungsrechtlichen Risiko verbunden, da nach wohl
tiberwiegender Meinung Artikel 79 Absatz 3 GG und
Artikel 64 Absatz 1 Satz 2 LV eine Anderung des In-
halts der Volkssouverinitit, die an die Staatsange-
horigkeit ankniipft, verbieten.

Fiir eine Gesetzesinitiative besteht demnach kein An-
lass.
Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon
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24. Petition 16/5107 betr. Schutz von nichtehelichen
Lebensgemeinschaften im Aufenthaltsgesetz;
Anregung einer Gesetzesinitiative

Der Petent begehrt, dass Personen in nichtehelichen
Lebensgemeinschaften dieselben Aufenthaltsrechte
wie Ehegatten und Personen in eingetragenen Lebens-
partnerschaften gewéhrt werden sollen. Die derzeiti-
gen aufenthaltsrechtlichen Regelungen seien nicht
mehr zeitgemdB. Auch das Bundesverfassungsgericht
habe nichteheliche Lebensgemeinschaften mit der
Ehe gleichgesetzt. Konkret verfolgt der Petent das
Ziel, dass auch Personen in nichtehelichen Lebensge-
meinschaften die Einreise und das Zusammenleben
im Bundesgebiet ermdglicht werden sollen.

Die Priifung der Petition ergab das Folgende:

Sofern sich die Petition auf das Anliegen bezieht, fiir
nichteheliche Lebensgemeinschaften ein Einreisevisum
zu erteilen, ist eine Beurteilung der Zustdndigkeit des
Landes entzogen. Die Entscheidung hieriiber ist im
Rahmen der Priifung des Antrags auf Erteilung eines
Visums von der jeweils zustindigen deutschen Aus-
landsvertretung zu treffen. Das Land hat insofern kei-
ne Priifungs- und Entscheidungskompetenz. Fiir die
Erteilung eines Visums sind die deutschen Auslands-
vertretungen zustdndig. Sie entscheiden als Bundes-
behorden in eigener Zustindigkeit. Die inlédndische
Auslidnderbehorde hat insofern keine Zustindigkeit,
sondern wird ggf. nur verwaltungsintern beteiligt. Die
Auslandsvertretung kann einen Visumantrag auch oh-
ne Beteiligung der inldndischen Ausldnderbehérde
ablehnen.

Im Rahmen der verwaltungsinternen Beteiligung ist
die Auslidnderbehorde an die Vorgaben des Aufent-
haltsgesetzes gebunden. Die Einreise ist hiernach fiir
Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften im
Rahmen des Aufenthaltsgesetzes nicht moglich. Ein
eigenstidndiger Aufenthaltstitel zur Einreise von Per-
sonen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften ist ge-
setzlich nicht vorgesehen und wire vom Bundesge-
setzgeber zu veranlassen.

Das Aufenthaltsgesetz dient der Steuerung und Be-
grenzung des Zuzugs von Auslidndern in das Bun-
desgebiet. Es ermdglicht und gestaltet Zuwanderung
unter Beriicksichtigung der Aufnahme- und Integra-
tionsfahigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeits-
marktpolitischen Interessen der Bundesrepublik
Deutschland.

Die Ehe und Familie stehen unter dem besonderen
Schutz von Artikel 6 Grundgesetz. Diesem wird in der
Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes Rechnung ge-
tragen.

Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften
kann ein gemeinsames Zusammenleben im Rahmen
der bestehenden aufenthaltsrechtlichen Regelungen
ermdglicht werden. Der im Ausland lebende Partner
kann zum Zwecke der Ausbildung oder zum Zweck
der Erwerbstitigkeit einreisen, sofern er die Ertei-
lungsvoraussetzungen fiir den jeweiligen Aufenthalts-
titel erfiillt. Im Bereich der Einreise zu Erwerbs-
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zwecken wurden im Frithjahr 2020 mit Einfiihrung
des Fachkrifteeinwanderungsgesetzes weitere Mog-
lichkeiten zur Berufsaufnahme im Bundesgebiet ge-
schaffen, die diesem Personenkreis vollumfénglich
zur Verfiigung stehen.

Es bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen die im Aufenthaltsgesetz vorgesehenen Ertei-
lungsvoraussetzungen zur Einreise von drittstaatsan-
gehorigen nichtehelichen Lebenspartnern ins Bundes-
gebiet. Vielmehr spiegelt die gesetzliche Differenzie-
rung zwischen Ehegatten bzw. Personen in eingetra-
genen Lebensgemeinschaften und nichtehelichen Le-
benspartnern die verfassungsméflige Wertung geméal
Artikel 6 Grundgesetz wieder.

Fiir eine Bundesratsinitiative zur Anderung des Auf-
enthaltsgesetzes besteht demnach kein Anlass.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

25. Petition 16/5282 betr. Rundfunkbeitrag

Die Petentin wendet sich gegen ihre Rundfunkbei-
tragspflicht fiir ihre in Baden-Wiirttemberg befindli-
che Wohnung. Diese sei untervermietet seit sie im
Ausland lebe, der Rundfunkbeitrag daher von ihrer
Mieterin zu bezahlen. Sie wendet ein, fiir die Riick-
stinde konne man sie nicht in Anspruch nehmen, zu-
mal sie ihre in Baden-Wiirttemberg befindliche Woh-
nung einem sozialen Preis untervermietet habe. Die
Riickstinde seien von ihrer Untermieterin zu zahlen.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der SWR hat mitgeteilt, dass in der Regel und aus all-
gemeiner Lebenserfahrung bei Untervermietungen
von einer Dauer von mindestens drei Monaten und
nicht langer als zwolf Monaten ausgegangen werde.
Im Nachgang zum Meldedatenabgleich im Jahr 2018
habe die Petentin erstmals gegeniiber dem Zentralen
Beitragsservice angegeben, dass in der vom Einwoh-
nermeldeamt gemeldeten Wohnung seit 2016 eine
Untervermietung vorlédge.

Eine Abmeldung des Rundfunkbeitragskontos der Pe-
tentin wahrend der Auslandsaufenthalte wire grund-
sitzlich moglich, wenn ein tatsdchlicher Wohnungs-
wechsel nachgewiesen wird. Nach § 17 Absatz 2 des
Bundesmeldegesetzes hat sich eine Person, die aus ei-
ner Wohnung auszieht und keine Wohnung im Inland
bezieht, innerhalb von zwei Wochen bei der Melde-
behorde abzumelden. In §2 Absatz 1 des Rundfunk-
beitragsstaatsvertrags (RBStV), der die Rechtsgrund-
lage fiir die Rundfunkbeitragsflicht darstellt, ist gere-
gelt, dass im privaten Bereich fiir jede Wohnung von
deren Inhaber ein Rundfunkbeitrag zu entrichten ist.
Die Regelung kniipft damit an den Begriff ,,Inhaber-
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schaft“ an. Das Gesetz stellt unter anderem Vermu-
tungsregelungen dafiir auf, wer als Wohnungsinhaber
in Betracht kommt, ndmlich auch die Person, die dort
nach dem Melderecht gemeldet ist oder im Mietver-
trag fiir die Wohnung als Mieter genannt ist. Solange
die Petentin folglich trotz ihres Aufenthalts im Aus-
land ihren Wohnsitz in Deutschland aufrechterhélt
und unter der Adresse gemeldet ist, bleibt die Rund-
funkbeitragspflicht bestehen. Dies korreliert mit den
Regelungen im Bundesmeldegesetz, die eine Abmel-
dung bei einem Wegzug aus dem Inland vorsehen.

Nach den Vorgaben des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trags ist fiir jede Wohnung nur ein Rundfunkbeitrag
zu zahlen. Daher hat nach Auskunft des SWR der
Zentrale Beitragsservice, bei welchem es sich um eine
der Verwaltungsvereinfachung dienende Gemein-
schaftseinrichtung der Landesrundfunkanstalten han-
delt, nach Hinweis auf die Untervermietung die Woh-
nung aus dem Grund ,,Wohngemeinschaft ab Okto-
ber 2019 fiir die Petentin abgemeldet. Ab diesem Zeit-
punkt sind nach Angaben des SWR Rundfunkbeitrage
fiir die gemeinsam genutzte Wohnung von der Unter-
mieterin bezahlt worden. Fiir den Zeitraum von Januar
2016 bis zur Abmeldung im Oktober 2019 kommt
dies nach Auskunft des SWR jedoch nicht in Betracht,
da die Untermieterin in diesem Zeitraum aufgrund
von Sozialleistungsbezug von der Rundfunkbeitrags-
pflicht befreit gewesen ist. Eine Befreiung des Rund-
funkbeitrags nach § 4 Absatz 1 RBStV gilt dabei nach
der gesetzlichen Regelung nicht fiir die betreffende
Wohnung, sondern streng personenbezogen. Das
heift, die Befreiung fiir die Untermieterin der Petentin
erstreckt sich nicht automatisch auch auf die Petentin
selbst. Eine Erstreckung erfolgt gemiall §4 Absatz 3
RBStV lediglich auf den Ehegatten, auf den eingetra-
genen Lebenspartner, auf Kinder des Antragstellers
bzw. der Antragstellerin bzw. auf Kinder von Ehe-
partnern/eingetragenen Lebenspartnern bis zur Voll-
endung des 25. Lebensjahres und auf die Wohnungs-
inhaber, deren Einkommen und Vermdgen bei der
Gewiéhrung einer Sozialleistung nach §4 Absatz 1
RBStV bertiicksichtigt worden sind.

Zusammenfassend bleibt daher Folgendes festzuhal-
ten: Da die Petentin dauerhaft an der Adresse in Ba-
den-Wiirttemberg gemeldet war — obwohl die Voraus-
setzungen fiir eine Abmeldung der Wohnung gegeben
waren — und die Untermieterin der Petentin von der
Rundfunkbeitragspflicht befreit war, die Befreiung
sich aber nicht auf die Petentin erstreckt, ist die Peten-
tin zur Zahlung des Rundfunkbeitrags fiir die genann-
te Wohnung verpflichtet.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Seemann

23.6.2021 Der Vorsitzende:

Marwein
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	1. Petition 16/5129 betr. Justizvollzug, Maßnahmen bei einer Coronainfektion 
	 
	Der Petent beschwert sich über den Umgang der Jus tizvollzugsanstalt mit der Coronainfektion eines Gefangenen, insbesondere die Art der Bekanntgabe von Informationen (1.), die Möglichkeit von Hofgang und Duschen (2.), die Umsetzung der Vorgaben der Anstaltsleitung (3.) und eine angeblich verzögerte Durchführung von Coronatestungen (4.). 
	-
	-
	-

	 
	Zutreffend ist zunächst, dass am Nachmittag des 4. De zember 2020 ein Gefangener positiv auf das Coronavirus getestet wurde und die Justizvollzugsanstalt sodann in einen Quarantäne-Modus zur Verhinderung weiterer Infektionen wechselte. Oberste Priorität hat in einer solchen Situation der Schutz der Gesundheit der Insassen und Bediensteten der Justizvollzugsanstalt, weshalb in Abstimmung mit dem zuständigen Gesundheitsamt alles getan wurde, um ein unkontrolliertes Ausbreiten des Virus zu verhindern. Hierdurc
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zu 1. (Informationsbekanntgabe): 
	 
	Zutreffend ist, dass die Durchsage zum Beginn des Quarantäne-Modus am Abend des 4. Dezember 2020 nur in deutscher Sprache erfolgt ist. Hintergrund ist der Umstand, dass die Maßnahmen in einer Situation mit großem Entscheidungs- und Handlungsdruck für sämtliche Belange des Anstaltslebens – an einem Frei tagabend – angeordnet werden mussten, weshalb die Suche nach Bediensteten, die einen Durchsagetext in eine von zahlreichen gängigen Fremdsprachen übersetzen hätten können, unterblieben ist.  
	-
	-

	 
	Die Durchsage des Anstaltsleiters zum aktuellen Stand und zum weiteren Vorgehen am Montag, den 7. Dezember 2020, wurde demgegenüber von Lehrkräften der Anstaltsschule in die englische, französische, italie nische und spanische Sprache übersetzt und zum Nachlesen für die Stockwerke bereitgestellt. 
	-
	-

	 
	Während der gesamten Quarantänezeit waren zudem die Bediensteten der Justizvollzugsanstalt durchgehend bemüht, Fragen der Insassen im persönlichen Gespräch an der Versorgungsklappe des Haftraums der Gefangenen beziehungsweise Zimmers der Sicherungsverwahrten zu beantworten. Auch die Fach diens te standen entsprechend für dringende Anliegen und Kriseninterventionen zur Verfügung. 
	-
	-
	-

	 
	Zu 2. (Hofgang und Duschmöglichkeit): 
	 
	Das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit umfasst auch im Rahmen der Covid-19-Pandemie die staatliche Pflicht, sich schützend und fördernd vor das Leben zu stellen und vor Beeinträchtigungen der Gesundheit zu schützen. Die von einem staatlichen Freiheitsentzug betroffenen Personen sind in viel geringerem Maße als in Freiheit dazu in der Lage, über ihr individuelles Verhalten in Bezug auf Infektionsrisiken selbst zu entscheiden und entsprechend zu handeln. Sie sind sowohl in ihrer Lebensgestalt
	-
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	-
	-
	-
	-
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	-
	-

	 
	Vor diesem Hintergrund mussten aufgrund der noch unklaren Pandemielage der gemeinschaftliche Hofgang und das Duschen zur unbedingten Verhinderung einer Ausbreitung des Coronavirus ab Bekanntwerden der Infektion vorübergehend ausgesetzt werden. Einzelhofgang und Einzelduschmöglichkeiten für die über 500 im geschlossenen Vollzug der Justizvollzugsanstalt untergebrachten Gefangenen und Sicherungsverwahrten konnten in dieser Situation nicht angeboten werden.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Den Insassen wurde am 7. Dezember 2020 diesbezüglich mitgeteilt, dass jedem ermöglicht werde, bis Mittwochabend einmal den Haftraum zu verlassen, um zu duschen und zu telefonieren. Den Sicherungsverwahrten wurde – vom Petenten unerwähnt – darüber hinaus entsprechend dem Abstandsgebot zum Strafvollzug angeboten, täglich einzeln zu duschen.  
	-
	-
	-
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	-

	 
	Noch am Abend des 9. Dezember 2020, als für alle Insassen negative Testergebnisse vorlagen, beschloss das Krisenteam der Justizvollzugsanstalt, unverzüglich die Haftraum- und Zimmertüren für die Freizeit auf dem jeweiligen Stockwerk als Kompensation für die zuvor bestehenden erheblichen Beschränkungen trotz des bereits bevorstehenden Nachteinschlusses öffnen zu lassen. Am Mittag des 10. Dezember 2020 konnte dann mit dem Vorliegen der Testergebnisse auch der Bediensteten zum Normalbetrieb zurückgekehrt werde
	-
	-

	 
	Zu 3. (Umsetzung der Vorgaben): 
	 
	Entgegen dem Vortrag des Petenten wurde am 7. Dezember 2020 seitens des Anstaltsleiters im Rahmen der in Bezug genommenen Durchsage bekannt gegeben, dass „Gespräche mit den Kolleginnen und Kollegen der Fachdienste an der Haftraumklappe möglich sind“. Ein Aufsuchen der Insassen durch die Bediens teten in den Hafträumen beziehungsweise Zimmern hätte zu diesem Zeitpunkt in Anbetracht der unklaren Infektionslage letztlich die zur Eindämmung einer weiteren Ausbreitung getroffenen Maßnahmen konterkariert.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zur Frage, wann ein Wäschetausch stattfinden solle, wurde seitens des Anstaltsleiters im Rahmen der erfolgten Durchsagen abweichend von der Darstellung des Petenten keine Information über entsprechende Vorgaben weitergegeben.
	-

	Zu 4. (Coronatestungen): 
	 
	Das vom Petenten angesprochene CoVLAB Baden-Württemberg ist eine bundesweit einmalige mobile Coronateststation, die aus einem Modul zur Proben entnahme und einem Sicherheitslabor besteht. Das Projekt wurde speziell für Testungen auf eine SARS-CoV-2-Infektion entwickelt. Entgegen der Annahme des Petenten steht das mobile Testlabor hierbei nicht lediglich bereit und wartet auf einen Einsatz. Zwar kommt das mobile Testlabor – wie vorliegend – bei Verdacht eines akuten Ausbruchsgeschehens in einer Anstalt zum E
	-
	-
	-

	 
	Dementsprechend wurde die mobile Teststation durch die Justizvollzugsanstalt nach Rücksprache mit dem Ministerium der Justiz und für Europa bereits am Tag der Feststellung der Infektion – 4. Dezember 2020 – angefordert. Der sogenannte Testtruck traf am Abend des folgenden Werktags – am Montag, den 7. Dezember 2020 – in Abweichung von der geplanten Route in der Justizvollzugsanstalt ein, sodass am Morgen des 8. Dezember 2020 mit den Abstrichen begonnen werden konnte. An diesem Tag waren – unterstützt von Bed
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Vorgehen der Justizvollzugsanstalt ist nicht zu beanstanden. 
	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	2. Petition 16/5229 betr. Schulwesen 
	 
	Der Petent begehrt mit der Eingabe ein Konzept zur Vermeidung von Nachteilen für die Abschlussklassen des Schuljahres 2020/2021. Er ist der Auffassung, dass pandemiebedingte Einschränkungen des Schulbetriebs zu einer verschlechterten Bildungsvermittlung führten, sodass vor allem die Abschlussklassen massiv zu leiden und schlechtere Noten sowie schlechtere Zukunftsaussichten zu erwarten hätten.  
	-
	-

	 
	Der Petent fordert daher die „Verschiebung der neuen Prüfungsordnung“, den Entfall der Prüfungen und die Ausstellung der Abschlusszeugnisse auf der Basis der im Schuljahr erreichten Leistungen sowie die Absenkung des für den Übergang von der Realschule in das Gymnasium erforderlichen Notendurchschnitts. 
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Baden-Württemberg ist im Schuljahr 2020/2021 im Einklang mit den anderen Bundesländern und dem Beschluss der Kultusministerkonferenz auch an allen weiterführenden Schulen zum Regelbetrieb unter Pandemiebedingungen und damit zum regulären Schul betrieb vor Ort übergegangen. Bis zum 16. Dezember 2020, an dem die Schulen im Rahmen des bundesweiten Lockdowns erneut geschlossen wurden, wurde daher in allen Klassenstufen Präsenzunterricht in der Schule erteilt.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2020/2021 die Abschlussprüfungen ablegen, erhielten ab dem 16. Dezember 2020 zunächst Fernunterricht. Ab dem 11. Januar 2021 konnte in den Abschluss- und Prüfungsklassen sowie in den Jahrgangsstufen der gymnasialen Oberstufe ergänzend zum Fernunterricht auch Präsenzunterricht angeboten werden, sofern dies zur Prüfungsvorbereitung erforderlich war. Seit dem 22. Februar 2021 findet in den Abschlussklassen und Jahrgangsstufen ein Wechselbetrieb von Präsenz- und Fernun
	 
	A.Damit die Schülerinnen und Schüler aufgrund der erschwerten Bedingungen keine Nachteile erleiden, hat das Kultusministerium eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen: 
	-

	 
	1. Die allgemein bildenden Schulen wurden beispielsweise zu Beginn des Schuljahres 2020/2021 dazu aufgefordert, den Schwerpunkt auf das Kerncurriculum des Bildungsplans, also die Summe der verbindlichen Inhalte der baden-württembergischen Bildungsstandards zu legen. Die weitere Zeit, die ansonsten für eigene Schwerpunktsetzungen verwendet wird, konnten die Schulen dazu nutzen, um Inhalte, die aufgrund der Pandemie nicht behandelt werden konnten, noch einmal zu vertiefen und zu wiederholen. Ferner wurde dem 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Für den Fernunterricht hat das Kultusministerium verbindliche Leitlinien und Qualitätskriterien festgelegt. Dazu zählt, dass allen am Fernunterricht teilnehmenden Schülerinnen und Schülern dieselben Unterrichtsmaterialien zur Verfügung gestellt werden. Sie bekommen in allen Fächern regelmäßig Aufgaben und auch Rückmeldungen dazu, wenn diese bearbeitet wurden. Außerdem muss  eine regelmäßige und verlässliche Kommunikation zwischen den Lehrkräften und den Schülern gewährleistet sein. Die Lehrkräfte sind zu
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	3. Außerdem wurden mit der Verordnung des Kultusministeriums zur Regelung der Besonderheiten bei der Leistungsfeststellung der Schulen und der Durchführung der schulischen Abschlussprüfungen im Schuljahr 2020/2021, den Versetzungsentscheidungen, den Beratungen schulischer Gremien sowie der Lehrkräfteausbildung und -prüfung (Coronapandemie-Prüfungsverordnung 2020/2021) vom 22. März 2021 besondere Regelungen erlassen, die eine Leistungsfeststellung und Benotung auch in diesem besonderen Schuljahr ermöglichen.
	-
	-
	-
	-

	 
	    Unter anderem sind Grundlage der Leistungsbewertung nicht nur alle von der Schülerin oder dem Schüler im Präsenzunterricht erbrachten Leistungen, sondern können darüber hinaus auch im Fernunterricht erbrachte Leistungen sein. Zudem darf die vorgeschriebene Mindestanzahl an schriftlichen Leistungsfeststellungen seit dem 18. Januar 2021 unterschritten werden, da die Einschränkungen des Präsenzunterrichts aufgrund der Schulschließungen mehr als vier Wochen angedauert haben. 
	-
	-
	-

	 
	4. Die in Klassenstufe 9 der Hauptschule und Werk realschule, der Realschule, der Gemeinschaftsschule und der sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit entsprechenden Bildungsgängen durchzuführende Projektarbeit ist im Schuljahr 2020/2021 ferner nur für diejenigen Schülerinnen und Schüler verpflichtend, die den Hauptschulabschluss anstreben. Für alle anderen Schülerinnen und Schüler ist die Durchführung der Projektarbeit nur noch dann vorgesehen, wenn sich ihre Schule dafür entscheidet. Sollten
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	5. Damit Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2020/2021 ihre Abschlussprüfungen ablegen, im Vergleich zu anderen Abschlussjahrgängen nicht benachteiligt werden, wurde darüber hinaus veranlasst, dass ihnen mehr Lernzeit durch die Verschiebung der Abschlussprüfungen eingeräumt wird. Es wurden außerdem zusätzliche Prüfungsaufgaben zur Vorauswahl durch die Lehrkräfte erstellt und für  alle schriftlichen Prüfungen wurden Wahlmöglichkeiten für die Schülerinnen und Schüler vorgesehen.  
	-
	-
	-

	 
	    Ferner wurde die zur Verfügung stehende Zeit für die Bearbeitung der schriftlichen Prüfungsaufgaben verlängert, und zwar um 30 Minuten bei Prüfungen mit einer Gesamtarbeitszeit ab 180 Minuten, darunter um 15 Minuten. Zudem wurde den Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit eingeräumt, an Stelle des Haupttermins den ersten Nachtermin für die schriftliche Prüfung zu wählen und noch bis  eine Woche vor Antritt der ersten schriftlichen Prüfung ohne besonderen Grund von der Prüfungsteilnahme insgesamt zurüc
	-
	-
	-
	-

	 
	    Das Kultusministerium hat daher bereits ein umfassendes Konzept zur Vermeidung von Nachteilen für die Abschlussklassen des Schuljahres 2020/2021 erlassen. 
	-

	 
	B.Der Kontext der Petition lässt vermuten, dass der Petent darüber hinaus die Verschiebung des Inkrafttretens der Verordnung des Kultusministe riums über die Realschulabschlussprüfung (Realschulabschlussprüfungsordnung) vom 4. Juni 2019 fordert, die für Schülerinnen und Schüler gilt, die im Schuljahr 2020/2021 die Realschulabschluss prüfung ablegen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	    Die Abschlussprüfungen orientieren sich jeweils an den Bildungsstandards des geltenden Bildungsplans. Dies ist für die Realschulabschlussprüfung der gemeinsame Bildungsplan für die Sekundarstufe I für die Hauptschulen, Werkrealschulen, Realschulen, Gemeinschaftsschulen sowie für die Schulen besonderer Art, der am 1. August 2016 in Kraft getreten ist. Dieser Bildungsplan fand erstmals Anwendung für die Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2016/2017 in die Klassenstufen 5 und 6 eintraten. Im Schulja
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	    Da die Realschulabschlussprüfungsordnung vom  4. Juni 2019 bereits am 1. August 2020 in Kraft getreten ist und die Schülerinnen und Schüler entsprechend auf die Prüfungen vorbereitet worden sind, ist die vom Petenten gewünschte Verschiebung des Inkrafttretens der Prüfungsordnung nicht mehr mög lich. 
	-
	-
	-

	 
	    Durch die bereits genannten Maßnahmen wurden jedoch die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die Realschulabschlussprüfung auch unter Pandemiebedingungen erfolgreich abgelegt werden kann.  
	-

	 
	C.Ein Verzicht auf die diesjährigen Abschlussprüfungen ist unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit weder erforderlich, noch läge darin für die betroffenen Schülerinnen und Schüler zwingend ein Vorteil. Zum einen wären die Abschluss zeugnisse des Jahrgangs 2021 mit dem „Makel“ behaftet, ohne Abschlussprüfung erlangt worden zu sein. Dies könnte sich für die Betroffenen auch noch nach Jahren nachteilig auswirken, wenn sie beispielsweise mit anderen Bewerberinnen und Bewerbern um Arbeitsplätze konkurriere
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	    Außerdem könnte die kurzfristige Absage der Abschlussprüfungen demotivierend für die vielen Schülerinnen und Schüler sein, die auch unter Pandemiebedingungen bisher sehr viel Fleiß an den Tag gelegt und im Fernunterricht engagiert mitgearbeitet haben. Ein unter diesen Umständen erworbenes gutes Prüfungsergebnis könnte sogar von Vorteil für sie sein. 
	-
	-
	-
	-

	 
	D.Die Voraussetzungen, unter denen Schülerinnen und Schüler mit Realschulabschluss in das Gym nasium aufgenommen werden können, sind in der Verordnung des Kultusministeriums über die Aufnahme in das allgemein bildende Gymnasium der dreijährigen Aufbauform sowie in die allgemein bildenden und beruflichen Gymnasien der sechs- und siebenjährigen Aufbauform (Aufnahmeordnung für das allgemein bildende dreijährige Aufbaugymnasium und für die allgemein bildenden und beruflichen sechs- und siebenjährigen Aufbaugymn
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	    Gemäß § 1 Absatz 1 dieser Verordnung kann in die Einführungsphase des allgemein bildenden Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform aufgenommen werden, wer über einen Realschulabschluss, einen Werkrealschulabschluss oder eine Fachschulreife verfügt, wobei ein Durchschnitt von mindestens 3,0 aus den Noten der Fächer Deutsch, Mathematik sowie der am aufnehmenden Gymnasium weiterzuführenden ersten Pflichtfremdsprache (Englisch oder Französisch) und in jedem dieser Fächer mindestens die Note „ausreichend“ erre
	-
	-
	-
	-

	 
	    Eine entsprechende Bestimmung enthält § 1 Absatz 1 der Verordnung des Kultusministeriums über die Aufnahme in die beruflichen Gymnasien der dreijährigen Aufbauform (Aufnahmeverordnung berufliche Gymnasien – dreijährige Aufbauform) vom 23. Juni 1982 in der Fassung vom 18. Juni 2020. 
	-
	-

	 
	    Es ist nicht vorgesehen, vom jeweils erforderlichen Mindestnotendurchschnitt abzuweichen. Insbesondere kann der Durchschnitt nicht um eine ganze Note herabgesetzt werden, da durch diese Notenhürde nicht zuletzt auch im Interesse der Schülerinnen und Schüler sichergestellt werden soll, dass diese über den nötigen Leistungsstand verfügen, um den Anforderungen in der Einführungsphase bzw. Eingangsklasse des Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform gerecht zu werden und den jeweiligen Bildungsgang mit Erfolg 
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden.  
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	3. Petition 16/5284 betr. Aufenthaltstitel 
	 
	Der Petent begehrt die Erteilung einer Aufenthalts erlaubnis.  
	-

	 
	Bei dem Petenten handelt es sich um einen 42-jährigen pakistanischen Staatsangehörigen, welcher erstmals im November 2013 in das Bundesgebiet einreis te und im Dezember 2013 einen Asylantrag stellte. Dieser wurde mit Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) von Februar 2017 abgelehnt und der Petent unter Androhung der Abschiebung nach Pakistan zur Ausreise aufgefordert. Die hiergegen gerichtete Klage wurde mit Urteil von Oktober 2019 abgewiesen. Das Urteil ist seit November 2019 rechtsk
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Juni 2018 legte der Petent seine Geburtsurkunde bei der zuständigen Ausländerbehörde vor. Im Januar 2020 gab er schließlich seinen bereits im Oktober 2019 ausgestellten, gültigen pakistanischen Reisepass bei der Ausländerbehörde ab. 
	 
	Bei dem Petenten besteht ausweislich vorliegender ärztlicher Bescheinigungen ein insulinpflichtiger Typ-2-Diabetes. Darüber hinaus sind keine Erkrankungen vorgetragen. 
	-
	-

	 
	Der Petent richtete im Februar 2020 eine Eingabe an die Härtefallkommission Baden-Württemberg. Im Januar 2021 wurde ihm eine Beschäftigungsduldung nach § 60d Aufenthaltsgesetz (AufenthG) erteilt und die Befassung mit der Eingabe daraufhin seitens des Vorsitzenden der Härtefallkommission abgelehnt. 
	-

	 
	Bereits seit Februar 2016 geht der Petent einer Beschäftigung als Küchenhilfe bei demselben Arbeitgeber nach. Zuvor hatte er seit seiner Einreise im November 2013 bis einschließlich Juni 2016 öffentliche Leistungen bezogen. Seit Juli 2016 sicherte der Petent seinen Lebensunterhalt eigenständig. Aufgrund der Coronapandemie und den damit einhergehenden Einschränkungen in der Gastronomie bezieht er aktuell jedoch Kurzarbeitergeld. Der Lebensunterhalt ist nach der SGB-II-Berechnung somit derzeit nicht vollständ
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Wie bereits dargelegt, ist der Petent seit Januar 2021 im Besitz einer Beschäftigungsduldung nach § 60d AufenthG, die bis Juli 2023 gültig ist. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen sind somit für den Petenten nicht zu befürchten. Eine Aufenthaltserlaubnis wurde bislang nicht beantragt. 
	-

	 
	Der Petent ist, nachdem sein Asylantrag abgelehnt worden ist, vollziehbar zur Ausreise aus dem Bundesgebiet verpflichtet. Er wird aufgrund der erteilten Beschäftigungsduldung weiterhin im Bundesgebiet geduldet. 
	-
	-
	-

	 
	Sofern sich die Petition auf die Lage in Pakistan bezieht, ist eine Beurteilung der Zuständigkeit des Landes entzogen. Die Entscheidung hierüber ist beim BAMF konzentriert. Dieses entscheidet über das Vorliegen von Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5 und Absatz 7 Satz 1 AufenthG und erlässt die Abschiebungsandrohung. Die Entscheidungen des Bundesamtes binden gemäß § 42 Asylgesetz (AsylG) die Ausländerbehörden des Landes. Das Land hat insofern keine Prüfungs- und Entscheidungskompetenz. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Petent kann auch kein asylunabhängiges Aufenthaltsrecht erhalten. 
	-

	 
	Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 und 3 AufenthG darf einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt worden ist, vor der Ausreise ein Aufenthalts titel nur nach Maßgabe des Kapitels 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes aus völkerrechtlichen, humani tären oder politischen Gründen oder im Falle eines Anspruchs erteilt werden. Der Petent verwirklicht jedoch keinen Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels.
	-

	Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum Zweck der Beschäftigung nach § 19d AufenthG scheidet aus, da der Petent als Küchenhilfe arbeitet und es sich hierbei nicht um eine qualifizierte Beschäftigung im Sinne des § 19d AufenthG handelt. Zudem ist § 19d AufenthG eine Ermessensvorschrift. Ein gebundener Anspruch für den Petenten besteht nicht. Die Erteilung scheidet daher auch wegen der oben genannten Sperrwirkung nach  § 10 Absatz 3 Satz 1 und 3 AufenthG aus. 
	-
	-
	-

	 
	Eine Aufenthaltserlaubnis bei gut integrierten Jugendlichen und Heranwachsenden nach § 25a AufenthG kann dem Petenten nicht erteilt werden, da er nicht mehr als Jugendlicher oder Heranwachsender gemäß § 1 Absatz 2 Jugendgerichtsgesetz gilt.  
	-

	 
	Ebenso liegen die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integra tion nach § 25b AufenthG im Falle des Petenten nicht vor. Er erfüllt derzeit nicht die geforderte Mindestaufenthaltsdauer von acht Jahren. Der Petent reiste im November 2013 in das Bundesgebiet ein. Somit wären die geforderten acht Jahre erst im November 2021 erfüllt. Da der Petent erst seit zwei Monaten im Besitz einer Duldung nach § 60d AufenthG ist, kann er auch nicht von der Regelung des § 25b Absatz 
	-
	-
	-

	 
	Zuletzt kann dem Petenten auch kein humanitärer Aufenthaltstitel nach § 25 Absatz 5 erteilt werden, da ihm die Ausreise weder aus rechtlichen noch aus tatsächlichen Gründen unmöglich ist. Eine Unmöglichkeit der Ausreise im Sinne des § 25 Absatz 5 AufenthG, die sowohl die Abschiebung als auch die freiwillige Ausreise umfasst, liegt im Ergebnis nicht vor. 
	-
	-
	-

	 
	Insbesondere kommt im vorliegenden Fall kein rechtliches Ausreisehindernis zum Schutz des Privatlebens gemäß Artikel 8 Absatz 1 EMRK zum Tragen. Ein Privatleben im Sinne des Artikels 8 EMRK, das den Schutzbereich der Vorschrift eröffnet und eine Verwurzelung im Sinne der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte begründet, kommt grundsätzlich nur auf der Grundlage eines rechtmäßigen Aufenthalts und eines schutzwürdigen Vertrauens auf den Fortbestand des Aufenthaltsrechts in Betracht. D
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Es ist auch nicht von einer Entwurzelung im Heimatland auszugehen. Der Petent reiste erst im Alter von 35 Jahren in die Bundesrepublik Deutschland ein und hat damit die überwiegende Zeit seines Lebens, vor allem die besonders prägende Zeit der Kindheit und Jugend, im Heimatland verbracht. Ihm wäre somit  eine Rückkehr und Reintegration dort jederzeit möglich und zumutbar. Er ist der pakistanischen Sprache mächtig und mit den dortigen Gepflogenheiten vertraut.  
	-
	-
	-

	 
	Darüber hinaus sind keine weiteren Ausreisehindernisse vorgetragen oder ersichtlich. Somit scheidet auch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 AufenthG aus. 
	-

	 
	Weitere Rechtsgrundlagen, die dem Petenten einen dauerhaften Verbleib im Bundesgebiet ermöglichen könnten, sind nicht ersichtlich. 
	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Behrens 
	 
	 
	 
	 
	 
	4. Petition 16/5248 betr. Witwengeld, Beschwerde über das Landesamt für Besoldung und Versorgung 
	-

	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petentin begehrt die Gewährung eines Witwengeldes, welches ihr vom Landesamt für Besoldung und Versorgung (LBV) verwehrt wird. Ihr werde  fälschlicherweise eine Versorgungsehe unterstellt. 
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Die Petentin war seit dem 23. September 2019 mit  einem Landesbeamten verheiratet, welcher nach nur 37 Ehetagen am 29. Oktober 2019 verstorben ist.  
	 
	Die Petentin hat am 25. November 2019 beim LBV Witwengeld beantragt. Dieser Antrag wurde mit Bescheid des LBV vom 22. Januar 2020 abgelehnt, da die Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert hat und die gesetzliche Vermutung, dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe eine Versorgung zu verschaffen, nicht widerlegt wurde. 
	-

	 
	Die Petentin trägt im Kern vor, dass sie und ihr verstorbener Ehemann am 19. Februar 2009 als Paar zusammengekommen seien. In diesem Zeitpunkt habe sich der Ehemann der Petentin von seiner damaligen Ehefrau getrennt und sei bereits im August 2009 im Haushalt der Petentin eingezogen. Die polizeiliche Anmeldung sei sodann zum 1. Mai 2010 erfolgt. Bereits zu diesem Zeitpunkt habe die Petentin mit ihrem verstorbenen Ehemann eine sogenannte verfestigte Lebensgemeinschaft/Beziehung geführt und es seien bereits He
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Nachdem die finanzielle Krise der Eltern der Petentin größtenteils überstanden war und zumindest klare Verhältnisse herrschten, hätten die Petentin und ihr verstobener Ehemann wieder die Hochzeitsplanung aufgenommen. Es sei am 29. August 2015 ein erneuter Heiratsantrag des verstorbenen Ehemannes der  Petentin erfolgt. Hierbei sei die Eheschließung für Herbst 2016 ins Auge gefasst worden. Auch diese Eheschließung sei durch eine unvorhergesehene Situation unterbrochen worden, nämlich durch die erforderliche R
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Petentin und ihr verstorbener Ehemann hätten als neuen Hochzeitszeitpunkt Dezember 2019 ins Auge gefasst, insbesondere vor dem Hintergrund, dass beim verstorbenen Ehemann der Petentin ein Qualifizierungslehrgang vom 8. Oktober 2018 bis 30. November 2018 angestanden habe. Danach hätten sich beide intensiv um die Hochzeitsplanung kümmern wollen. Nach einer erneuten Erkrankung der Mutter der Petentin habe sie und ihr verstorbener Ehemann ihre Hochzeitspläne nun im Juni 2019 bei einer Geburtstagsfeier der N
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Gegen die Ablehnung ihres Witwengeldantrags erhob die Petentin mit Schreiben vom 11. Februar 2020 Widerspruch, welchen Sie mit Schreiben vom 30. April 2020 begründet hat. Dieser Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 14. August 2020 als unbegründet zurückgewiesen. Dagegen wurde mit Klageschrift vom 11. September 2020 Klage erhoben, welche mit Schreiben vom 22. Oktober 2020 begründet wurde. Das LBV hat am 23. November 2020 die Klage erwidert. Das Klageverfahren ist derzeit noch beim Verwaltungsgerich
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Petentin vertritt die Auffassung, dass die Ablehnung der Zahlung von Witwengeld einen gesetzwidrigen Eingriff darstelle und das LBV hierbei den Sinn und Zweck sowie den Regelungsgehalt des § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) verkenne. Sie begehrt daher ein Einwirken auf das LBV dahin gehend, dass bei der Beurteilung und Bearbeitung von Witwengeldfällen das lange Zusammenleben und die bereits während dem Zusammenleben ohne Trauschein bestehende Bere
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Rechtliche Würdigung 
	 
	Die Witwe einer verbeamteten Person auf Lebenszeit erhält nach § 33 Absatz 1 LBeamtVGBW unter bestimmten Voraussetzungen ein Witwengeld. Die Hinterbliebenenversorgung ist Bestandteil der Alimentationsverpflichtung des Dienstherrn, die im Zusammenhang mit der Pflicht der verbeamteten Person steht, seine ganze Persönlichkeit für den Dienstherrn einzusetzen und diesem seine Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die gesetzgeberische Intention im Falle von Versorgungsehen beamtenversorgungsrechtliche Leistungen auszuschließen, ist verfassungsrechtlich auch nicht zu beanstanden. Das verfassungsrechtliche Alimentationsprinzip oder die Fürsorgepflicht des Dienstherrn sind hierdurch nicht verletzt. Dem Gesetzgeber steht bei der Ausgestaltung, ob und inwieweit er bei kurzer Ehedauer der Witwe bzw. dem Witwer eine Versorgung zubilligt, ein weitgehender Gestaltungsspielraum zu. Dass insoweit auch sachlich begründete Beschr
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Anspruch auf eine Witwenrente ist nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW ausgeschlossen, wenn die Ehe mit dem Verstorbenen nicht min destens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach den besonderen Umständen des Einzelfalls die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu begründen (Versorgungsehe). Dabei wird unterstellt, dass eine Versorgungsehe vorliegt, wenn ein Ehegatte innerhalb eines Jahr
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Umstände, bei denen ein anderer Beweggrund als der der Versorgungsabsicht naheliegt, sind etwa dann gegeben, wenn die verbeamtete Person unvorhergesehen stirbt, im Zeitpunkt der Heirat also nicht mit seinem Tod zu rechnen war. Beispiele hierfür sind etwa der Unfalltod, eine erst nach der Heirat aufgetretene oder bekannt gewordene tödliche Erkrankung und ein Verbrechen. Muss hingegen im Zeitpunkt der Heirat mit dem Tod der verbeamteten Person gerechnet werden – etwa bei einer lebensbedrohlichen Erkrankung – 
	-
	-
	-

	 
	Neben einem bereits vor Kenntnis der Krankheit gefassten und nur aufgeschobenen Heiratsentschluss können sich besondere Umstände im Sinne des § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch aus dem Zeitpunkt der Eheschließung ergeben. Findet die Eheschließung nicht unmittelbar nach Kenntnis erlangung von der lebensbedrohlichen Erkrankung statt, sondern erst, nachdem sich der Gesundheitszustand des erkrankten Ehepartners so gebessert hat, dass die Möglichke
	-
	-
	-
	-

	 
	Die gesetzliche Vermutung ist widerlegt, wenn die Gesamtbetrachtung der Beweggründe beider Ehegatten für die Heirat ergibt, dass die von der Versorgungsabsicht verschiedenen Beweggründe insgesamt gesehen den Versorgungszweck überwiegen oder ihm zumindest gleichwertig sind. Allerdings müssen bei dieser Gesamtbewertung die gegen eine Versorgungsehe sprechenden besonderen Umstände umso gewichtiger sein, je offenkundiger und je lebensbedrohlicher die Krankheit der verbeamteten Person zum Zeitpunkt der Heirat wa
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für die Widerlegung der gesetzlichen Vermutung der Versorgungsehe stehen der Witwe bzw. dem Witwer alle im Verwaltungsverfahren zulässigen Beweismittel zur Verfügung. Die Frage der Objektivität von Äußerungen der Witwe oder ihr nahestehender Personen ist deshalb nach allgemeinen Grundsätzen aus schließlich auf der Ebene der Beweiswürdigung Rechnung zu tragen. Die entscheidende Behörde muss zunächst prüfen, ob der vorgetragene Sachverhalt – sein Vorliegen unterstellt – der Annahme einer Versorgungsehe entgeg
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Ein besonderer Umstand kann, wie bereits aufgezeigt, in einem bereits vor der Kenntnis von der lebensbedrohlichen Erkrankung getroffenen Heiratsentschluss der späteren Eheleute liegen, wenn die Heirat aus wirklichkeitsnahen Gründen nur aufgeschoben wurde, der Heiratsentschluss aber nicht aufgegeben worden ist. 
	-

	 
	Der Einordnung von Gründen für die Verschiebung der Hochzeit als wirklichkeitsnah steht grundsätzlich nicht entgegen, dass zwischen dem Heiratsentschluss und der schließlich erfolgten Heirat ein gewisser Zeitraum liegt. Mit der Dauer des zeitlichen Abstands zwischen dem Heiratsentschluss und der später in Kenntnis der lebensbedrohlichen Erkrankung erfolgten Heirat steigen, wie gezeigt, die Anforderungen an die Wirklichkeitsnähe der Gründe für den Aufschub der Heirat. Diesen Anforderungen ist im Fall der Pet
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Ebenso liegt auch kein weiterer „besonderer Umstand“ im Sinne des § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 LBeamtVGBW nach den oben genannten Grundsätzen im Zeitpunkt der Eheschließung vor. Die Ehe wurde kurzfristig (nur elf Tage) nach Bekanntwerden der Krebserkrankung geschlossen. Auch dieser Zeitpunkt indiziert, dass für die Heirat kein überwiegender anderer Beweggrund als die Versorgung der Petentin maßgeblich war. Wäre es den späteren Eheleuten nicht in erster Linie um die Versorgung der Petentin gegangen, hätte e
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Übrigen zeigt u. a. auch die gegenseitige Bezugsberechtigung bei Lebensversicherungen sowie die Schilderung, dass der Ehemann der Petentin einen Kredit für die Dachsanierung des Elternhauses der Petentin aufgenommen hat, dass für die Eheleute die finanzielle Versorgung des jeweils anderen von großer Bedeutung war.  
	-
	-
	-

	 
	Nach diesen Grundsätzen und den vorliegenden Unterlagen ist vorwiegend von einer Versorgungsehe auszugehen. Die Eheschließung im September 2019 hat nicht auf der ursprünglichen – seit 2010 nicht umgesetzten – Heiratsabsicht, sondern auf einer neuen Entscheidung beruht, die ganz wesentlich von der lebensbedrohenden Erkrankung des Ehemannes geprägt gewesen ist. Somit ist die gesetzliche Vermutung einer Versorgungsehe nicht widerlegt und es besteht folglich kein Anspruch auf Witwengeld. Hieran ändert sich auch
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das LBV wird das diesbezüglich laufende Gerichtsverfahren vor dem Verwaltungsgericht selbstverständlich nicht verzögern.  
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Brauer 
	5. Petition 16/5250 betr. Steuersachen 
	 
	Der Petent begehrt im Einkommensteuerbescheid für 2014 die steuermindernde Berücksichtigung der Kos ten für gelegentliche Hotelübernachtungen an seinem Beschäftigungsort X in Höhe von 1.482 Euro bei seinen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. Das Finanzamt habe den Werbungskostenabzug zu Unrecht abgelehnt, indem es das Vorliegen einer doppelten Haushaltsführung und eine berufliche Veranlassung dieser Kosten verneint habe. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Der Petent pendelt in der Regel arbeitstäglich mit dem Zug zu seiner Arbeitsstelle nach X. In seiner Einkommensteuererklärung für 2014 machte der Petent diesbezüglich u. a. Werbungskosten für Fahrten zwischen Wohnung und sogenannter ersten Tätigkeitsstätte geltend. Daneben erklärte er unter der Position „Mehraufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung“ Unterkunftskosten für Übernachtungen am Beschäftigungsort in Höhe von insgesamt 1.482 Euro. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Unterkunftskosten betreffen 22 Hotelübernachtungen in X im Zeitraum vom 20. März bis zum  29. Dezember 2014. Die Übernachtungen erfolgten in unterschiedlichen Hotels und umfassten meist nur  eine Nacht. Lediglich in zwei Fällen übernachtete der Petent an zwei Tagen und in einem Fall an drei Tagen in X. Der Petent begründet die Kosten für Hotelübernachtungen damit, dass das Pendeln nach X mit den Jahren immer beschwerlicher werde und er sich deshalb hin und wieder ein Hotelzimmer zur Übernachtung an sein
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit Einkommensteuerbescheid für 2014 vom 12. Dezember 2017 lehnte das Finanzamt den Werbungs kostenabzug der Kosten für Hotelübernachtungen ab. Zur Begründung führt das Finanzamt im Einkommensteuerbescheid aus, dass es sich hierbei nicht um steuerlich berücksichtigungsfähige Kosten für eine doppelte Haushaltsführung handle. Denn durch die gelegentlichen Hotelübernachtungen werde keine doppelte Haushaltsführung begründet. Es fehle insoweit an der erforderlichen, auf eine gewisse Dauer angelegten ständigen Nu
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Petent legte gegen den Einkommensteuerbescheid 2014 fristgemäß am 15. Dezember 2017 Einspruch ein. Seinen Einspruch begründete der Petent mit mehreren Schreiben in den Jahren 2018 und 2020 im Wesentlichen wie folgt: 
	-
	-

	 
	Die Übernachtungen im Hotel begründeten eine doppelte Haushaltsführung. Denn der steuerliche Begriff „Wohnung“ sei weit auszulegen. Eine „Wohnung“  läge auch dann vor, wenn von dort aus morgens die Arbeitsstätte aufgesucht werde. Das habe der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 25. März 1988 entschieden. 
	-
	-

	 
	Auf die Anzahl der Hotelübernachtungen komme es nicht an. Des Weiteren seien in diesem Zusammenhang weder Notwendigkeit noch Angemessenheit der Kosten zu prüfen. Dies ergebe sich aus dem Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) zum steuerlichen Reisekostenrecht vom 24. Oktober 2014 (BStBl I S. 1412). 
	-
	-

	 
	Die berufliche Veranlassung der Hotelkosten ergebe sich daraus, dass sich durch die Hotelübernachtungen die Zeit für den Arbeitsweg erheblich verkürze. Bei Nutzung des Regionalzugs sei er über zwei Stunden unterwegs, bei Nutzung des IC benötige er 1 ¾ Stunden. Dagegen habe er bei einer Übernachtung im Hotel lediglich einen Fußweg von maximal 10 Minuten zu seinem Arbeitsplatz. Zur Begründung legte der Petent zudem Arbeitszeitnachweise für die Monate vor, in denen er im Hotel übernachtete. 
	-
	-
	-

	 
	Hilfsweise seien die Kosten für die Hotelübernachtungen als allgemeine Werbungskosten zu berücksichtigen. Dies folge aus dem objektiven Nettoprinzip. 
	-
	-

	 
	Das Finanzamt lehnte mit Einspruchsentscheidung vom 15. Mai 2020 die Berücksichtigung der Kosten für die gelegentlichen Hotelübernachtungen in X als Werbungskosten ab. Als Begründung wurde ausgeführt, dass der Petent am Beschäftigungsort keinen Hausstand unterhalte und damit keine doppelte Haushaltsführung vorliege. Darüber hinaus scheide ein Abzug der Übernachtungskosten auch als allgemeine Werbungskosten aus, da die Unterkunftskosten privat veranlasst seien. Insbesondere belegten die Arbeitszeitnachweise 
	-
	-
	-
	-

	 
	Gegen die Einspruchsentscheidung erhob der Petent mit Schriftsatz vom 14. Juni 2020 Klage beim Finanzgericht Baden-Württemberg. Zwischenzeitlich hat das Finanzgericht den Petenten mit Schriftsatz vom 16. Ja nuar 2021 darauf hingewiesen, dass ein Werbungs kostenabzug von Übernachtungskosten bei gelegentlichen Hotelübernachtungen nicht in Betracht komme, da es am „Wohnen“ fehle. Ferner seien Gründe für  eine berufliche Veranlassung der Hotelübernachtungen vom Petenten bisher nicht vorgetragen worden.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Während des Klageverfahrens beantragte der Petent erneut eine Änderung seines Einkommensteuerbescheids 2014. Den Antrag begründete der Petent damit, dass das BMF sein Schreiben zum steuerlichen Reisekostenrecht am 25. November 2020 neu gefasst habe (BStBl I 2020, S. 1228, Rz. 104). Danach sei das Beziehen einer Zweitwohnung oder -unterkunft immer dann beruflich veranlasst, wenn sich die Fahrtstrecke oder Fahrtzeit wesentlich verkürze. Das Finanzamt lehnte den Antrag mit Schreiben vom 20. Januar 2021 ab: Die
	-
	-

	 
	Bewertung: 
	 
	– Unterkunftskosten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
	 
	Damit Mehraufwendungen aufgrund einer doppelten Haushaltsführung als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Tätigkeit zu berücksichtigen sind, muss der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes seiner ersten Tätigkeitstätte einen eigenen Haushalt unterhalten (Hauptwohnung) und aus beruflichen Gründen gleichzeitig am Ort seiner ersten Tätigkeitsstätte wohnen (Zweitwohnung; § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Einkommensteuergesetz – EStG). 
	-
	-
	-

	 
	Zwar unterhält der Petent an seinem Wohnort in Y einen eigenen Hausstand, hat dort also seine Hauptwohnung. Jedoch unterhält er am Ort seiner ersten Tätigkeitsstätte in X keine Zweitwohnung. 
	-
	-
	-

	 
	Als Zweitwohnung kommt jede dem Arbeitnehmer zur Verfügung stehende Unterkunft in Betracht, wenn diese Unterkunft ein auf Dauer angelegtes Wohnen ermöglicht. Die gelegentliche Nutzung von Hotelzimmern am Ort der ersten Tätigkeitsstätte erfüllt hingegen nicht die Voraussetzungen für ein „Wohnen“. Das Hotelzimmer stellt in diesem Fall keine Zweitwohnung dar. Hierbei fehlt es an der erforderlichen, auf eine gewisse Dauer angelegten ständigen Nutzungsmöglichkeit (so ausdrücklich BFH vom 5. August 2004, BStBl II
	-
	-
	-
	-

	 
	Das vom Petenten angeführte BFH-Urteil vom 25. März 1988 (BStBl II S. 706) führt zu keinem anderen Ergebnis. Zwar ging der BFH in dieser Entscheidung von einem weiten Wohnungsbegriff aus. Allerdings betraf das Urteil den in § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 EStG geregelten Werbungskostenabzug bei Fahrten des Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte. Diese Entscheidung kann daher nicht auf den in § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG geregelten Werbungskostenabzug bei beruflich veranlasster doppelte
	-
	-
	-
	-

	 
	Bei Anwendung dieser Grundsätze stellen die vom Petenten in der Zeit vom 20. März bis zum 29. Dezember 2014 genutzten Hotelzimmer keine steuerlich relevante Zweitwohnung dar. Denn die Hotelübernachtungen erfolgten allesamt gelegentlich, da sie in den meisten Fällen nur einen Tag und in den übrigen Fällen maximal drei Tage umfassten. Darüber hinaus erfolgten diese Übernachtungen in unterschiedlichen Hotels. 
	-
	-
	-

	 
	Die vom Petenten vorgetragenen Fahrzeitverkürzungen bei Hotelübernachtung in X begründen demgegenüber keine doppelte Haushaltsführung. Das hat fol genden Grund: Das Gesetz verlangt für den Werbungskostenabzug bei doppelter Haushaltsführung, dass die doppelte Haushaltsführung beruflich veranlasst begründet wurde (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG). Die Verkürzung der Fahrtstrecke bzw. der Fahrtzeit ist allein für die berufliche Veranlassung bedeutsam; die fehlende „Wohnung“ am Tätigkeitsort X verhindert weit
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Nach alledem begründete der Petent durch die gelegentlichen Hotelübernachtungen keine doppelte Haus haltsführung. Die Kosten für die Hotelübernachtungen stellen damit keine Werbungskosten gemäß § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG dar. 
	-
	-
	-

	 
	– Unterkunftskosten als allgemeine Werbungskosten 
	 
	Werbungskosten sind Aufwendungen, die durch den Beruf veranlasst sind (§ 9 Absatz 1 Satz 1 EStG). 
	 
	Demgegenüber sind Aufwendungen für die Lebensführung, die die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt, nicht steuermindernd zu berücksichtigen. Es sei denn, es handelt sich um Sonderausgaben oder außergewöhn liche Belastungen. Das gilt auch dann, wenn diese Aufwendungen zur Förderung des Berufs des Steuerpflichtigen erfolgen (§ 12 Nummer 1 Satz 1 und 2 EStG). 
	-
	-
	-
	-

	 
	Besteht bei diesen Aufwendungen ein Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers ist zu prüfen, ob und in welchem Umfang die Aufwendungen beruflich veranlasst sind. Nur im Falle  einer beruflichen Veranlassung können diese Aufwendungen als Werbungskosten berücksichtigt werden. 
	-
	-
	-

	 
	Diese Grundsätze sind Ausdruck des objektiven Nettoprinzips, das der Gesetzgeber u. a. mit den oben genannten Vorschriften im Einkommensteuergesetz festgeschrieben hat und das der Einkünfteermittlung zugrunde zu legen ist (BVerfG vom 19. November 2019, BVerfGE 152, 274 bis 331). 
	-
	-

	 
	Der Petent hat bisher keine Tatsachen vorgetragen, die auf eine berufliche Veranlassung der gelegentlichen Hotelübernachtungen schließen lassen. 
	-

	 
	Zwar hat der Petent Nachweise über längere Arbeitszeiten vorgelegt. Er arbeitete aber an Tagen ohne Übernachtungen ebenso lange. Selbst der Arbeitsbeginn war an Tagen mit Übernachtungen nicht wesentlich früher. Auch erforderte die flexible Arbeitszeit des Petenten keine Anwesenheit an der Arbeitsstelle zu bestimmten Zeiten, die ohne Übernachtung am Tätigkeitsort nicht möglich gewesen wäre. 
	-
	-
	-

	 
	Berufliche Gründe für die Übernachtungen, wie z. B. angeordnete Überstunden oder feste Anwesenheitszeiten aufgrund bestimmter beruflicher Tätigkeiten oder Veranstaltungen (z. B. Fortbildungen oder Dienst reisen), hat der Petent nicht vorgetragen und sind auch nicht ersichtlich. 
	-
	-

	 
	Soweit der Petent vorträgt, dass das Pendeln zwischen seinem Wohnort und dem Beschäftigungsort mit den Jahren immer beschwerlicher werde, folgt daraus keine berufliche Veranlassung der Hotelkosten. Zumal der Petent an den übrigen Tagen zwischen seinem Wohnort und X pendelte. 
	-

	 
	Da die berufliche Veranlassung der Kosten für die gelegentlichen Hotelübernachtungen durch den Petenten nicht nachgewiesen wurde handelt es sich insoweit um Aufwendungen für die private Lebensführung.  Eine steuerliche Berücksichtigung als allgemeine Werbungskosten ist daher ausgeschlossen (§ 12 Nummer 1 EStG).
	-
	-

	Das Ergebnis des derzeit anhängigen Klageverfahrens bleibt abzuwarten. Der Petent hat die Möglichkeiten dort sein Anliegen weiterzuverfolgen. 
	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Brauer 
	 
	 
	 
	 
	 
	6. Petition 16/5437 betr. Bausache 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petentin wendet sich gegen die Erweiterung eines Logistikzentrums. 
	 
	Sie befürchtet, dass mit der Erweiterung der Lebensraum besonders geschützter Arten zerstört wird und fordert daher einen sofortigen Baustopp.  
	-

	 
	Es wird darauf hingewiesen, dass der vorgetragene Sachverhalt bereits umfassend im Rahmen der Petitionsverfahren 16/3719, 16/4319 und 16/4411 behandelt wurde. Auf die Drucksachen 16/7797 und 16/9746 wird verwiesen.  
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Für die Errichtung und den Betrieb eines Logistikzentrums hat die Stadt einen Bebauungsplan aufgestellt, der am 7. Juli 2004 in Kraft getreten ist und als Art der baulichen Nutzung ein Gewerbegebiet (GE) nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festsetzt. Das Logistikzentrum mit knapp 40.000 Quadratmetern Lagerfläche wurde zu Beginn des Jahres 2012 fertiggestellt. 
	-
	-

	 
	Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des bestehenden Logistikzentrums zu schaffen, hat die Stadt einen weiteren Bebauungsplan aufgestellt, der am 18. März 2020 in Kraft getreten ist. Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ebenfalls ein Gewerbegebiet (GE) nach § 8 BauNVO fest. Bauplanungsrechtlich zulässig ist danach die Erweiterung des bestehenden Lagergebäudes um rund 10.000 Quadratmeter Lagerfläche.  
	-

	 
	Die Baugenehmigung für die Erweiterung des Logis tikzentrums hat die zuständige Baurechtsbehörde am 15. Dezember 2020 erteilt.  
	-

	 
	Anschließend hat die Baurechtsbehörde die Teilbau freigaben für die Erdarbeiten außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes sowie die Umbauarbeiten an nicht tragenden Bauteilen innerhalb des Gebäudes sowie den Erweiterungsbau mit Ausnahme der Dacheindeckung und Wandverkleidung sowie den Anbau für den Wartebereich der Fahrer erteilt. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Gegen die Baugenehmigung hat die Petentin am  10. März 2021 die Aussetzung der Vollziehung der Baugenehmigung beim Verwaltungsgericht beantragt und am 15. März 2021 Widerspruch eingelegt.  
	 
	2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür digung 
	-

	 
	2.1 Bauleitplanung 
	 
	Die Gemeinden haben nach § 1 Absatz 3 Satz 1 BauGB die Bauleitpläne – dazu zählen der Flächennutzungsplan sowie die Bebauungspläne – aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.  
	-
	-
	-

	 
	Die Stadt begründet das Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungsplans mit den Erweiterungsabsichten des Betreibers des Logistikzentrums und das Erfordernis für die Entwicklung des Planbereichs Z mit der Nachfrage nach Wohnraum und gewerblich nutzbaren Grundstücken.  
	-

	 
	Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen – dazu zählen der Flächennutzungsplan sowie die Bebauungspläne – gehört zu den nach Artikel 28 Grundgesetz (GG) garantierten Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. Dies bedeutet, dass die Gemeinden – vertreten durch den von der Bürgerschaft gewählten Gemeinderat – die städtebauliche Entwicklung in ihrem Gemeindegebiet im Rahmen der zu beachtenden Rechtsvorschriften selbst bestimmen. Welche Inhalte sie letztlich in ihren Bauleitplänen darstellen beziehungsweis
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dabei haben die Gemeinden die im Rahmen des Bauleitplanverfahrens bei der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 BauGB sowie der Behördenbeteiligung nach § 4 BauGB vorgebrachten öffentlichen und privaten Belange nach § 2 Absatz 3 BauGB zu bewerten und in die Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB einzustellen. Eine gerechte Abwägung öffentlicher und privater Belange gegeneinander und untereinander stellt nach § 1 Absatz 7 BauGB die zentrale Verpflichtung einer den rechtsstaatlichen Anforderungen entsprechenden P
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege hatte die Stadt nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB im Bauleitplanverfahren zu berücksichtigen. Im Rahmen ihrer bauplanungsrechtlichen Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Absatz 3 BauGB hatte sie zudem eine Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen und eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz aufzustellen, die Bestandteil des Umweltberichts zum Bebauungsplan nach § 2a Satz 2 Nummer 2 BauGB ist. 
	-
	-
	-

	 
	Da sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans teilweise innerhalb eines europäischen Vogelschutzgebiets befindet, hatte die Stadt im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zudem eine Natura 2000-Vorprüfung durchzuführen.  
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung wurde mit dem Ergebnis durchgeführt, dass durch das Vorhaben selbst keine erhebliche Beeinträchtigung des Vogelschutzgebietes entsteht, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes wertgebender Arten und insbesondere des Rotmilans nicht zu erwarten ist und Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Rotmilans weder im Plangebiet noch im unmittelbaren Umgebungsbereich betroffen sind. 
	-
	-
	-

	 
	Nach dem Satzungsbeschluss und der ortsüblichen Bekanntmachung des Bebauungsplans besteht grundsätzlich die Möglichkeit, gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Normenkontrollverfahren gegen Bauleitpläne zu beantragen. Nach § 47 Absatz 6 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anordnung erlassen, wenn dies zur Abwehr schwerer Nachteile oder aus anderen wichtigen Gründen dringend geboten ist. Dieser Weg steht auch der Petentin grundsätzlich offen. 
	-
	-
	-

	 
	2.2 Baugenehmigung 
	 
	Die Baurechtsbehörde im Landratsamt hat die Baugenehmigung für die Erweiterung des Logistikzentrums erteilt, nachdem sie festgestellt hat, dass das geplante Bauvorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplans entspricht und ihm auch keine weiteren von ihr zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Die Bauherrin hatte nach § 58 Absatz 1 Landesbauordnung (LBO) insofern einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der Baugenehmigung. Die Teilbaufreigaben waren zu erteilen, nachdem die für den jewe
	-
	-
	-

	 
	Der von der Petentin eingelegte Widerspruch gegen die bauaufsichtliche Zulassung der Erweiterung des Logistikzentrums hat nach § 212a Absatz 1 BauGB keine aufschiebende Wirkung. Die Entscheidung, ob die Vollziehung der Baugenehmigung dennoch ausgesetzt werden muss, obliegt nach § 80a Absatz 3 Satz 1 VwGO dem Verwaltungsgericht. 
	-

	 
	Die Petentin hat weiterhin gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) grundsätzlich die Möglichkeit, den Bebauungsplan innerhalb eines Jahres nach dem Satzungsbeschluss und der ortsüblichen Bekanntmachung im Rahmen eines Normenkontrollverfahrens durch den Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg überprüfen zu lassen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Braun
	7. Petition 16/5264 betr. Sondergenehmigung Leis tungssport 
	-

	 
	Die Petentin bittet darum, ihrem Sohn eine Ausnahme genehmigung zur Fortführung seines Hallen-Tennis trainings im Rahmen des Profi- und Spitzensports zu gewähren.  
	-
	-

	 
	Die bisherigen Anfragen der Petentin in der Sache wurden aufgrund der Infektionslage vom Kultusminis terium negativ beschieden. 
	-

	 
	Mit der Achten Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 7. März 2021 hat die Landesregierung ihre Rechtsverordnung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Coronavirus (Corona-Verordnung) erneut geändert. Die Änderungen traten am 8. März 2021 in Kraft.  
	-

	 
	Gemäß Corona-Verordnung § 1c Absatz 1 Satz 3 sind Sportanlagen und Sportstätten, also auch Tennishallen, für den kontaktarmen Freizeit- und Amateurindividualsport nach Maßgabe von § 9 Absatz 1 geöffnet. Diese Öffnung ist nur dann nicht möglich, wenn das zuständige Gesundheitsamt in einem Land- oder Stadt kreis nach § 20 Absatz 5 eine seit drei Tagen in Folge bestehende 7-Tages-Inzidenz von mehr als 100 Neuinfektionen je 100.000 Einwohner feststellt.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit der neuen Corona-Verordnung kann der Petition abgeholfen werden. Der Sohn der Petentin kann das Tennistraining mit seinem Tennistrainer wiederaufnehmen, sofern nicht die oben erwähnte Ausnahme einer 7-Tages-Inzidenz von über 100 pro 100.000 Einwohner im Land- oder Stadtkreis, in dem der Sohn trainiert, gegeben ist. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Die Petition wird für erledigt erklärt.  
	 
	Berichterstatter: Epple 
	 
	 
	 
	 
	 
	8. Petition 16/4844 betr. Bausache 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petenten wenden sich gegen den geplanten Neubau von zwei Terrassenhäusern mit insgesamt 14 Wohneinheiten und Tiefgarage und bitten um Überprüfung des laufenden Baugenehmigungsverfahrens. 
	-

	 
	Die Petenten führen an, dass sich das für das Vorhaben in Rede stehende Grundstück innerhalb eines „ehemaligen Plenum-Gebiets“ befinde. Das Grundstück liege demnach nicht, wie von der Gemeinde und dem Landratsamt angenommen, im Innenbereich nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB), sondern im grundsätzlich von Bebauung freizuhaltenden Außenbereich nach § 35 BauGB. 
	-
	-
	-

	 
	Sie kritisieren zugleich, dass die Gemeinde, um das Vorhaben zu ermöglichen, einen Teil des Grundstücks, das für die Erweiterung des kommunalen Friedhofs vorgesehen war, durch Änderung des Bebauungs- plans X aus dessen Geltungsbereich herausgenommen habe. 
	 
	Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass auf dem Gelände Gehölze entfernt wurden, die einen Lebensraum für Wildbienen, Vögel, Fledermäuse und Kleintiere wie Füchse darstellen. 
	-
	-

	 
	Weiter beanstanden die Petenten „Höhendifferenzen der geplanten Neubauten und der umliegenden Häuser“ und beklagen diesbezüglich „Unstimmigkeiten mit dem Landratsamt“ sowie fehlende „konkrete Unterlagen und Nachweise“. Es würde kein öffentliches Interesse an einer Realisierung des Vorhabens bestehen. Dieses füge sich nach Auffassung der Petenten ferner nicht in das „Landschaftsbild“ ein. 
	-
	-
	-

	 
	Abschließend führen die Petenten aus, dass es sich bei der F.straße um eine Sackgasse ohne Wendemöglichkeit handele. Die Einrichtung einer Baustelle sei daher „sehr beschränkt“. Die während einer Bauphase in der F.straße fehlenden Möglichkeiten für Gegenverkehr, zum Wenden und Parken, würden zudem weitere Probleme und Gefährdungen hervorrufen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Gegenstand des petitionsgegenständlichen Vorhabens ist der geplante Neubau einer Wohnanlage, bestehend aus zwei durch eine Tiefgarage verbundenen Terrassenhäusern mit insgesamt 14 Wohnungen.  
	-

	 
	Die Bauherrin hat bei der Gemeinde ordnungsgemäß am 27. Februar 2019 den Bauantrag vom 22. Januar 2019 für das genehmigungspflichtige Vorhaben eingereicht. Dem Landratsamt als zuständiger unterer Baurechtsbehörde lag der Bauantrag am 5. März 2019 vor. Die Gemeinde hat daraufhin die Nachbarn mit Schreiben vom 18. März 2019 nach § 55 Absatz 1 Landesbauordnung (LBO) über den Bauantrag informiert und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Petenten haben Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben. In der 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Zur F.straße gewandt sieht das Vorhaben die Errichtung von zwei Baukörpern mit jeweils drei über Stra ßenniveau liegenden Wohngeschossen vor (Ebenen 2 bis 4). Durch Verschiebung der Geschosse in Hang richtung sollen Terrassen für das jeweils aufliegende Geschoss gebildet werden (Terrassenhäuser). Unterhalb des Niveaus der F.straße sind je Baukörper ein weiteres, wiederum nach vorne versetztes Wohngeschoss mit Terrassen bzw. auskragenden Balkonen und einem zwischen den Gebäuden liegenden, zur Hangseite geöff
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Vorhabengrundstück liegt am südlichen Ortsrand. Es befindet sich noch in Besitz der Gemeinde. Der Gemeinderat hat jedoch bereits am 9. Februar 2017 in nichtöffentlicher Sitzung, bei einer Gegenstimme, den Beschluss gefasst, das Grundstück an die Bauherrin zu veräußern. 
	-
	-

	 
	Das Plangebiet wird derzeit überwiegend als Grünland mit teilweisem Gehölzbestand und als Parkplatz für Friedhofsbesucher genutzt. Beim Vorhabengrundstück handelt sich um ein in westlicher Richtung steil abfallendes Hanggrundstück (insgesamt um ca. 16 m). Das Plangebiet wird überwiegend als Schaf- und Ziegenweide genutzt. Der Landschaftsraum des Plangebiets kann als wenig bis mittel strukturreich bezeichnet werden. Im Norden grenzt es an bestehende Wohnbebauung. Diese besteht aus einem unmittelbar angrenzen
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Süden des Grundstücks befindet sich ein Teil eines kartierten Biotops, welches sich hauptsächlich auf der südlich angrenzenden Fläche erstreckt. Es handelt sich um ein Feldgehölz, welches durch die Kartierung im Jahre 2013 bestätigt wurde. An der Grenze zu den bereits durch die Bauherrin errichteten Terrassenhäusern im Norden hat sich zwischenzeitlich ein Gehölz entwickelt, welches nach § 33 Absatz 1 Ziffer 6 Naturschutzgesetz für Baden-Württemberg (NatSchG) i. V. m. § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSch
	-
	-

	 
	Das Vorhabengrundstück war, wie von den Petenten vorgetragen, Bestandteil eines ehemaligen Plenum-Projektes, welches ausgedehnte Flächen auf südexponierten Hängen (Biotopflächen mit Trocken- und Magerrasen) westlich der R.straße und auch den Westhang östlich der R.straße umfasste. Das Projekt wurde im Jahr 2002 beantragt und 2004 abgeschlossen. Übergeordnetes Ziel war die Förderung einer umweltverträglichen Regionalentwicklung und die nachhaltige Sicherung und Entwicklung der Kulturlandschaft und des Touris
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Beweidung des Grundstücks hat nicht zur Entwicklung einer artenreichen Magerweide geführt, es liegt insofern kein geschützter Lebensraumtyp vor. Stattdessen hat sich aufgrund zu extensiver Nutzung eine artenarme Fettwiese/-weide mit Übergängen zu einer grasreichen Ruderalflur zwischen den Gehölzbeständen ausgebildet. Am Oberhang finden sich Übergänge zur Magerwiese, die jedoch weniger als  10 Prozent der Gesamtfläche ausmacht. Hier kann man die Wiesen-Flockenblume (Centaurea jacea) finden, wie auf den d
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit Bescheid vom 17. Februar 2020 erteilte das Landratsamt als untere Naturschutzbehörde im Vorgriff auf eine möglicherweise zu erteilende Baugenehmigung entsprechend dem Antrag vom 19. November 2019 eine naturschutzrechtliche Ausnahme für die Inanspruchnahme von Biotopflächen auf dem Grundstück.  
	-
	-

	 
	Die Gemeinde weist darauf hin, dass bereits im Rahmen der Erstellung des Bauantrags durch die Bauherrin Gespräche mit den Anwohnern stattfanden, um diesen Gelegenheit zu geben, möglichst frühzeitig  ihre Belange einzubringen. Dass dennoch ein Gefühl entstanden sei, die Gemeinde würde alles, was ein „Immobilienspekulant“ wolle, „abnicken“, sei aus Sicht des Bürgermeisters der Gemeinde bedauerlich, entbehre aber jeglicher Grundlage.
	-
	-

	Da im Zuge der Angrenzer-Anhörung Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben wurden, wurde am  30. Juli 2020 im Rathaus ein Erörterungstermin durchgeführt. An dem Erörterungstermin nahmen neben den Petenten und den Vertretern des Landrats amts als unterer Baurechtsbehörde auch Vertreter der Gemeinde (u. a. der Bürgermeister) teil. Im Rahmen dieses Termins wurden die Einlassungen der Petenten umfassend erörtert.  
	-
	-

	 
	Zum Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrages befand sich ferner, wie von den Petenten vorgetragen, eine Teilfläche des Vorhabengrundstücks innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans X. Dieser sah für diesen Bereich die Festsetzung einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung Friedhof vor. Um eine Bebauung des Grundstücks zu ermöglichen, hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 26. September 2019 infolge eine Änderung des Bebauungsplans beschlossen und die in Rede stehende Teilfläche des Grundstücks aus
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür digung 
	-

	 
	Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Ein Dritter wird durch eine solchen Vorschriften zuwider erteilte Baugenehmigung jedoch nur insoweit in seinen Rechten verletzt, als die gegenständlichen Vorschriften auch ihn zu schützen bestimmt sind. 
	-
	-
	-

	 
	Der Baurechtsbehörde ist bei vorgenannter Rechtsgrundlage kein Ermessen eingeräumt, vielmehr hat der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit den von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht. 
	-
	-
	-

	 
	Auch wenn ein Bauvorhaben zunächst in Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften steht, kann eine Baugenehmigung dennoch erteilt werden, wenn Erleichterungen, Abweichungen, Ausnahmen oder Befreiungen von den betreffenden Vorschriften zugelassen oder erteilt werden. 
	-
	-
	-

	 
	2.1 Bauplanungsrecht 
	 
	a) Lage des Vorhabens im Innenbereich nach § 34 BauGB 
	 
	In der Regel endet der Bebauungszusammenhang an der letzten an eine größere Freifläche anschließenden Bebauung, die für den dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt ist. Auf die Grundstücksgrenzen kommt es dabei nicht an. Nach ständiger Rechtsprechung kann die Abgrenzung zwischen baurechtlichem Innen- und Außenbereich jedoch nicht nach mathematisch-geographischen Grundsätzen, sondern allein unter Berücksichtigung der jeweils besonderen Umstände des Einzelfalls erfolgen. Dabei sind insbesondere auch die 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Hieraus folgt, dass das Vorhaben insbesondere unter Berücksichtigung der in der unmittelbaren Umgebung vorhandenen Bebauung sowie des in westlicher Richtung steil abfallenden Geländes in einer Baulücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils aus geführt werden soll. Es ist damit nach Maßgabe des § 34 BauGB zu beurteilen. Die für eine Bebauung vorgesehene Fläche schließt sich dem bestehenden Bebauungszusammenhang an und setzt diesen fort. Sie unterbricht ihn nicht. Vielmehr rundet die geplante Beb
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Tatsache, dass das Vorhabengrundstück, wie von den Petenten vorgetragen, Teil eines ehemaligen Plenum-Gebietes war, führt zu keiner anderen Einschätzung, da dies für die hier aufgeworfene Frage, ob das Vorhaben dem bauplanungsrechtlichen Innen- oder Außenbereich zuzuordnen ist, ohne Belang ist. Bei einem Plenum-Gebiet handelt es sich außerdem nicht um eine Schutzgebietskulisse, für die Einschränkungen bestehen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch, dass ein Teil des Vorhabengrundstücks zuvor in den Geltungsbereich des Bebauungsplans X einbezogen war, kann zu keiner anderen Einschätzung führen. Für die baurechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens sind allein die zum Zeitpunkt ihrer Prüfung gültigen rechtlichen Vorschriften, hier die Maßgaben des § 34 BauGB heranzuziehen. Gleichfalls hat die Gemeinde nachvollziehbar begründet, dass die bisher für eine Erweiterung des Friedhofs vorgesehene Teil fläche des Vorhabengrundstücks für diesen Zweck entbehrl
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	b) Einfügen nach § 34 Absatz 1 BauGB 
	 
	Nach § 34 Absatz 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist.  
	-
	-

	 
	Da das Vorhaben Wohnzwecken dienen soll, fügt es sich zunächst nach der Art der baulichen Nutzung in die nähere Umgebung ein, die durch Wohnen geprägt wird. Auch die Bauweise steht einer positiven Beurteilung des Merkmals des Einfügens nicht entgegen, insbesondere besitzt das Vorhaben mit den bestehenden Terrassenhäusern direkte Vorbilder. Weiter fügt sich das Vorhaben auch hinsichtlich der überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Der Grad der geplanten Überbauung des Vorhabe
	-
	-
	-
	-

	 
	Die von den Petenten ferner aufgeworfene Frage nach einem öffentlichen Interesse an dem Vorhaben ist vorliegend nicht zu prüfen. Das Einfügungsgebot beschränkt sich auf die in § 34 Absatz 1 BauGB genannten Kriterien. Gleichwohl dient das Vorhaben der Schaffung von Wohnraum. Wie oben angesprochen, ist auch nicht ersichtlich, dass ein Planerfordernis nach § 1 Absatz 3 BauGB hervorgerufen würde.  
	-
	-

	 
	Die Petenten wenden insbesondere ein, dass sich das Vorhaben hinsichtlich seiner Höhenentwicklung, also eines Bestimmungsfaktors des Maßes der baulichen Nutzung, nicht in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen würde. Im Lageplan zum Bauantrag vom  22. Januar 2019 sind nach § 4 Absatz 4 Nummer 3 und Absatz 4 Nummer 5 lit. d der Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO) die bestehenden baulichen Anlagen auf den Nachbargrundstücken unter Angabe ihrer Gebäudehöhe und ihrer Dachform sowie die auf de
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	c) Höhenangaben 
	 
	Entgegen des, nicht näher ausgeführten, Vorbringens der Petenten bezüglich unstimmigen Höhenangaben bzw. des Fehlens konkreter Unterlagen und Nachweise sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, dass die in dem Lageplan zum Bauantrag vom 22. Januar 2019 von einem Vermessungssachverständigenbüro ermittelten Höhenangaben nicht den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechen würden und damit nicht zur Beurteilung der Frage des Einfügens herangezogen werden könnten. 
	-
	-
	-

	 
	Zwar hatte die Gemeinde mit Schreiben vom 22. Ap ril 2020 dem Landratsamt mitgeteilt, dass „die im  Lageplan eingetragenen Höhen der umgebenden Gebäude von den tatsächlichen Höhen abweichen“ würden und gleichzeitig einen Plan der Umgebungsbebauung mit Angaben zu Erdgeschossfußbodenhöhen, Gebäudehöhen und Firsthöhen vorgelegt. Jedoch hat sich zwischenzeitlich geklärt, dass es sich – entgegen des Wortlauts des Schreibens vom 22. April 2020 – bei den im Plan aufgeführten Maßen nicht um die tatsächlichen, sonde
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Landratsamt hat die Einwendungen der Petenten sowie die Aussage der Gemeinde dennoch zum Anlass genommen, die Höhenangaben der Umgebungsbebauung einer Kontrolle zu unterziehen und die Bauherrin aufgefordert, den eingereichten Lageplan vom 22. Januar 2019 im Hinblick auf die Höhenangaben überprüfen zu lassen. Bei der am 18. Mai 2020 durch das Sachverständigenbüro mittels Vermessung vor Ort durchgeführten Überprüfung der Höhenangaben der umliegenden Gebäude konnten keine Abweichungen von den bereits ermit
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Bei der Beurteilung, ob sich ein Vorhaben gemäß § 34 Absatz 1 BauGB nach dem Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt, sind nach ständiger Rechtsprechung die in der näheren Umgebung tatsächlich vorhandenen baulichen Anlagen maßgebend, wobei es nicht darauf ankommt, wann die Bebauung der Umgebung und unter welchen, auch baurechtlichen Voraussetzungen entstanden ist. Eine Ausnahme ist nur für solche Bauwerke anzunehmen, die ungenehmigt errichtet worden sind und bei denen die Baug
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	d) Gebot der Rücksichtnahme 
	 
	Nach der Rechtsprechung kommt § 34 Absatz 1 BauGB unmittelbar keine dritt-schützende Wirkung zu. Nachbarschützende Wirkung entsteht nur mittelbar über das im Begriff des „Einfügens“ aufgehende Gebot der Rücksichtnahme. Auch ein sich in die Umgebungsbebauung einfügendes Vorhaben wäre im Einzelfall unzulässig, wenn das Gebot der Rücksichtnahme verletzt wäre, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht gewahrt blieben und bewältigungsbedürftige bodenrechtliche Spannungen entstehen würden. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dass das Vorhaben derart beachtliche bodenrechtliche, städtebauliche Spannungen hervorrufen oder erhöhen würde, dass dieses unzulässig wäre, erschließt sich nicht. Das Vorhaben ist zudem nicht geeignet in die vorhandene Situation derart Bewegung zu bringen, dass ein potenzielles Planungsbedürfnis entstehen würde. Denn eine negative Vorbildwirkung des Vorhabens ist durch die Hang- und Ortsrandlage aus tatsächlichen Gründen ausgeschlossen.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch eine von den Petenten beklagte Beeinträchtigung des Ortsbildes (bzw. des „Landschaftsbildes“) ist nicht gegeben. Eine solche Beeinträchtigung könnte nach ständiger Rechtsprechung nur vorliegen, wenn ein Vorhaben das ästhetische Empfinden eines für Fragen der Ortsbildgestaltung aufgeschlossenen Betrachters verletzen würden und die Veränderung den Grad der Verunstaltung erreichen würde. Davon ist im vorliegenden Fall nicht auszugehen. Anzumerken ist zudem, dass das Vorhaben, von den Wohngebäuden der Pete
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine Bebauung kann im Einzelfall dann als rücksichtslos betrachtet werden, wenn ein Angrenzer durch eine hinzutretende Bebauung „eingemauert“ würde, wenn sich die Bebauung als „erdrückend“ darstellen würde und eine erhebliche Beeinträchtigung im Hinblick auf Belichtung und Besonnung bewirken würde. Eine (subjektiv) rücksichtslose, weil unzumutbar optisch erdrückende oder einmauernde Wirkung durch die geplanten Gebäude ist vorliegend aber nicht zu erkennen.  
	-
	-
	-

	 
	Ein Indiz, bei dem regelmäßig von einer Verletzung des Rücksichtnahmegebots ausgegangen wird, ist die Verletzung der bauordnungsrechtlichen Vorschriften zu den Abstandsflächen nach den §§ 5, 6 LBO. Diese stellen hinsichtlich der notwendigen Belichtung und Belüftung, Besonnung und Einsichtnahme eine Konkretisierung des Gebots der nachbarlichen Rücksichtnahme dar. Die vorgeschriebenen Abstandsflächen sind durch das Vorhaben eingehalten.  
	-
	-

	 
	Der in Verbindung mit einem im Übrigen zulässigen Vorhaben üblicherweise verbundene Zu- und Abgangsverkehr ist von der Nachbarschaft grundsätzlich hinzunehmen. Dies gilt ebenfalls für die damit verbundenen Schallimmissionen. Da die vorgesehene Tiefgaragenrampe laut den Bauvorlagen eine Neigung von 17,6 Prozent aufweisen soll und damit die nach  § 3 Absatz 1 S. 1 Garagenverordnung (GaVO) für Mittelgaragen maximal zulässige Neigung von 15 Pro zent überschritten wird, hat das Landratsamt die Bauherrin aufgefor
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Übrigen ist festzustellen, dass das Vorhaben aus bauplanungsrechtlicher Sicht zulässig ist. 
	 
	2.2 Bauordnungsrecht 
	 
	In bauordnungsrechtlicher Hinsicht entspricht das Bauvorhaben ebenfalls den geltenden Vorschriften. Insbesondere werden die Vorschriften über die Abstandsflächen nach §§ 5, 6 LBO eingehalten. Die nach § 37 Absatz 1 S. 1 LBO notwendigen Pkw-Stellplätze und die notwendigen Fahrradstellplätze werden auf dem Baugrundstück nachgewiesen. Bezüglich der Tief garagenrampe wird auf die obenstehenden Ausführungen verwiesen. Es sind im Übrigen weder Verstöße gegen bauordnungsrechtliche Vorschriften erkennbar noch subst
	-
	-
	-
	-

	 
	2.3 Natur- und Artenschutz 
	 
	Insofern die Petenten die Abrodung von Baumbestand und den damit einhergehenden Verlust von Lebensraum für Wildbienen, Vögel, Fledermäuse und Kleintiere beanstanden, ist festzustellen, dass das Vorhaben wie dargelegt bauplanungsrechtlich dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzurechnen ist. Somit erfolgt kein naturschutzrechtlicher Ausgleich für die zu erwartenden naturschutzrechtlichen Eingriffe, da ein solcher nur für Vorhaben im Außenbereich zu leisten ist. Zu beachten sind gleichwohl die Belange des Artensc
	-
	-
	-
	-

	 
	a) Artenschutz 
	 
	Im Artenschutzgutachten vom 29. Mai 2019 wird dargestellt, dass trotz geeignetem Habitat keine Zaun eidechsen im Plangebiet vorgefunden wurden. Gründe hierfür könnten das bewohnte Umfeld sein bzw. die Katzen, die auf der Fläche anzutreffen sind. Fledermäuse nutzen den Planbereich als Jagdhabitat, es wurden jedoch keine Baumhöhlen vorgefunden, die als Sommerquartier oder Wochenstube genutzt werden können. Für erdbewohnende Wildbienen (Erdbienen, Sandbienen) fehlen offene Bodenstellen. Der Verlust der Bäume f
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	b) Biotopschutz 
	 
	Durch das geplante Vorhaben wird erheblich in die vorhandenen Biotopflächen eingegriffen. Der geschützte Gehölzbestand, der nördlich an das Nachbargrundstück mit den bereits erstellten Terrassenhäusern grenzt, muss für die Umsetzung des Bauvorhabens entfernt werden. Ebenso muss ein Bereich des Feldgehölzes entfernt werden, welches zu einem kleinen Teil auf dem südlichen Bereich des Grundstücks liegt. Die Hauptbiotopfläche erstreckt sich auf das FFH-Gebiet, welches südlich angrenzt. Dennoch wird das Biotop d
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine naturschutzrechtliche Ausnahme nach § 30 Absatz 3 BNatSchG kann bei einer erheblichen Beeinträchtigung zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. Hierfür ist es erforderlich, dass ein gleichartiges Biotop gleicher Fläche in räumlicher Nähe geschaffen wird. Im Rahmen des Antrags auf Ausnahme vom Biotopschutz wurde für die Biotopflächen, die auf der Vorhabenfläche verloren gehen, auf der Gemarkung der Gemeinde eine Ersatzfläche festgelegt, auf der in gleichem Umfang, den d
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	c) Natura 2000 
	 
	Die FFH-Vorprüfung vom 29. Mai 2019 kommt zu dem Ergebnis, dass durch die geplante Bebauung  keine erheblichen Beeinträchtigungen der geschützten Lebensraumtypen und Arten des angrenzenden FFH-Gebietes erfolgen. 
	 
	Das Vorhaben ist somit nach dem derzeitigen Sach- und Kenntnisstand auch aus naturschutzrechtlicher Sicht zulässig. 
	 
	2.4 Baustelleneinrichtung, Verkehrssituation 
	 
	Nach § 12 Absatz 1 LBO sind Baustellen so einzurichten, dass die baulichen Anlagen ordnungsgemäß errichtet oder abgebrochen werden können und Gefahren oder vermeidbare erhebliche Belästigungen nicht entstehen. Verantwortlich dafür ist die Bauherrin. Die Baustelleneinrichtung selbst bedarf nach  Nr. 10 lit. b des Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO keiner Baugenehmigung. 
	-
	-
	-

	 
	Die Gemeinde hat zudem erklärt, dass sie beabsichtigt, die Bauherrin im Rahmen des Kaufvertrages über das Vorhabengrundstück zur Einhaltung eines hinsichtlich der Umsetzungsfähigkeit und Sinnhaftigkeit abgestimmten Baustelleneinrichtungs- und -abwicklungsplanes, unter Vereinbarung einer entsprechenden Vertragsstrafe bei Nichtbeachtung, zu verpflichten. 
	-
	-
	-

	 
	Hinsichtlich des Vorbringens der Petenten zu befürchteten Problemen und Gefährdungen während der Bauphase kann darauf verwiesen werden, dass laut Gemeinde durch Einrichtung einer entsprechenden Wendemöglichkeit am Ende der Straße eine Lösung gefunden werden kann, zumal sich am südlichen Ende der F.straße bereits Stellplätze für den Friedhof befinden, die an der F.straße um weitere 16 öffentliche Stellplätze ergänzt werden sollen. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Dr. Jung 
	 
	 
	 
	 
	 
	9. Petition 16/4943 betr. Coronamaßnahmen 
	 
	Der Petent vertritt die Auffassung, dass die Corona maßnahmen weder verfassungsgemäß und medizinisch sinnvoll seien und beantragt, dass sämtliche Maßnahmen alle 14 Tage automatisch enden und nur durch aktive Entscheidung mit stichhaltiger und nachvollziehbarer Begründung verlängert werden können.  
	-
	-
	-

	 
	Des Weiteren möchte der Petent die Protokolle vorgelegt bekommen, aus denen die Entscheidungsfindung zum Lock-Down und den Coronamaßnahmen hervorgeht.  
	 
	Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:  
	 
	Der Petent unterstellt mit seiner Forderung, dass die bisherigen Coronamaßnahmen weder verfassungsgemäß noch medizinisch sinnvoll sind. Dies wurde nach gerichtlicher Prüfung nur in vereinzelten Ausnahmefällen so festgestellt; im Übrigen sind die Maßnahmen gerichtlich bestätigt worden. Darüber hinaus sind die Maßnahmen, die die Landesregierung zur Eindämmung der Coronapandemie ergriffen hat, zum Schutz der Bevölkerung geboten. Sie sind aus Sicht der Landesregierung geeignet, angemessen und erforderlich, die 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Überprüfung, ob einzelne Vorschriften unter den jeweils herrschenden Bedingungen rechtmäßig sind oder nicht, obliegt den Gerichten. Bei eigener Betroffenheit durch bestimmte Maßnahmen steht es den Bürgerinnen und Bürgern frei, diese gerichtlich überprüfen zu lassen. 
	-
	-

	 
	Weshalb der Petent in Infektionszahlen oder überlas teten Krankenhäusern keine stichhaltige und nachvollziehbare Begründung sieht bzw. was er als stichhaltig und nachvollziehbar ansieht, bleibt offen. 
	-
	-
	-

	 
	Der Petent bezweifelt ferner die Zuverlässigkeit der sogenannten „PCR-Tests“. Aus diesem Grund fragt er an, warum der Test weiterverwendet wird, wer diesen Test entwickelt hat, welche Behörde ihn zugelassen hat, wann er entwickelt und zugelassen wurde und welches Zulassungsverfahren verwendet wurde. Da rüber hinaus bittet der Petent darum, die Zulassungsbescheinigung und die zugehörigen Prüfprotokolle des PCR-Tests vorzulegen. Er möchte des Weiteren wissen, wie viele Tests falsch-positiv und wie viele falsc
	-
	-
	-
	-

	 
	Die RT-PCR-Methode ist ein etabliertes Laborverfahren in der Humanmedizin und findet Anwendung bei zahlreichen diagnostischen Fragestellungen, wie z. B. Diagnostik von bakteriellen, viralen oder parasitären Infektionskrankheiten sowie der Abklärung von Erbkrankheiten. Auch in der Onkologie oder der Phar makogenetik werden PCR-basierte Analyseverfahren eingesetzt.  
	-
	-
	-

	 
	Zu Beginn der Pandemie, im Januar 2020, hat das Team um Prof. Dr. Christian Drosten am Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) der Charité ein RT-PCR-basiertes Testverfahren zum Nachweis von SARS-CoV-2 entwickelt. Die Weltgesundheits organisation WHO hat das Testprotokoll als ersten Leitfaden zur Etablierung von RT-PCR-Tests für Labore veröffentlicht. 
	-
	-

	 
	In Bezug auf die Genauigkeit von PCR-Tests ist zunächst zu erwähnen, dass in der Praxis kein diagnos tisches Verfahren – auch nicht für andere Infektionserreger als SARS-CoV-2 – 100 % zuverlässige Ergebnisse liefert. Für die operative Zuverlässigkeit von PCR-Tests sind die Sensitivität und die Spezifität wesentliche Parameter. Die Sensitivität der PCR ist sehr hoch, weshalb minimale Mengen (< 1 pg) an Matrizen (in diesem Fall SARS-CoV-2-RNA) für eine erfolgreiche Amplifikation ausreichen. Um die Spezifität 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine genaue Angabe der Leistungsdaten derzeitiger RT-PCR-Analyseverfahren ist pauschal nicht möglich, da in verschiedenen Laboren unterschiedliche Assays verwendet werden, die auf unterschiedliche Zielsequenzen oder unterschiedliche Kombinationen von Zielsequenzen testen. Die RT-PCR ist nach wie vor Goldstandard in Bezug auf die Diagnostik zum Nachweis von SARS-CoV-2 und zeigt in der Praxis hohe Genauigkeit. Insofern sind auch bei der Berechnung der Vortest-Wahrscheinlichkeit, die neben der analytischen Sen
	-
	-
	-
	-

	 
	Diagnostiklabore beziehen zertifizierte Tests zum Nachweis von SARS-CoV-2 von renommierten Herstellern, die den PCR-Test der Arbeitsgruppe von Christian Drosten teilweise übernommen haben, aber auch weitere Modifizierungen zur Erhöhung der analytischen Genauigkeit vorgenommen haben. Zusätzlich zur Validierung durch die Arbeitsgruppe von Christian Drosten erfolgt eine weitere Validierung durch die Hersteller. Vor Einsatz in den Laboren selbst wird das Analyseverfahren nochmals sorgfältig etabliert und im Hin
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Bei zwei Gegenstimmen hat der Petitionsausschuss in seiner Sitzung am 23. Juni 2021 beschlossen, die Petition mit den Ausführungen zum PCR-Test für erledigt zu erklären und ihr im Übrigen nicht abzuhelfen. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Mit den Ausführungen zum PCR-Test wird die Petition für erledigt erklärt. Im Übrigen kann der Petition nicht abgeholfen werden.  
	 
	Berichterstatter: Dr. Jung
	10. Petition 16/831 betr. Denkmalschutz, Immissionen durch Bautätigkeit 
	-

	 
	Der Petent bittet darum, dass die oberste Denkmalschutzbehörde einen Plan entwickeln solle, wie schädliche Immissionen durch Bauerschütterungen vermieden werden können. Er bezieht sich konkret auf Lärm verursachende Bauarbeiten in der Nähe einer Klosteranlage. Die historischen Innendecken der denkmalgeschützten Gebäude der Anlage seien teilweise so sensibel, dass nicht einmal laute Konzerte dort abgehalten werden dürften. 
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	Im Jahr 2017 wurde in der Nähe der Klosteranlage von einem Unternehmen eine neue Logistikhalle errichtet. Der Bauherr hatte für die Gründung der Halle ein Verfahren (Tiefengründung) gewählt, welches mit Erschütterungen verbunden war. Aufgrund von Beschwerden kam es zur Baueinstellung bzw. wurden Prüfungen durchgeführt. 
	-
	-

	 
	In der Klosteranlage bzw. deren besonders empfindlichen Festsaal wurde daraufhin durch einen Fachgutachter festgestellt, dass die bei den Bauarbeiten auftretenden Schwingungen für das Kulturdenkmal nicht bedenklich seien.  
	-
	-
	-

	 
	Die hierfür notwendigen Sicherungs- und Messmaßnahmen wurden mit dem Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) abgestimmt. 
	-
	-
	-

	 
	Die Bauarbeiten sind seit Längerem abgeschlossen. 
	 
	Die Klosteranlage ist ein Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung nach den Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes. Beeinträchtigungen des Kulturdenkmals, z. B. Schäden an seiner Substanz, konnten durch die Bautätigkeit in der Nähe der Anlage nicht festgestellt werden. Die Stadt hatte als untere Denkmalschutzbehörde das LAD zur Klärung der Frage, ob Schäden am Kulturdenkmal durch Immissionen entstanden sind oder solche bei Fortführung der Bauarbeiten entstehen könnten, beteiligt.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für einen speziellen Plan des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau als oberste Denkmalschutzbehörde des Landes zur Vermeidung schädlicher Immissionen mit Auswirkungen auf Kulturdenkmale besteht angesichts der stets zur berücksichtigenden Umstände des Einzelfalls kein Anlass. Für Fälle dieser Art ist die zuständige untere Denkmalschutzbehörde und das LAD als zuständige Fachbehörde zu befassen, welches ggf. weitere fachliche Expertise hinzuzieht.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Krebs 
	11. Petition 16/5164 betr. staatsanwaltschaftliche Ermittlungen 
	 
	Der Petent erstattete am 24. April 2019 eine Strafanzeige gegen einen Sachverständigen wegen Betrugs und anderem. Hintergrund der Strafanzeige ist ein von dem Petenten gegen eine ehemalige Mieterin nach Beendigung des Wohnraummietverhältnisses geführter Zivilrechtsstreit. Der Petent begehrte in dem Zivilrechtsstreit unter anderem aufgrund Schimmelbefalls, der seiner Ansicht nach durch die Beklagte verursacht worden war, Schadensersatz. Die Petenten werfen in diesem Zusammenhang dem Beschuldigten vor, als ge
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit Verfügung vom 12. November 2019 stellte die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren nach § 170 Absatz 2 Strafprozessordnung (StPO) ein, da dem Beschuldigten der vorgeworfene Sachverhalt nicht mit einer für eine Anklageerhebung notwendigen Sicherheit nachgewiesen werden könne. 
	-
	-

	 
	Der hiergegen von dem Petenten eingelegten Beschwerde gab die Generalstaatsanwaltschaft mit Bescheid vom 13. März 2020 keine Folge. 
	-
	-

	 
	Die gegen den Bescheid der Generalstaatsanwaltschaft eingelegte weitere Dienstaufsichtsbeschwerde der beiden Petenten wies das Ministerium der Justiz und für Europa mit Schreiben vom 27. Juli 2020 zurück, da die Sachbehandlung durch die Staatsanwaltschaft und die Generalstaatsanwaltschaft keinen Anlass zur dienstaufsichtsrechtlichen Beanstandung gaben. Eine Gegenvorstellung der Petenten gab auch unter Berücksichtigung des weiteren Vorbringens der Petenten keinen Anlass, die Entscheidung vom 27. Juli 2020 ab
	-
	-
	-

	 
	Die Petenten verfolgen mit der Petition die Straf anzeige weiter und behaupten zudem, dass durch die bisherige Sachbehandlung eine Strafvereitelung im Amt nach § 258a StGB (Strafgesetzbuch) begangen worden sei. 
	-

	 
	Sie beschweren sich darüber, dass ihre weitere Dienst aufsichtsbeschwerde gegen die Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft vom 13. März 2020 nicht sach gerecht bearbeitet worden sei. Sie begehren die Wiederaufnahme der strafrechtlichen Ermittlungen. Die Staatsanwaltschaft habe die Ermittlungen aus Bequemlichkeit eingestellt und einen Anfangsverdacht in rechtsfehlerhafter Weise verkannt. Das Ministerium der Justiz und für Europa habe seine Entscheidung nicht anhand der vorliegenden Tatsachen gefällt. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die Sachbehandlung durch die Staatsanwaltschaft und die Generalstaatsanwaltschaft ist nicht zu beanstanden. Dementsprechend liegt auch keine Strafvereitelung im Amt gemäß § 258a StGB vor. 
	-
	-

	 
	Nach § 170 Absatz 2 StPO stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein, wenn die Ermittlungen keinen genügenden Anlass zur Erhebung der öffentlichen Klage geben. Genügender Anlass besteht insofern aber nur, wenn eine spätere Verurteilung einer bestimmten Person wahrscheinlich ist. Daran fehlt es in dem hier zugrundeliegenden Ermittlungsverfahren. 
	-
	-
	-

	 
	1. Angebliche Falschbegutachtung 
	 
	Hinsichtlich der angeblichen Falschbegutachtung besteht bereits kein Anfangsverdacht für ein strafbares Verhalten. 
	-

	 
	Ein Ermittlungsverfahren ist nur dann einzuleiten, wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen (sog. Anfangsverdacht). Dieser Anfangsverdacht muss sich auf konkrete Tatsachen stützen, die dafür sprechen, dass gerade der zu untersuchende Lebenssachverhalt eine Straftat enthält. Bloße, nicht durch konkrete Umstände belegte Vermutungen oder reine denktheoretische Möglichkeiten reichen nicht aus. Ein solcher Anfangsverdacht lag hier nicht vor. 
	-
	-
	-

	 
	So bestehen keine zureichenden Anhaltspunkte für  einen Prozessbetrug gemäß § 263 StGB. Ein sog. Prozessbetrug läge vor, wenn der zuständige Zivilrichter aufgrund eines bewussten Falschgutachtens des Sachverständigen irrtümlich von einer falschen Tatsachengrundlage ausgegangen wäre und deshalb eine das Vermögen der Petenten schädigende Entscheidung veranlasst hätte. 
	-
	-
	-

	 
	Soweit der Petent behauptet – wofür jedoch keinerlei objektive Anhaltspunkte bestehen – der Richter habe mit dem Beschuldigten einen ihm genehmen Sachverständigen bestimmt, der dann weisungsgemäß ein zur Klageabweisung führendes Gutachten erstellt habe, würde es bereits an einer Täuschung durch den Beschuldigten fehlen und der zuständige Richter keinem Irrtum unterliegen. 
	-
	-

	 
	Im Übrigen sind auch keine Anhaltspunkte vorhanden, dass der Sachverständige bewusst ein falsches Gutachten erstellt hat. Der Sachverständige hat das Gutachten aus sich heraus nachvollziehbar und verständlich erstattet, objektive Anhaltpunkte für ein falsches Ergebnis liegen nicht vor. Insbesondere ist auch die vorgenommene Hochrechnung bei dem Heizungseinsatz dem Grunde nach nicht zu beanstanden. Dass bei den Messungen, die Grundlage für die Hochrechnung waren, bereits neue Fenster eingebaut waren, weshalb
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	An dieser Würdigung ändert auch der neue Vortrag der Petenten nichts. Selbst wenn man unterstellt, dass der Sachverständige – wie seitens der Petenten vorgetragen – eine falsche DIN-Vorschrift für die Begutachtung herangezogen hätte oder dass die Hochrechnungen des Sachverständigen fehlerhaft wären, liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass dies vorsätzlich geschehen wäre. Hierbei ist zu sehen, dass der gericht lich bestellte Sachverständige am Ausgang des Rechts streits offensichtlich kein Interesse hat, 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Nachdem keine objektiven Anhaltpunkte für eine bewusste Falschbegutachtung durch den Sachverständigen vorliegen, ist auch ein Anfangsverdacht für eine uneidliche Falschaussage nach § 153 StGB und für eine Beihilfe zur Rechtsbeugung nach §§ 339, 27 StGB zu verneinen. 
	-
	-
	-

	 
	2. Vernichtung der Materialproben 
	 
	Ein hinreichender Tatverdacht für ein strafbares Verhalten besteht auch im Hinblick auf die vernichteten Materialproben nicht. 
	-

	 
	Ausweislich des sich in der Akte befindlichen Prüf berichts des Instituts für Analytik und Beratung vom 7. Juli 2015 wurden die Proben dort untersucht und anschließend für weitere zwei Wochen dort verwahrt. Nach dieser Verwahrungsfrist werden sie laut dem Prüfbericht der Vernichtung zugeführt, sofern nichts anderes vereinbart wurde. Dafür, dass der Beschuldigte die Proben demgegenüber selbst entsorgt hätte, gibt es nach Aktenlage keine objektiven Anhaltspunkte. Nach Aktenlage besteht vielmehr die Möglichkei
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Krebs 
	 
	 
	 
	 
	 
	12. Petition 16/5132 betr. Corona-Verordnung, Aus gangsbeschränkungen 
	-

	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Mit ihrer Eingabe vom 13. Dezember 2020 beanstandet die Petentin die Ausgangsbeschränkungen, wie sie durch die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 getroffen worden sind, insbesondere die Fest legungen der Tages- und Nachtzeiten auf 5:00 Uhr bis 20:00 Uhr bzw. 20:00 Uhr bis 5:00 Uhr des Folgetags. Die Petentin möchte erreichen, dass Einkaufen und Heimfahren bis 22:00 Uhr erlaubt sein soll; nur so könnten vollbeschäftigte Personen stressfrei den Einkauf bewä
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	II. Sachverhalt und rechtliche Würdigung 
	 
	Mit der Verordnung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 hat die Landesregierung auf die besorgniserregende Entwicklung des Infektionsgeschehens im Land reagiert und das bisherige Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Coronapandemie unter anderem durch die Anordnung von Ausgangsbeschränkungen im Sinne von § 28a Ab- satz 2 Nummer 2 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG) ergänzt. Die konkreten Beschränkungen sind abhängig von der jeweiligen Tag-/Nacht
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Die Landesregierung greift dabei auf Maßnahmen zurück, die in der Vergangenheit lokal beschränkt bereits in sog. Hotspot-Gebieten im Land und in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum Einsatz gekommen sind und sich bewährt haben. Vor allem die Erfahrungen in anderen Ländern (z. B. Irland, Frankreich, Italien) haben gezeigt, dass entsprechende Maßnahmen, insbesondere die Anordnung von Ausgangsbeschränkungen, wesentliche Bausteine eines Maßnahmenpakets sind, um die Infektionszahlen zu senken. Da 
	-
	-
	-

	 
	Die erheblichen Einschränkungen in den Lebensgewohnheiten vieler Menschen waren der Landesregierung ebenso bewusst, wie die Tatsache, dass sich diese Einschränkungen individuell sehr unterschiedlich auswirken können. Die Pandemiebekämpfung macht es jedoch erforderlich, möglichst einheitliche Vorgaben für typische Sachverhalte zu regeln, zumal es sowohl für die Tages- als auch für die Nachtzeit jeweils Ausnahmen von den Ausgangsbeschränkungen aus sonstigen den Regelbeispielen vergleichbaren triftigen Gründen
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Aufgrund der vorliegenden Pandemieentwick lung kann der Petition nicht abgeholfen werden. 
	-
	-

	 
	Berichterstatterin: Dr. Leidig 
	 
	 
	 
	 
	 
	13. Petition 16/4407 betr. Mindestabstand zwischen Fahrradfahrenden und Fußgängerinnen und Fußgängern 
	 
	Die Petentin begehrt die Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 bis 2 Metern zwischen Fahrradfahrenden und Fußgängerinnen und Fußgängern. Die Peti tion zielt vermutlich darauf ab, zu erreichen, dass Fußgängerinnen und Fußgänger nicht von Radfahrenden gefährdet werden. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	Die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) enthält keine Vorgaben zu einem Mindestabstand zwischen Fuß- und Radverkehr im Verkehrsraum. Die Verhaltensgebote zur Teilnahme am Verkehr sind in den Grund regeln des § 1 StVO vorgegeben: 
	-
	-

	 
	Absatz 1:  Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht. 
	-

	 
	Absatz 2:  Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu verhalten, dass kein anderer geschädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behindert oder belästigt wird. 
	-

	 
	Ein Mindestabstand zwischen Radfahrenden und Fußgängerinnen und Fußgängern ist nicht vorgeschrieben. Die laut § 1 StVO geltenden Gebote gelten aber gleichermaßen für Fußgängerinnen und Fußgänger als auch für Radfahrende. 
	-
	-

	 
	Eine gemeinsame Führung von Rad- und Fußverkehr ist innerorts zu vermeiden. Beim Neu- oder Umbau von Radverkehrsanlagen sind die Belange des Fuß verkehrs, insbesondere von Menschen mit Mobilitäts einschränkungen, zu berücksichtigen. Gemeinsame Geh- und Radwege bergen ein Konfliktpotenzial zwischen dem Fuß- und Radverkehr und sind mit Einschränkungen der subjektiven und objektiven Sicherheit insbesondere des Fußverkehrs verbunden.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Landesregierung setzt sich daher dafür ein, gemeinsame Führungen von Radverkehr und Fußverkehr innerorts so weit wie möglich zu vermeiden. In der konkreten Abwägung können derartige Führungen insbesondere bei bestehenden Straßenräumen aber nicht immer vermieden werden. 
	-
	-

	 
	Damit Radfahrende und Fußgängerinnen und Fußgänger objektiv und subjektiv sicher unterwegs sein können, bedarf es geeigneter Wege für beide. Radfahrende, denen eine geeignete und sichere Führung zur Verfügung stehen, haben keinen Bedarf, auf Gehwege auszuweichen.  
	-
	-
	-

	 
	Bei der Anordnung von Zeichen 240 StVO „Gemeinsamer Geh- und Radweg“ sind die Maßgaben der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) zu § 2 zu Absatz 4 Satz 2 Randnummer 20 (bauliche Mindestmaße) und zu § 41 zu Zeichen 240 (weitere Anordnungsvoraussetzungen) zu beachten.  
	-
	-
	-

	 
	In innerörtlichen Bereichen sind bei gemeinsamen Geh- und Radwegen die Einsatzgrenzen und Ausschlusskriterien gemeinsamer Führungen gemäß den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs wesen (FGSV) zu berücksichtigen. 
	-
	-

	 
	Die Landesregierung setzt einen Schwerpunkt in die Verbesserung der Verkehrssicherheit. Sie verfolgt das ambitionierte Ziel einer „Vision Zero“, eines Straßenverkehrs ohne Getötete und Schwerverletzte. Die Anzahl der Verkehrstoten in Baden-Württemberg soll dabei um 40 Prozent bis 2020 (ausgehend von den Unfallzahlen von 2010) reduziert werden. 
	-
	-

	 
	Das Verkehrssicherheitskonzept der Landesregierung dient als Grundkonzeption für das Ziel der Vision  Zero und umfasst Maßnahmen für bestimmte Schwerpunktgruppen, differenziert nach Alter (beispielsweise Kinder, junge Fahrerinnen und Fahrer, Seniorinnen und Senioren) sowie Verkehrsteilnahmeart.  
	-
	-

	 
	Um die von der Petentin angeregte Verkehrsregel zu etablieren, wäre eine Änderung des Bundesrechts notwendig. 
	-

	 
	Eine solche Regelung ist aus Sicht des Ministeriums für Verkehr aber weder praktikabel noch notwendig. Sie hätte sogar kontraproduktive Effekte. 
	 
	Sie ist nicht praktikabel, weil Innerortsstraßen in aller Regel eine beschränkte Breite aufweisen, aber von  allen Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmern genutzt werden. Eine Aufteilung in drei oder mehr verkehrliche getrennte Bereiche in beiden Richtungen ist oftmals nicht möglich.  
	-
	-

	 
	Sie ist auch nicht notwendig, da Erfahrungen mit sogenannten Shared Spaces oder gemischten Verkehrsbereichen sogar zeigen, dass diese oftmals besser funktionieren und eine höhere Verkehrssicherheit mit sich bringen.  
	-
	-

	 
	Sie würde kontraproduktive Effekte immer dann auslösen, wenn eine solche Regelung dazu führte, dass Fuß- oder Radverkehr von der Straßen- oder Wegenutzung ausgeschlossen werden muss, um dem verkehrlichen Zweck z. B. für den Güterverkehr gerecht werden zu können. 
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden.  
	 
	Berichterstatter: Lorek 
	 
	 
	 
	 
	 
	14. Petition 16/4921 betr. Erhalt und Pflege von Grabstätten nach dem Gräbergesetz 
	 
	Der Petent bringt vor, dass nach dem Gräbergesetz Einzelgräber von Kriegstoten des Ersten Weltkriegs dauerhaft zu erhalten und pflegen seien. Dies sei auf dem Waldfriedhof in Stuttgart nur unregelmäßig geschehen. Der Petent spricht in diesem Zusammenhang ein konkretes Kriegsgrab an. Das Grab weise erhebliche Verwitterungsspuren auf. Weiterhin sei ein starker Moosbefall festzustellen. Dies widerspreche dem dauernden Ruherecht nach dem Gräbergesetz.  
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Das vom Petenten angeführte Kriegsgrab ist ein Grab, das unter das Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Januar 2012, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 geändert worden ist, fällt. 
	-
	-

	 
	Die Kriegsgräberstätten werden von den jeweiligen Friedhofsträgern (in Baden-Württemberg: Städte, Stadt kreise und Gemeinden) gepflegt und unterhalten. Danach ist die Landeshauptstadt Stuttgart als Friedhofs träger zuständig für die Pflege und Erhaltung des Kriegsgrabs. Die Landeshauptstadt Stuttgart führt aus, dass die Stadt seit diesem Jahr an einer Neukonzep tion der städtischen Kriegsgräber und Mahnmale arbeite. Die Vorplanung zur Sanierung der Kriegsgräber anlage des Ersten Weltkrieges im Stuttgarter W
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Gräbergesetz hat gemäß § 1 Absatz 1 den Zweck, der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft in besonderer Weise zu gedenken und für zukünftige Generationen die Erinnerung daran wach zu halten, welche schrecklichen Folgen Krieg und Gewaltherrschaft haben. Diese an die Gegenwart und Zukunft gerichtete Mahnung und Friedensbotschaft prägen den Charakter des Gesetzes, nicht ein einzelnes Grab. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die fiskalische Verantwortung für den dauerhaften Erhalt und die Pflege von Kriegsgräbern auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland liegt in der Zuständigkeit des Bundes. Sie wird in der Weise wahrgenommen, dass in Form von jährlichen Pauschalen Bundesmittel an die Bundesländer weitergegeben werden, damit diese den ihnen in eigener Zuständigkeit liegenden Auftrag des dauerhaften Erhalts und der Pflege der Kriegsgräber umsetzen können. Die Kriegsgräberstätten werden von den jeweiligen Friedhofsträgern ge
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland richtet sich die Gestaltung von Kriegsgräbern nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Gräbergesetz (GräbVwV) vom 12. September 2007. Danach sollen die Gräber eine deckende, winterharte Bepflanzung erhalten und sind einheitlich mit einfachen, würdig gestalteten dauerhaften Grabzeichen zu versehen. Nach der GräbVwV sind die Gräber einschließlich der Grabzeichen und Bepflanzung in einem gepflegten Zustand zu erhalten.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Kriegsgräberanlage des Ersten Weltkriegs auf dem Stuttgarter Waldfriedhof soll saniert werden, die Vorplanungen hierzu sind abgeschlossen. Damit ist sichergestellt, dass sich die Anlage mit dem in der Petitionsschrift genannten Kriegsgrab nach den von der Landeshauptstadt Stuttgart in Aussicht genommen Maßnahmen ungeachtet der in der Petitionsschrift genannten gegenwärtigen Beeinträchtigungen dauerhaft in einem den gesetzlichen Vorgaben entsprechenden Zustand befinden wird.  
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Die Petition wird im Hinblick auf die in Aussicht gestellte Sanierung der Kriegsgräberanlage für erledigt erklärt. Darüber hinaus kann der Petition nicht abgeholfen werden. 
	-
	-
	-

	 
	Berichterstatter: Lorek 
	 
	 
	 
	 
	 
	15. Petition 16/5258 betr. Veröffentlichungen der Staatsgalerie 
	 
	Der Petent bittet um Verwendung der deutschen Sprache auf dem Instagram-Kanal der Staatsgalerie Stuttgart. 
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die öffentliche Darstellung und Kommunikation der Staatsgalerie erfolgt in Deutsch und zahlreichen weiteren Sprachen. So gibt es Führungsangebote in Englisch, Französisch, Italienisch, Spanisch, Russisch, Japanisch, Chinesisch und einfachem Deutsch. Dies entspricht der großen Bedeutung und internationalen Strahlkraft des Museums und erhöht die Reichweite der zielgruppenorientierten Besucheransprache. Wäh rend die Social Media Kanäle Facebook und Twitter in deutscher Sprache angeboten werden, wird Instagram 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Mit den Planungen, den Instagram-Kanal auch auf Deutsch zu betreiben, wird die Petition für erledigt erklärt. 
	-

	 
	Berichterstatter: Lorek 
	 
	 
	 
	 
	 
	16. Petition 16/5321 betr. Radverkehr 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petenten regen die Einführung einer Kennzeichenpflicht für Fahrräder an. Außerdem soll eine Steuerpflicht für Fahrradbesitzerinnen und Fahrradbesitzer, vergleichbar mit der Steuerpflicht für Halterinnen und Halter von Kraftfahrzeugen, eingeführt werden. Die Kennzeichenpflicht soll eine Identifizierung der Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer ermöglichen. Letztlich soll die Nachverfolgbarkeit von durch Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrern begangenen Delikten bei der Teilnahme am oder im Zusammenhang mit
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	In der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) ist die Zuteilung von Kennzeichen für Fahrzeuge geregelt. Diese werden dem Fahrzeug gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 FZV von der Zulassungsbehörde zugeteilt, um eine Iden tifizierung des Halters oder Halterin zu ermöglichen. 
	-

	 
	Das Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) statuiert in § 1 Absatz 1 KraftStG die Pflicht zur Zahlung der Kraftfahrzeugsteuer für das Halten von inländischen Fahrzeugen zum Verkehr auf öffentlichen Straßen (Nummer 1), für das Halten von ausländischen Fahrzeugen zum Verkehr auf öffentlichen Straßen, solange sich die Fahrzeuge im Inland befinden (Nummer 2), für die widerrechtliche Benutzung von Fahrzeugen (Nummer 3) sowie für die Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen und roten Kennzeichen, die für eine wiederkehre
	-
	-
	-

	 
	Die Einführung der Kennzeichen- und der Steuerpflicht für Benutzer von Fahrrädern soll nach Ansicht der Petenten eine Gleichbehandlung von Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer und Halterinnen und Halter von Kraftfahrzeugen gewährleisten. 
	-
	-
	-

	 
	2. Rechtliche Würdigung 
	 
	Die Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist in ihrem Anwendungsbereich gemäß § 1 FZV begrenzt auf die Zulassung von Kraftfahrzeugen mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 6 km/h und die Zulassung ihrer Anhänger. Der Begriff Kraftfahrzeug umfasst nach § 2 Nummer 1 FZV nicht dauerhaft spurgeführte Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt werden. Fahrräder fallen grundsätzlich nicht unter die oben genannte Definition. Das maßgebliche Bundesrecht sieht damit aktuell keine Pflicht zum Anbri
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz sowie die zuständigen Ländergremien haben sich in der Vergangenheit wiederholt mit der Frage der Einführung einer Haftpflichtversicherung für Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer, der Kennzeichnung für Fahrräder und der technischen Überwachung für Fahrräder befasst. Im Ergebnis wurde aber von der Einführung einer Zulassungs- bzw. Kennzeichnungs- und Haftpflicht für Fahrradfahrerinnen und 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Kennzeichenpflicht für Kraftfahrzeuge dient in erster Linie der Zuordnung der Fahrzeuge zu dessen Halterinnen und Halter, da durch die Nutzung des Kraftfahrzeugs auf öffentlichen Verkehrswegen eine besondere Gefahrenquelle eröffnet wird. Die Identifizierung der Halterinnen und Halter anhand des Kennzeichens dient damit der Kontrolle dieser Gefahrenquelle und der Zuordnung des Kraftfahrzeugs zu den Verantwortlichen. Durch das anzubringende Kennzeichen wird den Geschädigten ein einfacher Weg angeboten, di
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Allein der Betrieb eines Fahrrads auf öffentlichen Verkehrswegen eröffnet mangels vergleichbarer räum licher Ausmaße des Fortbewegungsmittels und geringerer Höchstgeschwindigkeiten keine vergleichbare Gefahrenquelle. Eine dem § 7 Absatz 1 StVG entsprechende verschuldensunabhängige Haftung für Besitzerinnen und Besitzer von Fahrrädern gibt es nicht, sodass eine Kennzeichenpflicht für Fahrräder im fließenden Verkehr zur Geltendmachung von etwaigen Schadensersatzansprüchen für diesen Zweck unzureichend wäre. M
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Kraftfahrzeugsteuergesetz statuiert eine Steuerpflicht für die Nutzung von Fahrzeugen auf öffent lichen Verkehrsflächen. Nach § 2 Absatz 1 KraftStG fallen unter den Begriff Fahrzeuge im Sinne des Gesetzes Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger. Aus diesem Grund sind mit der obigen Begründung Fahrräder von dieser Begriffsbestimmung nicht umfasst. Eine Steuerpflicht für deren Nutzung besteht daher derzeit nicht. Die Gesetzgebungszuständigkeit liegt auch diesbezüglich beim Bund und dessen Finanzbehörden gemäß Ar
	-
	-
	-
	-

	 
	Einer steuerrechtlichen Gleichbehandlung von Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer und Kraftfahrzeughalterinnen und Kraftfahrzeughalter bedarf es nicht. Fahrräder benötigen für ihren Betrieb regelmäßig einen deutlich geringeren Straßenraum als Kraftfahrzeuge. Darüber hinaus sind Fahrräder im Vergleich deutlich leichter als Kraftfahrzeuge. Eine vergleich bare bzw. ins Gewicht fallende Abnutzung der Stra ßenoberfläche durch Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer ist nicht gegeben. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Lorek 
	17. Petition 16/3312 betr. Radfahren in freier Natur abseits der Radwege 
	-

	 
	Vor dem Hintergrund eigener gefährlicher Begegnungen mit Mountainbike Fahrenden im Wald fordert der Petent die Kennzeichnung von Radfahrenden, die sich abseits von Radwegen im Wald fortbewegen sowie die Sperrung von Wanderwegen für Radfahrende. Die Petition zielt darauf ab, eine Regelung zu erreichen, mit der Wanderinnen und Wanderer auf Wanderwegen nicht durch Radfahrende gefährdet werden. 
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	Fahrradfahren und Wandern entwickeln sich immer mehr zu wichtigen Tourismussegmenten. Die Tourismuskonzeption Baden-Württemberg sieht unter dem Thema Natur hier jeweils eine entsprechende Produktmarke vor, die die Bedeutung für das Tourismusland Baden-Württemberg unterstreicht. Die Nachfrage von naturnahen Betätigungen sowohl im Urlaub als auch in der Freizeit wird von Jahr zu Jahr immer größer, nicht zuletzt auch durch die Corona-bedingten Maßnahmen. Eine zunehmende Nachfrage induziert automatisch ein größ
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO) sieht vor, dass gemeinsame Fuß- und Radwege außerorts mindestens 2,0 Meter breit sein müssen.  
	-
	-

	 
	Das LWaldG regelt in § 37 das Betreten und Befahren des Waldes. Zulässig ist gemäß § 37 Absatz 3 LWaldG das Fahrradfahren in baden-württembergischen Wäldern nur auf „Straßen und hierfür geeigneten Wegen“. Geeignete Wege sind dabei alle dauerhaft angelegten, befestigten oder naturfesten Wege mit einer erkenn baren Wegeanlage. Auf unbefestigten Wegen ist das Radfahren mithin verboten. Zudem ist das Radfahren auf Wegen unter zwei Meter Breite nicht gestattet. Das Radfahren abseits der Wege und auf Wegen unter 
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit der sogenannten 2-Meter-Regelung hat Baden-Württemberg im Vergleich zu anderen Bundesländern eine sehr weitreichende Rechtsgrundlage geschaffen, um gefährliche Begegnungen zwischen Radfahrern und Fußgängern zu vermeiden. 
	 
	Die Sperrung von Wald ist im LWaldG gemäß § 38 nur aus wichtigem Grund durch die Waldbesitzenden oder von Amts wegen zulässig. Dabei handelt es sich nicht um die gezielte Sperrung von Wegen, sondern gesamten Waldflächen. Im Sinne des § 38 LWaldG ist eine Sperrung zur Vermeidung des Aufeinandertreffens von Wandernden und Fahrradfahrern nicht vorgesehen. Diesem Punkt tragen bereits die in § 37 gesetzlich fixierten Sperrungen Rechnung. Eine getrennte Nutzung der im Wald vorhandenen Wege kann im Rahmen von loka
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine Blockierung von Wegen, wie vom Petenten vorgeschlagen, kann durch den Waldbesitzenden in Einzelfällen möglich sein. Allerdings sind bei solchen Maßnahmen immer die Haftungsfragen zu berücksichtigen. Beim Blockieren von Wegen mit Baumstämmen werden zudem auch Fußgänger behindert und die Erfahrung aus der Praxis zeigt, dass die Blockierungen häufig entfernt, von den Radfahrern umfahren oder in die Fahrrad-Trails z. B. als Schanzen mit einbezogen werden. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Kennzeichnung von Fahrzeugen ist nicht landesrechtlich, sondern bundesrechtlich in der Fahrzeug-Zulassungsverordnung geregelt. Fahrräder sind darin nicht erfasst. Das Bundesverkehrsministerium, das Bundesjustizministerium sowie die zuständigen Ländergremien haben sich in der Vergangenheit wiederholt mit der Frage der Einführung einer Haftpflichtversicherung für Radfahrende, der Kennzeichnung für Fahrräder und der technischen Überwachung für Fahrräder befasst. Unter Abwägung aller Gesichtspunkte scheint 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	18. Petition 16/5377 betr. Bau eines Panoramastegs 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petenten wenden sich gegen die Planung eines Panoramastegs in Mannheim. Sie sind der Ansicht, dass das Hochgestade, das sich am Rand des Landschaftsschutzgebiets befindet, durch das Bauwerk beschädigt würde und das Vorhaben Auswirkungen auf Flora, Fauna, Boden und Landschaft habe. Die Landschaftsschutzgebiets-Verordnung (LSG-VO) enthalte die Bestimmung, dass das Hochgestade nicht verändert oder zerstört werden dürfe. Es seien für das Vorhaben weder eine Umweltverträglichkeitsprüfung noch ein Planfestste
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Kurze Schilderung des Sachverhalts 
	 
	Aufgrund des Freiwerdens von Militärflächen wurden Planungen für die Entwicklung des Geländes und für einen durchgängigen Grünzug aufgenommen. Die Militärflächen stellen bislang noch eine Barriere innerhalb des Grünzugs dar, der sich nordöstlich der Stadt erstreckt und das Landschaftsschutzgebiet beinhaltet. Die Militärflächen sollen zurückgebaut werden, es soll ein neues Wohnquartier entstehen, Flächen sollen ökologisch aufgewertet werden, es sollen Räume für Naherholung, Sport und Freizeit geschaffen werd
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Rahmen der Entwicklung des Grünzugs sind mehrere Maßnahmen vorgesehen. Wesentliche Maßnahmen (Teilprojekte) sind beispielsweise die Neuanlage eines Radschnellwegs, die Anlage eines großen Gewässers, die Anlage eines extensiven Landschafts parks und die Errichtung einer Aussichtsplattform. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Jahr 2017 hat der Gemeinderat der Stadt Mannheim die Entscheidung getroffen, dass die Stadtverwaltung und die Bundesgartenschau-Gesellschaft auf Grundlage von Vorplanungen eines Büros für Landschaftsplanung die Planungen zu den einzelnen Teilprojekten weiter konkretisieren und ausarbeiten soll. Die Errichtung des Panoramastegs (Aussichtsplattform) ist in den Anlagen der Entscheidung als eigenständiges Teilprojekt aufgeführt. Der Panoramasteg soll als freitragende Stahlkonstruktion eine neue Landmarke sch
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für das Vorhaben müssen 13 Bäume gefällt werden. Es handelt sich um Feldahorne und Robinien, von denen sieben abgestorben sind. Aufgrund der Witterung müssen zum Schutz der Mauereidechsen kurzfristig Schutzzäune errichtet werden, um zu verhindern, dass die Mauereidechsen ins Baufeld einwandern und ihre Eier ablegen. Der in der Petition angeführte Fußweg (Treppe) vom Hochgestade hinunter ins Landschaftsschutzgebiet und ein dauerhafter Weg entlang des Fußes des Hochgestades wird von Seiten der Genehmigungsbeh
	-
	-
	-
	-

	 
	Für den Panoramasteg wurden keine Umweltverträglichkeitsprüfung und kein Planfeststellungsverfahren durchgeführt. Für die Errichtung des Panoramastegs ist eine Befreiung von der LSG-VO notwendig. Diese Befreiung wird derzeit geprüft. 
	-

	 
	Es wurde ein landschaftspflegerischer Begleitplan erstellt, in dem alle wesentlichen Aspekte dargestellt werden. Es werden die Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und Landschaft ermittelt, beschrieben und bewertet sowie die Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Kompensation dargestellt. 
	-

	 
	Eingriff und Boden: 
	 
	Aus den mit dem Bau des Panoramastegs verbundenen punktuellen Versiegelungen bzw. Eingriffen in den Boden resultieren keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden. Denn die Fundamentierungen finden im Wesentlichen im Bereich des ehemaligen Militärgeländes statt, dessen Boden bereits durch die militärische Nutzung überprägt ist. Der Eingriff in die natürlichen Böden im Bereich des Hochgestades durch die Errichtung des Widerlagers ist vergleichsweise gering. Baunebenflächen werden überwiegend 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Wie in allen Genehmigungsverfahren werden auch hier die Vorsorgepflichten zum Schutz des Bodens sowie eine bodenkundliche Baubegleitung zum verpflichtenden Teil der Erlaubnis. Hinsichtlich des notwendigen Ausgleichs findet eine Abstimmung der Einzelmaßnahmen der Bundesgartenschau statt. Es ist vorrangiges Ziel, die Eingriffe in den Boden, die aus der Bundesgartenschau resultieren, im Bereich des Plangebiets der Bundesgartenschau auszugleichen. 
	-
	-

	 
	Landschaftsbild: 
	 
	Der Panoramasteg wird aus der Landschaft und ihrer Topographie entwickelt. Er führt die nördliche Park ebene an der Hangkante in Form einer Aussichtsplattform fort und wird auf diese Weise in die 1,45 km lange, baumbestandene Böschungskante integriert. Er steht somit nicht, wie dies z. B. bei einem Aussichtsturm der Fall sein könnte, als weithin sichtbarer Solitär mitten im Schutzgebiet. Er ragt am Rande des Landschaftsschutzgebiets über das Hochgestade und fügt sich so in das Landschaftsbild ein. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Stadt betrachtet die Umweltbelange im Übrigen nicht nur auf das jeweilige Verfahren hin. Vielmehr werden alle Verfahren im Kontext bewertet. So werden derzeit für die besonders geschützte Feldlerche als auch für die besonders geschützte Bienenragwurz verfahrensübergreifend (Radschnellweg, Seilbahn, Ge wässer) Lösungen erarbeitet. 
	-
	-

	 
	2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür digung 
	-

	 
	Pflicht zur Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens: 
	-

	 
	Gemäß § 37 Absatz 1 StrG BW ist beim Bau oder bei bestimmten Änderungen von Landesstraßen ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen. Diese Änderungen sind in § 37 Absatz 1 Satz 2 StrG BW dargestellt. Der Panoramasteg ist als reiner Fußgängerbereich geplant, daher sind die aufgeführten Änderungen nicht einschlägig. Darüber hinaus ist gemäß § 37 Absatz 4 StrG BW ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, soweit nach dem UVwG für den Bau und die Änderung einer Landes-, Kreis- oder Gemeindestraße eine Umw
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Landschaftsschutzgebiet und Befreiung: 
	 
	Gemäß § 4 Nr. 6 LSG-VO sind im Landschaftsschutzgebiet alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen Schutz zweck zuwiderlaufen, insbesondere wenn dadurch das Hochgestade verändert oder geschädigt wird. Gemäß § 5 Absatz 1 LSG-VO bedürfen alle Handlungen, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen können, der schriftlichen Erlaubnis der unteren Naturschutzbehörde. Gemäß § 5 Absatz 2 Nr. 1 LSG-VO bedürfen insbesondere die Err
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Gemäß § 8 LSG-VO kann von den Vorschriften der LSG-VO eine Befreiung gemäß § 63 NatSchG BW (jetzt § 67 BNatSchG) erteilt werden. Gemäß § 67 Absatz 1 Nr. 1 BNatSchG kann eine Befreiung erteilt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist.  
	-

	 
	Für die Errichtung des Panoramastegs wird im Rahmen des Verfahrens geprüft, ob eine Befreiung von der LSG-VO erteilt werden kann. Der Befreiungsantrag beinhaltet die Baumaßnahme des Widerlagers (Unterbau des Panoramastegs, 10 Meter breit) im geschützten Hochgestade auf einer Breite von insgesamt 11 Metern. Das Widerlager wird überwiegend im Hochgestade eingebaut und danach wieder mit der dortigen Erde angeschüttet. Im Rahmen der Befreiung muss geprüft werden, ob der Eingriff auf 11 Metern Breite auf die Ges
	-
	-
	-
	-

	 
	Über die Befreiung entscheidet die untere Naturschutzbehörde bei der Stadt. Die Prüfung der Befreiung befindet sich aktuell noch in Bearbeitung. Im Befreiungsverfahren wurden die Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange und der Naturschutzverbände geprüft und abgewogen. Die Errichtung des Panoramastegs darf erst erfolgen, wenn das Verfahren abgeschlossen ist und eine Befreiung erteilt wurde. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Rahmen des Verfahrens hat die untere Naturschutzbehörde vom Straßenbaulastträger den Verzicht auf einen Treppenabgang ins Landschaftsschutzgebiet und den Verzicht der Anlage eines dauerhaften Wegs entlang des Hochgestades gefordert. Der Verzicht auf die in das Landschaftsschutzgebiet führende Treppe ermöglicht eine Nutzung des Fußgängerstegs, ohne den sensiblen Bereich des Landschaftsschutzgebiets am Rande des Hochgestades betreten zu müssen. 
	-

	 
	Auswirkungen auf Flora, Fauna, Boden und Landschaft: 
	-

	 
	Im landschaftspflegerischen Begleitplan wurde festgestellt, dass durch den Bau des Panoramastegs im Landschaftsschutzgebiet keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter verbleiben. Die untere Naturschutzbehörde und die untere Bodenschutzbehörde der Stadt teilen diese Auffassung.
	-
	-
	-

	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	19. Petition 16/4667 betr. Beschwerde über Maßnahmen gegen die Coronapandemie und über das Staatsministerium 
	-

	 
	Die Petentin beschwert sich mit Schreiben vom 7. Juni 2020 zunächst darüber, dass sie vom Staatsministerium keine Eingangsbestätigung auf ihr Schreiben vom 22. April 2020 erhalten hat. 
	-
	-

	 
	Die Prüfung hat ergeben, dass die Petentin vom Staatsministerium mit Schreiben vom 28. Juli 2020 eine Eingangsbestätigung erhalten hat. 
	 
	Mit Nachträgen beschwert sich die Petentin über die Maßnahmen der Landesregierung gegen die Coronapandemie, insbesondere gegen das Gebot des Maskentragens und die daraus resultierenden Einschränkungen. Die Petentin sieht darin vor allem einen Verstoß gegen das Recht auf körperliche Unversehrtheit, fühlt sich vom Staat bevormundet und ist grundsätzlich der Ansicht, dass es keine Pandemie gibt. Sie gibt unter anderem auch an, dass der Besuch der Wochenmärkte verboten ist.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Soweit sich die Petentin beschwert fühlt, „da nun der Einkauf auf Wochenmärkten verboten ist und ich mich nicht mehr gesund ernähren darf“, unterliegt sie einer Fehleinschätzung. Wochenmärkte sind weder nach der Corona-Verordnung noch nach einer von der Landesregierung geforderten Allgemeinverfügung einer Kommune verboten und der Einkauf ist weiterhin möglich. Soweit ersichtlich haben weder die von der Petentin genannte Stadt noch der betreffende Landkreis eine entsprechende Verfügung erlassen. 
	-
	-

	 
	Weiter beschwert die Petentin sich, dass sie auch keine Eingangsbestätigung auf ihr Schreiben vom 25. Oktober 2020 an das Staatsministerium erhalten habe. 
	-

	 
	Der Petentin wurde vom Staatsministerium auf ihre Schreiben vom 22. April 2020 und 7. Juni 2020 mit Schreiben vom 28. Juli 2020 und 22. August 2020 geantwortet. Eine ergänzende Antwort zu dem von der Petentin der Petition beigelegten Schreiben vom 25. Ok tober 2020 wurde der Petentin ebenfalls übersandt.  
	-
	-

	 
	Seit Beginn der Coronapandemie sind mehrere zehntausend Bürgereingaben beim Staatsministerium sowohl in schriftlicher als auch in elektronischer Form eingegangen. Der Petentin wurde in den vorangegangenen Schreiben unter anderem die Sachlage zur Coronapandemie erläutert, sie wurde über entsprechende Studien zur Wirksamkeit von Mund-Nase-Bedeckungen informiert und auf die laufend aktualisierten Informationsseiten des Landes hingewiesen. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Fragen der Petentin wurden bereits ausführlich beantwortet. Daher ist seitens des Staatsministeriums nicht beabsichtigt, weitere gleichgerichtete Eingaben der Petentin zu beantworten. 
	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Hinsichtlich der Bestätigung des Erhalts und der Beantwortung der Schreiben der Petentin wird die Petition für erledigt erklärt. Im Übrigen kann der Petition nicht abgeholfen werden. 
	-

	 
	Berichterstatterin: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	20. Petition 16/4905 betr. Erwerb eines Hörgerätes, Beschwerde über das Sozialministerium 
	-

	 
	Der Petent hat mit E-Mail vom 26. August 2020 und vom 2. September 2020 beim Ministerium für Soziales und Integration eine Corona-bedingte Entschädigung in Höhe von 4.289,06 Euro für ein Hörgerät beantragt, nachdem seine Krankenkasse mit Schreiben vom 14. Juli 2020 ihm erklärte, lediglich einen Betrag in Höhe von 1.834,66 Euro (Regelversorgung) zu übernehmen. Zur Begründung seines Antrags führte der Petent aus, dass er seit Geburt an einer starken Innenohrschwerhörigkeit leidet und zur Unterstützung seines 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Ministerium für Soziales und Integration hat dem Petenten mit E-Mail vom 10. September 2020 mitgeteilt, dass ein solcher Anspruch gegen das Land Baden-Württemberg nicht besteht und den Antrag auf Entschädigung abgelehnt. Mehrkosten für die indi viduelle Hörgerätversorgung können weder über staatshaftungsrechtliche Schadensersatzansprüche noch über die Entschädigungsansprüche nach dem Infek tionsschutzgesetz erstattet werden. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die vom Petenten vertretene Auffassung, ihm stehe ein Anspruch auf Finanzierung seiner Hörhilfen zu, da das Ministerium für Soziales und Integration seiner Aufforderung zur Übernahme der Mehrkosten der Hörhilfen nicht innerhalb der von ihm willkürlich gesetzten Frist widersprochen habe, geht fehl. Ein möglicher Anspruch des Petenten ist ausschließlich danach zu bewerten, ob es eine gesetzliche Grundlage für den geltend gemachten Erstattungsanspruch gibt.  
	-
	-
	-

	 
	Aufgrund der in der Corona-Verordnung der Landesregierung Baden-Württemberg getroffenen abstrakt-generellen Maßnahmen, zu denen lediglich in bestimmten Situationen auch das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes gehört, bestehen unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt (staatshaftungsrechtliche) Schadensersatz- oder Entschädigungsansprüche gegen das Land Baden-Württemberg. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Es bestehen insbesondere weder Ansprüche in direkter oder in analoger Anwendung der Entschädigungsvorschriften des Infektionsschutzgesetzes (IfSG): Der Entschädigungsanspruch nach § 56 Absatz 1 Satz 1 IfSG setzt voraus, dass die entschädigungsberechtigte Person einem Berufsverbot unterliegt, weil sie Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdächtiger oder sonstiger Träger von Krankheitserregern im Sinne von § 31 Satz 2 ist. Nach § 56 Absatz 1 Satz 2 IfSG gilt das Gleiche für Personen, die als Auss
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch andere staatshaftungsrechtliche Ansprüche sind in diesem Fall leider nicht ersichtlich. Etwa aus dem allgemeinen Polizeirecht oder aufgrund des gewohnheitsrechtlich entwickelten allgemeinen Aufopferungs anspruchs oder aufgrund eines enteignenden bzw. enteignungsgleichen Eingriffs bestehen aufgrund der in der Corona-Verordnung getroffenen Maßnahmen grundsätzlich nicht. Die Entschädigungsvorschriften des IfSG sind nach ihrem Gesetzeszweck vielmehr als abschließend zu betrachten. 
	-
	-
	-

	 
	Unabhängig davon hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg bereits mehrfach bestätigt, dass die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes verfassungsmäßig und insbesondere verhältnismäßig ist. 
	 
	Die schwierige Lage des Petenten, in der er sich aufgrund der Coronapandemie aktuell befindet, ist verständlich. Allerdings wird keine rechtliche Grundlage für die vom Petenten begehrte Leistung einer Coronaentschädigung bei seiner Hörmittelversorgung gesehen. Die Coronapandemie bedeutet für alle Bürgerinnen und Bürger erhebliche Einschränkungen. Es ist jedoch nicht möglich, alle diese Einschränkungen durch staatliche Entschädigungen zu kompensieren.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dem Ministerium für Soziales und Integration obliegt die Rechtaufsicht über die landesunmittelbaren Krankenkassen. Bei der Krankenversicherung des Petenten handelt es sich um eine bundesunmittelbare Krankenkasse. Hierüber hat das Bundesamt für Soziale Sicherung die Rechtaufsicht. 
	-
	-
	-

	 
	Zur Klärung der Frage, ob dem Petenten ggf. ein zuzahlungsfreies Gerät angeboten werden kann, welches den medizinischen Bedarf abdeckt, wurde dem Petenten mit Schreiben vom 26. Oktober 2020 empfohlen, Kontakt mit seiner Krankenkasse aufzunehmen.  
	-
	-

	 
	Für Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V). Um Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung in Anspruch nehmen zu können, müssen die im SGB V bestimmten Anspruchs voraussetzungen von den Versicherten erfüllt sein. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach § 33 SGB V sind Krankenkassen verpflichtet, ihren Versicherten ein Hörgerät zur Verfügung zu stellen, das medizinisch erforderlich ist. In der Regel reichen Kassengeräte aus, die vorhandene Hörschwäche auszugleichen, bei denen kein Eigenanteil zu leisten ist (Regelversorgung). Entscheiden sich Betroffene aus persönlichen Gründen für ein Gerät, das nicht zuzahlungsfrei ist, müssen sie etwaige Mehr kosten für ein höherwertigeres Gerät selbst übernehmen. Ist ein teures Hörgerät – etwa mit einem höheren Fr
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	21. Petition 16/4947 betr. Rückerstattung der Arbeitgeberanteile 
	-

	 
	Der Petent weist in seiner Petition darauf hin, dass bei einer Wohnsitzverlegung in die Türkei gemäß § 210 SGB VI nur eine Erstattung der bisher geleisteten Rentenbeiträge in der Höhe erfolgt, in der diese von den Versicherten getragen worden sind. In diesem Zusammenhang bemängelt er, dass eine Erstattung der entrichteten Arbeitgeberanteile nicht gesetzlich geregelt ist. Er bittet deshalb darum, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass ebenfalls eine entsprechende Erstattung der Arbeitgeberanteile erfolgt.
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat das Folgende ergeben: 
	 
	Beiträge werden gemäß § 210 Absatz 1 SGB VI auf Antrag u. a. Versicherten, die nicht versicherungspflichtig sind und nicht das Recht zur freiwilligen Versicherung haben, sowie Versicherten, die die Regelaltersgrenze erreicht und die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt haben, erstattet. 
	-
	-

	 
	Die Höhe des Erstattungsanspruchs richtet sich regelmäßig nach § 210 Absatz 3 Satz 1 SGB VI. Danach werden Beiträge in der Höhe erstattet, in der die Versicherten sie getragen haben. Erstattungsfähig ist dem nach nur der tatsächliche Beitragsanteil der Versicherten. Dieser richtet sich nach den §§ 168 ff. SGB VI. Die Regel ist, dass Versicherte die Hälfte des Beitrags getragen haben und damit auch erstattet bekommen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Dass der Arbeitgeberanteil an den Beiträgen nicht erstattet wird, ist eine bewusste Entscheidung des Gesetzgebers, mit der u. a. zum Ausdruck gebracht werden soll, dass es sich bei der gesetzlichen Rentenversicherung in erster Linie um eine Versicherung gegen die Risiken der Invalidität, des Alters und des Todes handelt. Diesen wichtigen Schutz für Ereignisse, die erst in Zukunft eintreten (können) gilt es zu bewahren und gegen attraktive finanzielle Interessen in der Gegenwart zu schützen. Diese Vorrangste
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dass sich der Gesetzgeber dennoch zumindest für eine hälftige Beitragserstattung entschieden hat, dafür waren im Wesentlichen Billigkeitserwägungen maßgebend. Die Beitragserstattung sollte dem Versicherten das Gefühl ersparen, seine Beiträge „umsonst“ geleis tet zu haben und sie dient gleichzeitig dem Ziel, heimkehrenden Ausländern die Möglichkeit einer Exis tenzgründung zu geben. Im Übrigen sollte bei einer Beurteilung der hälftigen Beitragserstattung nicht außer Acht gelassen werden, dass dieser erstattet
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Übrigen wurde über die Regelung zur Begrenzung der erstattungsfähigen Beiträge auf den Arbeitnehmer anteil bereits mehrfach höchstrichterlich entschieden, sowohl die Recht- als auch die Verfassungsmäßigkeit der Regelung ist dabei stets bestätigt worden. 
	-

	 
	Eine Bundesratsinitiative ist nicht angezeigt. 
	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Salomon 
	 
	 
	 
	 
	 
	22. Petition 16/5012 betr. Einsatz von V-Personen; Gesetzesinitiative 
	 
	Der Petent regt unter Verweis auf ein aktuelles Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom 15. Oktober 2020 eine Gesetzesinitia tive zur Regelung der Rechtsfolgen rechtsstaatswidriger Tatprovokationen durch polizeiliche Vertrauenspersonen an. Für den Fall der Anstiftung von Straf tätern durch Vertrauenspersonen müsse ein strafprozessuales Verfahrenshindernis bestehen. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat das Folgende ergeben: 
	 
	Dem seitens des Petenten angeführten Urteil des EGMR vom 15. Oktober 2020 liegt ein Urteil des Landgerichts Berlin vom 7. November 2012 zugrunde. Das Landgericht stellt in seinem Urteil eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation des Hauptangeklagten durch eine polizeiliche Vertrauensperson fest. Zur Begründung verweist es auf den sehr langen Zeitraum der Einwirkung, verbunden mit erheblichen Verlockungen und der Ausübung von Druck. Die rechtsstaatswidrige Tatprovokation habe sich mittelbar auch auf die weitere
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die gegen das Urteil des Landgerichts Berlin gerichteten Revisionen der Angeklagten wurden mit Urteil des Bundesgerichtshofs vom 11. Dezember 2013 verworfen. Der Grundsatz des fairen Verfahrens gemäß Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) sei verletzt, wenn – wie vorliegend – eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation vorliege, die im Verhältnis zum anfänglich bestehenden Anfangsverdacht unter Abwägung aller Umstände unvertretbar übergewichtig sei. Eine rechtsstaatswidrige T
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Verfassungsbeschwerden der Verurteilten nahm das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom  18. Dezember 2014 nicht zur Entscheidung an. Die angegriffenen Entscheidungen verletzten die Beschwerdeführer nicht in ihrem Recht auf ein faires Verfahren aus Artikel 2 Absatz 1 i. V. m. Artikel 20 Absatz 3 Grundgesetz. Der vorliegende Fall erfordere keine Entscheidung der – in der bisherigen Kammerrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts offen gelassenen – Frage, ob die Mitwirkung eines polizei lichen Lock
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	In der Folge stellte der EGMR mit Urteil vom 15. Oktober 2020 einen Verstoß gegen das Recht auf ein faires Verfahren gemäß Artikel 6 Absatz 1 EMRK fest. Beweismittel, die durch eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation erlangt worden seien, müssten ausgeschlossen werden oder aber ein Verfahren mit vergleichbaren Konsequenzen nach sich ziehen. Niemand dürfe für eine Straftat bestraft werden, die das Ergebnis einer Anstiftung durch staatliche Stellen sei. Mit diesem Urteil bestätigte der EGMR insbesondere sein 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Aus dem Urteil des EGMR vom 15. Oktober 2020 ergibt sich für das Land Baden-Württemberg keine unmittelbare Bindungswirkung. Eine formelle und materielle Rechtskraftwirkung besteht nur zwischen den Parteien des Verfahrens. Gemäß Artikel 46 EMRK obliegt es der Bundesrepublik Deutschland als Vertragspartei der EMRK, das Urteil – durch Beendigung der festgestellten Verstöße und Wiedergutmachung – zu befolgen. Eine ausdrückliche Pflicht der Bundes republik Deutschland zur gesetzlichen Regelung der Rechtsfolgen e
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz beauftragte bereits im Jahr 2017 die Große Strafrechtskommission des Deutschen Richterbundes mit der Erstellung eines Gutachtens zum Thema „Vertrauenspersonen und Tatprovokationen“. Das Gutachten wurde im Dezember 2019 vorgelegt. Es kam zu dem Ergebnis, dass die Folgen einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation gesetzlich geregelt werden sollten. Die Kommission schlug hierfür die folgende gesetzliche Regelung vor: „Im Falle einer rechtsstaatswidrigen
	-
	-
	-

	 
	Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz prüft derzeit unter Berücksichtigung des Gutachtens und des Urteils des EGMR vom 15. Oktober 2020, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang gesetzgeberischer Handlungsbedarf für spezialgesetzliche Regelungen zum strafprozessualen Einsatz von Vertrauenspersonen, einschließlich der Rechtsfolgen rechtsstaatswidriger Tatprovokationen, besteht. 
	-
	-
	-

	 
	Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder hatten die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz – noch vor der Vorlage des oben genannten Gutachtens – auf ihrer Herbstkonferenz am  7. November 2019 gebeten, auf den Abschluss der bereits eingeleiteten Prüfung eines etwaigen gesetzgeberischen Handlungsbedarfs hinzuwirken und gegebenenfalls einen Gesetzentwurf zur Gewährleistung eines rechtssicheren Einsatzes von Vertrauenspersonen vorzulegen. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dem Ministerium der Justiz und für Europa sowie dem Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration sind keine Urteile bekannt, in denen im Nachgang zur Entscheidung des EGMR vom 23. Oktober 2014 bezüglich eines baden-württembergischen Ermittlungsverfahrens eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation gerichtlich festgestellt wurde. Den Entscheidungen des EGMR lagen Urteile der Landgerichte Aachen und Berlin zugrunde. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Vertrauenspersonen werden seitens der Polizei vor Zusicherung der Geheimhaltung ihrer Identität formal und aktenkundig zu rechtlichen Aspekten und generellen Verhaltensregeln belehrt. Hinweise auf unzulässige Tatprovokationen sind elementarer Bestandteil dieser Belehrung. Ergänzend werden Vertrauenspersonen vor jedem Einsatz darauf hingewiesen, nicht aktiv auf Dritte zur Begehung von Straftaten einzuwirken. Während des Einsatzverlaufs werden sie eng und konsequent durch die zuständigen polizeilichen Vertrau
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Vor diesem Hintergrund besteht kein Anlass für eine gesonderte baden-württembergische Gesetzesinitia tive zu dieser Fragestellung. Das Ergebnis der Prüfung des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz bleibt abzuwarten. 
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann derzeit nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Salomon 
	 
	 
	 
	 
	 
	23. Petition 16/5049 betr. Gesetzesinitiative zur Erweiterung des Wahlrechts 
	-

	 
	Der Petent regt eine Gesetzesinitiative an, mit der  allen ausländischen Staatsangehörigen, die im Besitz einer Niederlassungserlaubnis in Deutschland sind, das Wahlrecht, hilfsweise das Wahlrecht bei Kommunalwahlen, eingeräumt wird.
	-

	Die Prüfung der Petition hat das Folgende ergeben: 
	 
	Nach Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) sowie nach Artikel 25 Absatz 1 und Artikel 26 Absatz 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV) setzt das Wahlrecht, durch dessen Ausübung das Staatsvolk in erster Linie die ihm zukommende Staatsgewalt wahrnimmt, die Eigenschaft als deutscher Staatsangehöriger oder als Volksdeutscher in Sinne des Artikels 116 GG voraus. 
	-
	-

	 
	Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht mit Urteilen vom 31. Oktober 1990 (BVerfGE 83, 37, 59; 83, 60 ff.) das schleswig-holsteinische Gesetz zur Änderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom 21. Februar 1989, durch welches Staatsangehörigen bestimmter anderer Länder das Wahlrecht zu den Gemeinde- und Kreisvertretungen eingeräumt wurde, wegen Verstoßes gegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 GG sowie das hamburgische Gesetz zur Einführung des Wahlrechts für Ausländer zu den Bezirksversammlungen vom 20.
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach dem am 7. Februar 1992 in Maastricht unterzeichneten Vertrag über die Europäische Union erlangten Staatsangehörige eines Mitgliedstaats der Europäischen Union (Unionsbürger) mit Wohnsitz in  einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen im Wohnsitzmitgliedstaat unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige dieses Staates (nunmehr Artikel 22 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union – zuvor Artikel 19 A
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die landesgesetzlichen Bestimmungen über das ak tive und passive Wahlrecht entsprechen den verfassungsrechtlichen Vorgaben. Nach § 7 und § 9 des Landtagswahlgesetzes sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 Absatz 1 GG zum Landtag wahlberechtigt und wählbar. Bei allen Gemeindewahlen sowie bei den Kreistagswahlen sind außer Deutschen im Sinne von Artikel 116 Absatz 1 GG auch Staatsangehörige anderer EU-Mitgliedstaaten, die im jeweiligen Wahlgebiet wohnen, wahlberechtigt und wählbar (§§ 12, 14 und 28 der Gemein
	-
	-
	-
	-

	Die beiden o. a. Urteile des Bundesverfassungsgerichts sind im Hinblick auf die Einräumung eines Wahlrechts für ausländische Unionsbürger zu bestimmten Wahlen durch die Einfügung des Satzes 3 in Artikel 28 Absatz 1 GG (Artikel 72 Absatz 1 Satz 2 LV) nicht überholt, da das Wahlrecht ausländischer Unionsbürger auf Kommunalwahlen beschränkt ist und der Umsetzung europäischen Rechts diente. Das Kommunalwahlrecht für ausländische Unionsbürger stellt verfassungsrechtlich in Bezug auf den demokratischen Staatsaufb
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist entgegen der Auffassung des Petenten nicht „veraltet“ oder „nicht mehr haltbar“, sondern vom Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des Wahlrechts zu beachten. Der Petent begründet seine Auffassung auch nicht näher, sondern trägt lediglich vor, dass solange es Steuergleichheit gibt, es keine Ungleichheit beim Wahlrecht geben sollte. 
	-
	-
	-

	 
	Sowohl die Einräumung eines Wahlrechts für ausländische Staatsangehörige zur Landtagswahl als auch für Ausländer ohne Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäischen Union zu den Kommunalwahlen würde zunächst eine Änderung des Grundgesetzes sowie im Anschluss eine Änderung der Landesverfassung voraussetzen. Eine solche Änderung der Verfassungslage wäre aber mit einem verfassungsrechtlichen Risiko verbunden, da nach wohl überwiegender Meinung Artikel 79 Absatz 3 GG und Artikel 64 Absatz 1 Satz 2 LV
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für eine Gesetzesinitiative besteht demnach kein Anlass. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Salomon 
	24. Petition 16/5107 betr. Schutz von nichtehelichen Lebensgemeinschaften im Aufenthaltsgesetz; Anregung einer Gesetzesinitiative 
	 
	Der Petent begehrt, dass Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften dieselben Aufenthaltsrechte wie Ehegatten und Personen in eingetragenen Lebenspartnerschaften gewährt werden sollen. Die derzeitigen aufenthaltsrechtlichen Regelungen seien nicht mehr zeitgemäß. Auch das Bundesverfassungsgericht habe nichteheliche Lebensgemeinschaften mit der Ehe gleichgesetzt. Konkret verfolgt der Petent das Ziel, dass auch Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften die Einreise und das Zusammenleben im Bundesgeb
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition ergab das Folgende: 
	 
	Sofern sich die Petition auf das Anliegen bezieht, für nichteheliche Lebensgemeinschaften ein Einreisevisum zu erteilen, ist eine Beurteilung der Zuständigkeit des Landes entzogen. Die Entscheidung hierüber ist im Rahmen der Prüfung des Antrags auf Erteilung eines Visums von der jeweils zuständigen deutschen Auslandsvertretung zu treffen. Das Land hat insofern keine Prüfungs- und Entscheidungskompetenz. Für die Erteilung eines Visums sind die deutschen Auslandsvertretungen zuständig. Sie entscheiden als Bun
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Rahmen der verwaltungsinternen Beteiligung ist die Ausländerbehörde an die Vorgaben des Aufenthaltsgesetzes gebunden. Die Einreise ist hiernach für Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften im Rahmen des Aufenthaltsgesetzes nicht möglich. Ein eigenständiger Aufenthaltstitel zur Einreise von Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften ist gesetzlich nicht vorgesehen und wäre vom Bundesgesetzgeber zu veranlassen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Aufenthaltsgesetz dient der Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von Ausländern in das Bun desgebiet. Es ermöglicht und gestaltet Zuwanderung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integra tionsfähigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen der Bundesrepublik Deutschland.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz von Artikel 6 Grundgesetz. Diesem wird in der Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes Rechnung ge tragen.  
	-

	 
	Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften kann ein gemeinsames Zusammenleben im Rahmen der bestehenden aufenthaltsrechtlichen Regelungen ermöglicht werden. Der im Ausland lebende Partner kann zum Zwecke der Ausbildung oder zum Zweck der Erwerbstätigkeit einreisen, sofern er die Erteilungsvoraussetzungen für den jeweiligen Aufenthalts titel erfüllt. Im Bereich der Einreise zu Erwerbszwecken wurden im Frühjahr 2020 mit Einführung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes weitere Möglichkeiten zur Berufsaufnah
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Es bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die im Aufenthaltsgesetz vorgesehenen Erteilungsvoraussetzungen zur Einreise von drittstaatsangehörigen nichtehelichen Lebenspartnern ins Bundesgebiet. Vielmehr spiegelt die gesetzliche Differenzierung zwischen Ehegatten bzw. Personen in eingetragenen Lebensgemeinschaften und nichtehelichen Lebenspartnern die verfassungsmäßige Wertung gemäß Artikel 6 Grundgesetz wieder. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für eine Bundesratsinitiative zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes besteht demnach kein Anlass. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Salomon 
	 
	 
	 
	 
	 
	25. Petition 16/5282 betr. Rundfunkbeitrag 
	 
	Die Petentin wendet sich gegen ihre Rundfunkbeitragspflicht für ihre in Baden-Württemberg befindliche Wohnung. Diese sei untervermietet seit sie im Ausland lebe, der Rundfunkbeitrag daher von ihrer Mieterin zu bezahlen. Sie wendet ein, für die Rückstände könne man sie nicht in Anspruch nehmen, zumal sie ihre in Baden-Württemberg befindliche Wohnung einem sozialen Preis untervermietet habe. Die Rückstände seien von ihrer Untermieterin zu zahlen.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Der SWR hat mitgeteilt, dass in der Regel und aus allgemeiner Lebenserfahrung bei Untervermietungen von einer Dauer von mindestens drei Monaten und nicht länger als zwölf Monaten ausgegangen werde. Im Nachgang zum Meldedatenabgleich im Jahr 2018 habe die Petentin erstmals gegenüber dem Zentralen Beitragsservice angegeben, dass in der vom Einwohnermeldeamt gemeldeten Wohnung seit 2016 eine Untervermietung vorläge. 
	-
	-

	 
	Eine Abmeldung des Rundfunkbeitragskontos der Petentin während der Auslandsaufenthalte wäre grund sätzlich möglich, wenn ein tatsächlicher Wohnungswechsel nachgewiesen wird. Nach § 17 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes hat sich eine Person, die aus einer Wohnung auszieht und keine Wohnung im Inland bezieht, innerhalb von zwei Wochen bei der Melde behörde abzumelden. In § 2 Absatz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (RBStV), der die Rechtsgrundlage für die Rundfunkbeitragsflicht darstellt, ist geregelt, dass 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach den Vorgaben des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags ist für jede Wohnung nur ein Rundfunkbeitrag zu zahlen. Daher hat nach Auskunft des SWR der Zentrale Beitragsservice, bei welchem es sich um eine der Verwaltungsvereinfachung dienende Gemeinschaftseinrichtung der Landesrundfunkanstalten handelt, nach Hinweis auf die Untervermietung die Wohnung aus dem Grund „Wohngemeinschaft“ ab Oktober 2019 für die Petentin abgemeldet. Ab diesem Zeitpunkt sind nach Angaben des SWR Rundfunkbeiträge für die gemeinsam genut
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zusammenfassend bleibt daher Folgendes festzuhalten: Da die Petentin dauerhaft an der Adresse in Baden-Württemberg gemeldet war – obwohl die Voraussetzungen für eine Abmeldung der Wohnung gegeben waren – und die Untermieterin der Petentin von der Rundfunkbeitragspflicht befreit war, die Befreiung sich aber nicht auf die Petentin erstreckt, ist die Petentin zur Zahlung des Rundfunkbeitrags für die genannte Wohnung verpflichtet.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Seemann 
	 
	 
	 
	23.6.2021                                           Der Vorsitzende: 
	 
	                                                           Marwein
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